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Sehr geehrte Damen und Herren, 

das Niedersächsische Finanzgericht hat zu den Vo-
raussetzungen einer doppelten Haushaltsführung bei einem in Deutsch-
land tätigen, verheirateten Arbeitnehmer, dessen Ehepartner im Ausland 
die zuvor als Ehewohnung genutzte Wohnung beibehält, Stellung genom-
men - insbesondere zur finanziellen Beteiligung an den Kosten der Lebens-
führung. 
 
Des Weiteren hatte der Bundesfinanzhof zu entscheiden, ob die Umsatz-
steuer-Vorauszahlung für den Monat Dezember bei Gewinnermittlung 
durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung auch dann im Jahr der wirtschaft-
lichen Zugehörigkeit als Betriebsausgabe zu berücksichtigen ist, wenn sie 
zwar innerhalb von zehn Tagen nach dem Jahreswechsel geleistet wurde, 
aber aufgrund einer dem Unternehmer gewährten Dauerfristverlängerung 
für die Abgabe der Umsatzsteuer-Voranmeldungen erst später fällig war. 
 
Zudem stellte der Bundesfinanzhof klar, dass Umsätze aus dem Betrieb 
von Geldspielautomaten auch nach der zum 01.07.2021 in Kraft getretenen 
Gesetzesänderung für virtuelle Automatenspiele umsatzsteuerpflichtig 
sind. 
 
Zu beachten ist zudem die neue Regelung für Lohnsteuerbescheinigungen 
des Jahres 2023. Außerdem sind im Bereich der Gesetzgebung einige kurz-
fristige Veränderungen zu erwarten. So hat der Finanzausschuss angesichts 
der hohen Inflation die geplanten Erhöhungen von steuerlichen Freibeträ-
gen und Kindergeld noch weiter angehoben. Ein Gesetzentwurf der Bun-
desregierung sieht eine faire Aufteilung der CO2-Kosten im Mietverhältnis 
vor. Und: die Dezember-Entlastung für Gas- und Wärmekunden kommt. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
   

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
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Einkommensteuer 

Doppelte Haushaltsführung - Beteiligung an den 
Kosten der Lebensführung mit Auslandsbezug 
Die für eine doppelte Haushaltsführung erforderliche 
finanzielle Beteiligung an den Kosten der Lebensfüh-
rung muss bei Fällen mit Auslandsbezug nicht unter-
stellt werden, nur weil der Arbeitnehmer verheiratet ist. 
So das Niedersächsische Finanzgericht. Die Finanzver-
waltung ist dazu berechtigt, sich in jedem Einzelfall die 
finanzielle Beteiligung an den Kosten der Lebensfüh-
rung nachweisen zu lassen. 
Zu den Lebensführungskosten zählen insgesamt dieje-
nigen Aufwendungen zur Gestaltung des privaten Le-
bens, die einen Haushaltsbezug aufweisen, im Wesent-
lichen also Miet- und Hauskosten, Verbrauchs- und 
sonstige Nebenkosten, Aufwendungen für die An-
schaffung und Reparatur von Haushaltsgeräten und -
gegenständen, Kosten für Lebensmittel und Telekom-
munikationskosten. Kosten für Urlaub, Pkw, Freizeitge-
staltung, Gesundheitsförderung sowie Kleidung u. Ä. 
zählen hingegen nicht zu den Lebenshaltungskosten. 
Der finanzielle Beitrag an den Kosten der Lebensfüh-
rung darf nicht erkennbar unzureichend sein, weshalb 
er oberhalb einer Bagatellgrenze von 10 % der gesam-
ten haushaltsbezogenen Lebensführungskosten liegen 
muss. 

Kein einkünftebezogener Veranlassungszusam-
menhang bei Grundschuldbestellungen 
Wenn an den Grundstücken eines Steuerpflichtigen 
Grundschulden bestellt werden, die der Absicherung 
von Darlehen dienen, die eine Personengesellschaft 
aufgenommen hat, deren Gesellschaftsanteile von An-
gehörigen des Steuerpflichtigen gehalten werden, be-
ruht die Grundschuldbestellung auch dann nicht auf 
einem einkünftebezogenen Veranlassungszusammen-
hang, wenn die Grundstücke der Personengesellschaft 
entgeltlich zur Nutzung überlassen werden. So ent-
schied das Niedersächsische Finanzgericht. 
Wenn die Grundstücke und die Anteile der Personen-
gesellschaft später von einem anderen Steuerpflichti-
gen erworben werden, wandle sich der Veranlassungs-
zusammenhang für die Grundschuldbestellung trotz 
der entstandenen Betriebsaufspaltung nicht in einen 
betrieblichen Veranlassungszusammenhang. 
Zahlungen zur Ablösung so entstandener Grundschul-
den seien weder als Betriebsausgaben abzugsfähig 
noch würden sie nachträgliche Anschaffungs-kosten 
für den Erwerb der Anteile der Personen-gesellschaft 

darstellen. 

Steuerfolgen bei der Vergabe von unverzinslichen 
Darlehen 
Zinslose Darlehen sind steuerlich von Bedeutung. Die 
Unverzinslichkeit und die daraus stammenden  
Steuerfolgen zeigen sich insbesondere in zwei wesent-
lichen Bereichen: Erstens als Incentive-Leistung eines 
Arbeitgebers an Mitarbeitende und zweitens bei der 
Darlehensvergabe zwischen Verwandten als Hilfe bei 
geplanten Investitionen oder als Geschenk. 
Die Unverzinslichkeit eines vom Arbeitgeber gewähr-
ten Darlehens stellt in Höhe des Vorteils Arbeitslohn 
dar. Die Finanzverwaltung besteuert aber nur Zinsvor-
teile, wenn am Ende eines Lohnabrechnungszeitrau-
mes (üblicherweise also am Monatsende) die Darle-
henssumme 2.600 Euro übersteigt. Der geldwerte Vor-
teil ergibt sich dann aus der Differenz zwischen dem 
marktüblichen Zins und dem konkret vereinbarten 
Zinsbetrag. Dieser marktübliche Zinssatz muss dabei 
aus Darlehen mit der gleichen Laufzeit und auch sonst 
üblichen Bedingungen (z. B. hinsichtlich der Sicherhei-
ten) abgeleitet werden. Von dem so errechneten Vor-
teil kann ein Abschlag von 4 % abgezogen werden. 
Auch die Freigrenze für Sachbezüge von - ab 2022 - 50 
Euro pro Monat kann für den verbleibenden Zinsvor-
teil in Anspruch genommen werden. Dies gilt aller-
dings nur, wenn er nicht bereits für andere Sachbezüge 
berücksichtigt wurde. Bei Arbeitnehmern von Kreditin-
stituten bleibt der Zinsvorteil bis zu 1.080 Euro p. a. 
lohnsteuerfrei. 
Wird ein Zinsvorteil zwischen Verwandten oder ande-
ren nahestehenden Personen gewährt, unterliegt er 
der Schenkungsteuer, soweit der jeweils anzuwen-
dende Freibetrag überschritten wird. Auch die unver-
zinsliche (lebenslängliche) Stundung einer Zugewinn-
ausgleichsforderung ist nach einem Urteil des Bundes-
finanzhofs wie ein Darlehen mit dem Nutzungsvorteil 
zu versteuern. Dabei ist der gesamte Vorteil für die 
Laufzeit lt. Sterbetafel in einer Summe steuerpflichtig 
im Zeitpunkt der Geltendmachung des Anspruchs. Zu-
vor ist aber immer zu untersuchen, ob die Vereinba-
rung auch tatsächlich alle wesentlichen Elemente eines 
Darlehens enthält und insbesondere davon auszuge-
hen ist, ob eine Rückzahlung vorgenommen werden 
soll. Ist dies nicht der Fall, liegt eine Schenkung der 
Ausgleichsforderung im Zeitpunkt ihrer Fälligkeit, d. h. 
unverzüglich nach der Feststellung der Höhe, vor. 
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Freiwillige Zahlung einer Umsatzsteuer-Voraus-
zahlung des Vorjahres vor Fälligkeit als Betriebs-
ausgabe 
Der Bundesfinanzhof vertritt die Auffassung, die Um-
satzsteuer-Vorauszahlung für den Voranmeldungs-
zeitraum des Dezembers des Vorjahres, die zwar inner-
halb des maßgeblichen Zehn-Tages-Zeitraums geleis-
tet, aber wegen einer Dauerfristverlängerung erst da-
nach fällig wird, ist bei der Gewinnermittlung durch 
Einnahmen-Überschuss-Rechnung erst im Jahr des 
Abflusses als Betriebsausgabe zu berücksichtigen. 

Steuerliche Anerkennung der Bestellung eines 
zeitlich befristeten Nießbrauchs an einem lang-
fristig an eine elterliche GmbH vermieteten 
Grundstück 
Wenn Eltern ihren minderjährigen unterhaltsberech-
tigten Kindern zeitlich befristet einen Nießbrauch an 
einem Grundstück bestellen, das langfristig bis zur Be-
endigung des Nießbrauchs an eine von den Eltern be-
herrschte GmbH vermietet ist, so ist diese Nieß-
brauchsbestellung steuerrechtlich nicht anzuerkennen. 
Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg entschied, dass 
insoweit die von den Eltern beherrschte GmbH nicht 
wie eine fremde dritte Person mit von den Eltern un-
abhängiger Willensbildung angesehen werden kann. 
Die zeitlich befristete Übertragung eines zeitlich iden-
tisch unkündbaren Mietvertrages zwischen Eltern und 
GmbH auf die minderjährigen Kinder erscheine unwirt-
schaftlich, umständlich, gekünstelt sowie überflüssig 
und erweise sich lediglich als formale Maßnahme zur 
Steuerersparnis (Ausnutzung der Grundfreibeträge der 
Kinder sowie des Progressionsgefälles zwischen Eltern 
und Kindern). 

Abzug von Taxikosten für Fahrten zwischen Woh-
nung und Arbeitsplatz nur in Höhe der Entfer-
nungspauschale 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass ein Arbeitnehmer 
für seine Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsplatz 
auch bei Nutzung eines Taxis Aufwendungen als Wer-
bungskosten lediglich in Höhe der Entfernungspau-
schale von 0,30 Euro für jeden Entfernungskilometer 
von der Steuer absetzen kann. Bei einem Taxi handelt 
es sich nicht um ein begünstigtes öffentliches Ver-
kehrsmittel. 

Umsatzsteuer 

Vorsteuerabzug bei Leistungen von sog.  
Outplacement-Unternehmen für Personalabbau 
Wenn der Unternehmer für einen von ihm angestreb-
ten Personalabbau Leistungen von sog. Outplace-
ment-Unternehmen bezieht, mit denen unkündbar 
und unbefristet Beschäftigte individuell insbesondere 
durch sog. Bewerbungstrainings bei der Begründung 
neuer Beschäftigungsverhältnisse unterstützt werden 
sollen, ist der Unternehmer aufgrund eines vorrangi-
gen Unternehmensinteresses zum Vorsteuerabzug be-
rechtigt. So entschied der Bundesfinanzhof. 

Umsätze aus Betrieb von Geldspielautomaten  
weiterhin steuerpflichtig 
Umsätze aus dem Betrieb von Geldspielautomaten 
sind auch nach der zum 01.07.2021 in Kraft getretenen 
Gesetzesänderung für virtuelle Automatenspiele um-
satzsteuerpflichtig. Das entschied der Bundes-finanz-
hof. 
Das Gericht stellte klar, dass diese Ungleichbehand-
lung zulässig ist. Umsätze in Spielhallen und Online-
Umsätze seien aus mehreren Gründen (unterschied-li-
che Ausschüttungsquoten, unterschiedliche Verfüg-
barkeit, potenziell größerer Kundenkreis online, unter-
schiedliche Spielsuchtrisiken) bereits nicht vergleich-
bar. 

Hinweis 
Der Bundesfinanzhof hatte bereits mehrfach ent-
schieden, dass Umsätze aus dem Betrieb von Geld-
spielautomaten umsatzsteuerpflichtig sind. Bis zum 
30.06.2021 galt dies unabhängig davon, ob es sich 
um Umsätze in Spielhallen u. ä. oder um Online-Um-
sätze (sog. virtuelle Automatenspiele) handelte. Zum 
01.07.2021 hat der Gesetzgeber jedoch die gesetzli-
chen Grundlagen geändert: Virtuelle Automaten-
spiele unterliegen seither der Rennwett- und Lotte-
riesteuer. Sie sind deshalb umsatzsteuerfrei. Um-
sätze in Spielhallen sind hingegen weiterhin umsatz-
steuerpflichtig. Für sie fällt aber keine Rennwett- und 
Lotteriesteuer an. Hintergrund der Änderung war u. 
a. der Umstand, dass Online-Angebote hinsichtlich 
ihrer Spielsucht auslösenden Aspekte anders einzu-
stufen seien als die terrestrischen Angebote (z. B. in 
Spielhallen). 
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Rechnungsberichtigung – Rückwirkung für Vor-
steuerabzug? 
Wenn ein Unternehmer in der Annahme einer Leis-
tungserbringung im Ausland eine Ausgangsrechnung 
ohne inländischen Steuerausweis erteilt, kann er diese 
nicht in der Weise berichtigen, dass dem späteren Aus-
weis inländischer Umsatzsteuer Rückwirkung für den 
Vorsteuerabzug des Leistungsempfängers zukommt. 
Das Recht auf Vorsteuerabzug kann aufgrund einer 
berichtigten Rechnung bereits für den Besteuerungs-
zeitraum ausgeübt werden, in dem die Rechnung ur-
sprünglich ausgestellt wurde, wenn zunächst eine 
Rechnung ausgestellt wird, die den Anforderungen der 
§§ 14, 14a UStG nicht entspricht, diese Rechnung aber 
später berichtigt wird. Für die dabei erforder-liche Be-
richtigungsfähigkeit der ursprünglich erteilten Rech-
nung verlangt der Bundesfinanzhof jedoch, dass diese 
Angaben zum Rechnungsaussteller, zum Leistungs-
empfänger, zur Leistungsbeschreibung, zum Entgelt 
und zur gesondert ausgewiesenen Umsatzsteuer ent-
hält.  

Gewerbesteuer 

Frühestens ab Erwerb der ersten Immobilie be-
steht Gewerbesteuerpflicht eines Grundstücks-
händlers 
Die sachliche Gewerbesteuerpflicht eines Grund-
stückshändlers beginnt frühestens mit dem Abschluss 
eines Kaufvertrages über eine erste Immobilie. Erst 
durch den entsprechenden Kauf ist er in der Lage, 
seine Leistung am Markt anzubieten. So entschied der 
Bundesfinanzhof. 

Verfahrensrecht 

Anpassung von Zinsfestsetzungen für Steuernach-
zahlungen und -erstattungen 
Das Bundesverfassungsgericht hatte mit Beschluss 
vom 08.07.2021 die Verfassungswidrigkeit des bun-
desgesetzlichen Zinssatzes von jährlich 6 % für Steuer-
nachzahlungen und -erstattungen festgestellt. Der 
Bundesgesetzgeber hat daraufhin eine verfassungsge-
mäße Neuregelung der Verzinsung, rückwirkend ab 
01.01.2019, mit nunmehr 1,8 % pro Jahr beschlossen. 
Im November 2022 werden nun die bayerischen  
Finanzämter aufgrund dieser Gesetzesänderung von 
Amts wegen rund zwei Millionen geänderte Zins-be-

scheide in allen offenen Fällen an die betroffenen Bür-
ger übermitteln. Hierfür ist somit kein Antrag erforder-
lich. 
Haben Steuerbürger bereits einen Bescheid mit einer 
Steuererstattung und einer Zinsfestsetzung unter An-
wendung der ursprünglichen 6 % jährlichem Zins er-
halten, besteht insoweit in der Regel ein Vertrauens-
schutz und es ist keine teilweise Rückzahlung des Zin-
ses notwendig. Nur wenn der Zins bislang noch nicht 
festgesetzt wurde, erfolgt dies nun mit dem neuen 
Zinssatz von 1,8 %. 

Inflationsausgleichsgesetz 

Weitere Anhebung der geplanten Erhöhung von 
steuerlichen Freibeträgen und Kindergeld 
Der Finanzausschuss hat angesichts der hohen Infla-
tion die geplanten Erhöhungen von steuerlichen Frei-
beträgen und Kindergeld noch weiter angehoben. 
Der Koalitionsentwurf sah ursprünglich eine Anhe-
bung des steuerlichen Grundfreibetrages von derzeit 
10.347 Euro auf 10.632 Euro im kommenden Jahr vor. 
Der Betrag soll jetzt (Stand: 08.11.2022) auf 10.908 
Euro steigen. 2024 sollte der Grundfreibetrag nach 
dem Gesetzentwurf weiter auf 10.932 Euro steigen. Mit 
dem Änderungsantrag wird dieser Wert auf 11.604 
Euro angehoben. 
Ebenfalls im nächsten Jahr erhöht werden soll das Kin-
dergeld für das erste, zweite und dritte Kind auf ein-
heitlich 250 Euro pro Monat. Vorgesehen waren im Ko-
alitionsentwurf 237 Euro. Die Anhebungen gehen zu-
rück auf die Angaben im 14. Existenzminimum-bericht. 
Auch der steuerliche Kinderfreibetrag wird erhöht. 
Das sog. Inflationsausgleichsgesetz soll am 25.11.2022 
vom Bundesrat verabschiedet werden. 

Gesetzgebung 

Entlastung für Mieter - Faire Aufteilung des CO2-
Preises 
Seit 2021 wird beim Heizen mit Öl oder Erdgas eine 
zusätzliche CO2-Abgabe erhoben. Bisher mussten 
Mieter diese Kosten allein tragen. Der Bundestag hat 
jetzt einen Gesetzentwurf beschlossen, der eine faire 
Aufteilung der CO2-Kosten im Mietverhältnis vorsieht. 
 
Für Wohngebäude soll ein Stufenmodell gelten: Je 
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schlechter der energetische Zustand eines Gebäudes, 
desto höher ist der Kostenanteil für Vermieter. Inves-
tieren sie in klimaschonende Heizungssysteme und 
energetische Sanierungen, dann sinkt ihr Anteil an den 
CO2-Kosten. Die Aufteilung erfolgt in Abhängigkeit 
des CO2-Ausstoßes pro Quadratmeter Wohn-fläche 
im Jahr. Vermieter ermitteln die CO2-Kosten und den 
Verteilungsschlüssel im Zuge der jährlichen Heizkos-
tenabrechnung. In manchen Fällen hindern Vorgaben 
- z. B. aufgrund von Denkmalschutz, der Pflicht zur 
Nutzung von Fernwärme oder Milieuschutz - Vermie-
ter daran, die Energiebilanz von Gebäuden zu verbes-
sern. Ihr Kostenanteil wird dann halbiert oder entfällt 
ganz. 
Bei Nichtwohngebäuden gilt zunächst übergangs-
weise eine hälftige Teilung des CO2-Preises. Ein Stu-
fenmodell wie bei Wohngebäuden eignet sich derzeit 
noch nicht, da diese Gebäude in ihren Eigenschaften 
zu verschieden sind. Im Gesetzentwurf ist vorgesehen, 
bis Ende 2024 die dafür erforderlichen Daten zu erhe-
ben. Ein Stufenmodell für Nichtwohngebäude soll 
dann Ende 2025 eingeführt werden. 
Nach dem Bundestagsbeschluss muss das Gesetz noch 
den Bundesrat passieren. Es soll am 01.01.2023 in Kraft 
treten. 

Neue Regelung für Lohnsteuerbescheinigungen 
des Jahres 2023 
Elektronische Lohnsteuerbescheinigungen, die von Ar-
beitgebern ausgestellt werden, dürfen für die Jahre ab 
2023 nur noch mit der Angabe der Steuer-Identifikati-
onsnummer der Arbeitnehmer an das  
Finanzamt übermitteln werden. Die bisherige Möglich-
keit, eine eindeutige Personenzuordnung mit einer 
sog. eTIN (electronic Taxpayer Identification Number) 
vorzunehmen, fällt ab 2023 weg. Arbeit-geber müssen 
daher rechtzeitig Sorge dafür tragen, dass ihnen die 
Steuer-Identifikationsnummern aller ihrer Arbeitneh-
mer vorliegen. 
Arbeitnehmern, für die eine Meldepflicht beim Ein-
wohnermeldeamt in Deutschland besteht, wird die 
Steuer-Identifikationsnummer automatisch vom Bun-
deszentralamt für Steuern (BZSt) zugeteilt. Bei in 
Deutschland geborenen Personen wird die Steuer-
Identifikationsnummer seit ihrer Einführung im Jahr 
2007 bereits ab Geburt vergeben. Sollte die Identi-fi-
kationsnummer nicht mehr bekannt sein, kann eine er-
neute Zusendung über die Homepage des BZSt unter 
www.bzst.de beantragt werden. 

Nichtmeldepflichtige Arbeitnehmer, z. B. in Deutsch-
land tätige Personen mit Wohnsitz im Ausland, denen 
bislang keine Steuer-Identifikationsnummer vom BZSt 
zugeteilt wurde, können diese beim für den Arbeitge-
ber zuständigen Finanzamt (sog. Betriebstättenfinanz-
amt) beantragen. 
Die erstmalige Zuteilung einer Identifikationsnummer 
kann auch durch die Arbeitgeber beantragt werden, 
wenn diese von ihren Arbeitnehmern hierzu bevoll-
mächtigt werden. Für die Bevollmächtigung ist kein 
bestimmtes Formular erforderlich. Sie muss nur ein-
deutig sein. 

Soforthilfen 

Dezember-Entlastung für Gas- und Wärmekunden 
kommt 
Am 14.11.2022 hat der Bundesrat die Dezember-So-
forthilfen für Letztverbraucher von Erdgas und Kunden 
von Wärme gebilligt, die der Bundestag am 10.11.2022 
beschlossen hatte. Das Gesetz kann daher nach Unter-
zeichnung durch den Bundespräsidenten und direkt 
am Tag nach der Verkündung im Bundesgesetzblatt in 
Kraft treten. 
Haushaltskunden und kleinere Unternehmen mit ei-
nem Jahresverbrauch bis zu 1.500 Megawattstunden 
Gas werden durch die einmalige Soforthilfe von den 
dramatisch gestiegenen Kosten entlastet - als Über-
brückung, bis im nächsten Jahr die geplante Gaspreis-
bremse wirkt. Unabhängig vom Jahresverbrauch hilfe-
berechtigt sind unter anderem Pflege-, Rehabilitati-
ons- und Forschungseinrichtungen, Kindertagesstät-
ten, Werkstätten für Menschen mit Behinderungen 
und Wohnungseigentümergemeinschaften. 
Für die Betroffenen entfällt die Pflicht, die vertraglich 
vereinbarten Abschlagszahlungen für den Monat De-
zember zu leisten. Bei der Wärmeversorgung erfolgt 
die Entlastung durch eine pauschale Zahlung, die sich 
im Wesentlichen an der Höhe des im September ge-
zahlten Abschlags bemisst. 
Für Mieter, die keine eigenen Verträge mit den Ener-
gielieferanten haben, sondern über Nebenkosten-ab-
rechnungen betroffen sind, sind differenzierte Sonder-
regeln je nach Vertragsgestaltung gegenüber der Ver-
mieterseite vorgesehen. Ziel ist es, auch diese Haus-
halte zeitnah von den Kostensteigerungen zu entlas-
ten. 



Dezember 2022 – Monatsinformation 
Dobler. Lambert. 
Recht | Steuern | Wirtschaft 

 
 

Impressum 
© 2022 Alle Rechte, insbesondere das Verlagsrecht, allein beim Herausgeber DATEV eG, 90329 Nürnberg (Verlag). 
Die Inhalte wurden mit größter Sorgfalt erstellt, erheben keinen Anspruch auf eine vollständige Darstellung und  
ersetzen nicht die Prüfung und Beratung im Einzelfall. 
Die enthaltenen Beiträge und Abbildungen sind urheberrechtlich geschützt. 
Die Verwendung der Inhalte und Bilder im Kontext dieser Mandanten-Monatsinformation erfolgt mit Einwilligung der 
DATEV eG 

 

Termine Steuern/Sozialversicherung Dezember 2022/Januar 2023
Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag 

12.12.20221 10.01.20232 

Einkommensteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag 

12.12.2022 entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 12.12.2022 entfällt 

Umsatzsteuer 12.12.20223 10.01.20234 

Ende der Schonfrist obi-
ger Steuerarten bei 
Zahlung durch: 

Überweisung5 15.12.2022  13.01.2023 

Scheck6 12.12.2022 10.01.2023 

Sozialversicherung7 28.12.2022 27.01.2023 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseig-

ner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr, bei Jahreszahlern für das vorange-

gangene Kalenderjahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgen-

den Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werk-
tag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 23.12.2022/25.01.2023, jeweils 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

wenn der Arbeitnehmer ein ihm von seinem Arbeitgeber auch zur außer-
dienstlichen Nutzung überlassenes Kfz für Familienheimfahrten im Rahmen 
einer doppelten Haushaltsführung nutzt, scheidet ein Werbungskosten-abzug 
laut Bundesfinanzhof auch dann aus, wenn der Arbeitnehmer hierfür ein Nut-
zungsentgelt leisten muss oder individuelle Kfz-Kosten zu tragen hat. 
 
Außerdem hatte sich der Bundesfinanzhof mit der Frage auseinanderzuset-
zen, ob eine Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen zu gewähren ist, 
wenn diese von einer GmbH erbracht werden, an der der Leistungsempfänger 
beteiligt ist, und dessen Gesellschafterverrechnungskonto damit belastet wird 
oder ob die Einbindung eines Kreditinstituts erforderlich ist. 

 
Die sog. Inflationsausgleichsprämie, die die Bundesregierung auf den Weg 
gebracht hat, sieht vor, dass bis Ende 2024 Zahlungen der Arbeitgeber bis zu 
einem Betrag von 3.000 Euro steuer- und sozialversicherungsfrei möglich sein 
sollen.  
 
Die Finanzminister der Länder haben sich in Abstimmung mit dem Bundesfi-
nanzministerium auf eine einmalige Fristverlängerung bei der Abgabe der 
Grundsteuererklärung verständigt. 
 
Am 07.10.2022 hat der Bundesrat zahlreichen Änderungen bei den sog. Ver-
brauchsteuern zugestimmt. Bis Ende 2023 bleibt es demnach beim  
reduzierten Umsatzsteuersatz von 7 % auf Restaurant- und Verpflegungs-
dienstleistungen. Ausgenommen sind weiterhin Getränke.  
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
 
Wir beraten Sie gerne. 

 

  

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
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Einkommensteuer 

Auch bei Zuzahlungen an Arbeitgeber: Für die  
Nutzungsüberlassung eines Dienstwagens kein 
Werbungskostenabzug für Familienheimfahrten 
Der Bundesfinanzhof hat dazu Stellung genommen, ob 
tatsächliche Aufwendungen des Arbeitnehmers für Fa-
milienheimfahrten im Rahmen der doppelten Haus-
haltsführung, die durch die Nutzung der Tankkarte des 
Arbeitgebers für private Zwecke unter Zahlung einer 
kilometerabhängigen Pauschale pro gefahrenem Kilo-
meter angefallen sind, bei der (teilweise) entgeltlichen 
Gestellung eines Fahrzeugs durch den Arbeitgeber im 
Rahmen eines sog. Kilometerleasingmodells als Wer-
bungskosten berücksichtigungsfähig sind bzw. ob in 
dieser Fallkonstellation die Entfernungspauschale in 
Höhe von 0,30 Euro pro Entfernungskilometer ange-
setzt werden kann. 
Wenn der Arbeitnehmer ein ihm von seinem Arbeitge-
ber auch zur außerdienstlichen Nutzung überlassenes 
Kfz für Familienheimfahrten im Rahmen einer doppel-
ten Haushaltsführung nutze, scheide ein Werbungs-
kostenabzug auch dann aus, wenn der Arbeitnehmer 
hierfür ein Nutzungsentgelt leisten müsse oder indivi-
duelle Kfz-Kosten zu tragen habe. Aufwendungen für 
Familienheimfahrten mit einem dem Steuerpflichtigen 
im Rahmen einer Einkunftsart überlassenen Kfz wür-
den nicht berücksichtigt. Im Gegenzug verzichte der 
Gesetzgeber auf den Ansatz eines geldwerten Vorteils 
in Gestalt eines Zuschlags für eine wöchentliche Fami-
lienheimfahrt in Höhe von 0,002 % des Listenpreises 
zur 1 %-Regelung. 

Kosten für das Projektcontrolling als sofort  
abzugsfähige Finanzierungskosten 
In erster Instanz entschied das Finanzgericht Berlin-
Brandenburg, dass die Kosten für eine qualifizierte 
baufachliche Betreuung im Rahmen des Neubaus ei-
nes Gebäudes nicht als Herstellungskosten, sondern 
als sofort abzugsfähige Finanzierungskosten zu quali-
fizieren sind, wenn die finanzierende Bank diese Leis-
tung bei der Vergabe des Darlehens fordert.  
Der IX. Senat des Bundesfinanzhofs hat das Urteil des 
Finanzgerichts bestätigt. Der Begriff der Schuldzinsen 
ist demnach nicht in einem zivilrechtlichen engen 
Sinne zu verstehen, sondern weit auszulegen. Die 
Zweckbestimmung von Aufwendungen, ein Darlehen 
zu erlangen oder zu sichern, ist das maßgebliche Aus-
legungskriterium. Danach sind etwa Aufwendungen 
für eine Wirtschaftlichkeitsberechnung als Schuldzin-

sen im weiteren Sinne abziehbar, soweit diese Finan-
zierungszwecken dient und eben nicht der Beurteilung 
der Wirtschaftlichkeit des Herstellungsvorgangs. 
Noch ein interessanter Beschluss des Bundes-fi-
nanzhofs 
Mit Beschluss vom 29.03.2022 stellt der Bundes-fi-
nanzhof zur Einkünfteerzielungsabsicht bei Vermie-
tung und Verpachtung (§ 21 EStG) folgende Leitsätze 
auf: 
1. Die Einkünfteerzielungsabsicht in Form der Über-

schusserzielungsabsicht ist als das subjektive Tat-
bestandsmerkmal in § 21 EStG einkunftsart- und 
bereichsspezifisch ausgestaltet. 

2. Bei einer auf Dauer angelegten, auf Wohnimmobi-
lien bezogenen Vermietungstätigkeit ist typisie-
rend vom Vorliegen einer Einkünfteerzielungsab-
sicht auszugehen. Demgegenüber gilt bei Immobi-
lien, die nicht Wohnzwecken dienen (sog. Gewer-
beimmobilien), die Typisierung der Einkünfteerzie-
lungsabsicht nicht; hier muss im Einzelfall geprüft 
werden, ob der Steuerpflichtige beabsichtigt hat, 
auf die voraussichtliche Dauer der Nutzung einen 
Überschuss der Einnahmen über die Werbungs-
kosten zu erzielen. 

Hinweis 
Ob der Vermieter tatsächlich einen Totalüberschuss 
erzielt, ist unerheblich. Infolgedessen ist eine oftmals 
geforderte Totalgewinnprognose hinfällig. 
Motive eines Vermieters, aus denen Verluste entste-
hen, spielen keine Rolle. „Subjektive Elemente sind 
nicht Bestandteil der einkunftsart- und bereichsspe-
zifisch ausgestalteten Einkünfteerzielungsabsicht“, 
so der Bundesfinanzhof. 

Keine Steuerermäßigung für Handwerker-leistun-
gen bei Belastung des Gesellschafterverrech-
nungskontos des Steuerpflichtigen 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass die Steuerermä-
ßigung für Handwerkerleistungen auch nach der Neu-
fassung der entsprechenden Vorschrift nur in An-
spruch genommen werden kann, wenn der Rech-
nungsbetrag auf einem Konto des Leistenden bei ei-
nem Kreditinstitut gutgeschrieben wird. Die Gutschrift 
des Rechnungsbetrags im Wege der Aufrechnung 
durch Belastung des Gesellschafterverrechnungskon-
tos des Steuerpflichtigen bei der leistungserbringen-
den GmbH genüge den gesetzlichen Anforderungen 
an den Zahlungsvorgang nicht. 
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Umsatzsteuer 

Kein Vorsteuerabzug einer Kapitalgesellschaft aus 
Leistungen für private Interessen ihres Geschäfts-
führers und dessen Ehefrau 
Im Streitfall war die Antragstellerin eine GmbH. Die 
Ehefrau des Geschäftsführers der GmbH war bei der 
GmbH geringfügig beschäftigt. Die Ehefrau ist Eigen-
tümerin des mit einer Doppelhaushälfte bebauten 
Grundstücks, das sie im Streitjahr 2015 teilweise an die 
GmbH vermietet hatte und zwar „das Arbeitszimmer 
im Norden des 1. Stocks“ und die beiden Garagenstell-
plätze. Für die Miete wurde keine Umsatzsteuer be-
rechnet. Im Jahr 2015 wurden umfangreiche Sanie-
rungsarbeiten an dem Gebäude vorgenommen. So 
wurde eine Lüftungsanlage, Rollläden und Dachfenster 
eingebaut. Zudem wurde das Gebäude mit umfangrei-
cher Haustechnik ausgerüstet (Elektroinstallationen in-
klusive Photovoltaikanlage). Als Auftraggeber trat die 
GmbH auf. Diese beglich auch die Rechnungen. Eine 
Abrechnung der GmbH gegenüber der Eigentümerin 
(Ehefrau) oder dem Geschäftsführer erfolgte nicht. Seit 
2016 wird das Gebäude vom Geschäftsführer und des-
sen Ehefrau zu Wohnzwecken genutzt. 
Gegenüber dem Finanzamt trug die GmbH vor, es han-
dele sich um ein Prototypenhaus, das von der Ehefrau 
des Geschäftsführers zwar privat genutzt werde, aber 
in erster Linie Demonstrationszwecken gegenüber po-
tenziellen Kunden diene. Das Finanzamt versagte den 
Vorsteuerabzug aus den Rechnungen für Einbauten im 
Gebäude der Ehefrau des Geschäftsführers (Lüftung, 
Rollläden, Elektroinstallation, Einbau Netzwerk, Einbau 
Module) und weitere Vorsteuerbeträge (z. B. für Stütz-
strümpfe, Massagen, Getränke, Lebensmittel, Operet-
tenkarten). Die GmbH beantragte beim Finanzamt er-
folglos, die sich aus der Vorsteuerkürzung ergebende 
Umsatzsteuerzahlungen von der Vollziehung auszu-
setzen. Auch das Finanz-gericht Baden-Württemberg 
gewährte der GmbH keinen vorläufigen Rechtsschutz. 

Stromspeicher ist keine wesentliche Komponente 
einer Photovoltaik-Anlage 
Eine aus den Eheleuten bestehende Gesellschaft bür-
gerlichen Rechts (GbR), betrieb bereits seit 2013 eine 
Aufdach-Solaranlage. Die GbR plante in 2016 eine wei-
tere Photovoltaikanlage mit Batteriespeichersystem 
auf der Nordseite des Daches. Diese Komplettanlage 
sollte mit einem Programm finanziert werden, das vor 
Abschluss der Verträge im Jahr 2016 eingestellt wurde. 
Auf Vorschlag der finanzierenden Banken wurde daher 

zunächst die Photovoltaikanlage erworben und aufge-
baut und der Erwerb des Speichersystems auf das Jahr 
2017 verschoben, um die Fördermittel zu erhalten. 
Nach Lieferverzögerungen wurde das Speichersystem 
im Frühsommer 2017 in Betrieb genommen. Das Bat-
teriespeichersystem dient der Speicherung des durch 
die Solaranlage erzeugten Stromes, der ausschließlich 
für die private Versorgung der GbR verwendet wird. 
Das beklagte Finanzamt lehnte den Vorsteuerabzug 
für das Speichersystem ab. Die Stromspeicher seien 
nachträglich angeschafft worden, dienten der privaten 
Stromversorgung und könnten daher nicht dem Un-
ternehmen zugeordnet werden. Eine Ausnahme 
komme nur bei gleichzeitiger Anschaffung von Photo-
voltaikanlage und Strom-speicher in Betracht. 
Die hiergegen erhobene Klage wies das Finanzgericht 
Baden-Württemberg ab. Der GbR stehe nach Auffas-
sung des Gerichts kein Vorsteuerabzug aus den Rech-
nungen für das Batteriespeichersystem zu, weil dieses 
nicht für Zwecke der besteuerten Umsätze der Klägerin 
erfolgen sollte, sondern ausschließlich den privaten 
Belangen ihrer Gesellschafter diene. Der in den Batte-
rien gespeicherte Strom werde ausschließlich für den 
privaten Verbrauch der Gesellschafter verwendet. Des 
Weiteren richte sich der Vorsteuer-abzug nicht nach 
der Verwendung der Photovoltaikanlage, da das Bat-
teriespeichersystem nicht Bestandteil der Photovolta-
ikanlage geworden sei. Der Stromspeicher gehöre 
nicht zu den für den Betrieb einer Photovoltaik-Anlage 
wesentlichen Komponenten, da ein Stromspeicher 
nicht der Produktion von Solarstrom diene. 

Erbschaft-/Schenkungsteuer 

Die erweiterte beschränkte Steuerpflicht bei der 
Erbschaft-/Schenkungsteuer 
Die beschränkte Steuerpflicht im Rahmen der Erb-
schaft-/Schenkungsteuer tritt in den Fällen ein, in de-
nen sich das übertragene Vermögen im Inland befin-
det, aber sowohl der Erblasser/Schenker als auch die 
Erben/Beschenkten ihren Wohnsitz außerhalb 
Deutschlands haben. Bei diesen Sachverhalten ist nur 
das in § 121 BewG definierte Vermögen für die Steuer 
heranzuziehen. Hierzu gehört das land- und forstwirt-
schaftliche Vermögen, Grundvermögen, Betriebsver-
mögen einer Betriebsstätte im Inland, Anteile an einer 
Kapitalgesellschaft im Inland, wenn der Gesellschafter 
- allein oder zusammen mit anderen nahestehenden 
Personen - an der Gesellschaft zu mindestens 10 % be-
teiligt ist. Dazu gehören außerdem noch einzelne in in-
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ländische Register eingetragene Rechte und an inlän-
dische Gewerbebetriebe vermietete bewegliche Wirt-
schaftsgüter. Auch durch Hypotheken abge-sicherte 
Forderungen und stille Beteiligungen fallen unter das 
Inlandsvermögen. 
Dieses zu besteuernde Vermögen wird erweitert in den 
Fällen, in denen ein bisher unbeschränkt Steuerpflich-
tiger in ein Niedrigsteuerland wegzieht. Für diese Re-
gelung ist das Außensteuergesetz anzuwenden, das 
allgemein den Wegzug in Niedrigsteuerländer be-
kämpft. Die Niedrigsteuerländer werden im Gesetz 
abstrakt nach zwei verschiedenen Maßstäben definiert. 
Beim 1. Maßstab wird verglichen, ob bei einem steuer-
pflichtigen Einkommen von 77.000 Euro bei einem Le-
digen die Einkommensteuer im Ausland weniger als 
2/3 der deutschen Steuer beträgt. Der  
2. Maßstab ist anzuwenden, wenn der ausländische 
Staat dem Zugezogenen eine Vorzugsbesteuerung 
gewährt. 
Die Folgen der Einordnung in die erweiterte Steuer-
pflicht bestehen insbesondere darin, dass eine Reihe 
von Forderungen und Rechten der Erbschaft-/ 
Schenkungsteuer zusätzlich zum Vermögen gem.  
§ 121 BewG unterliegen. Hierzu gehören Kapitalforde-
rungen an inländische Schuldner, Spareinlagen und 
Bankguthaben bei inländischen Banken, Aktien, Invest-
mentfondsanteile, Anteile an inländischen Genossen-
schaften, Versicherungsansprüche an inländische Ver-
sicherungsunternehmen und Erfindungen sowie Urhe-
berrechte, die im Inland verwertet werden. 
Im Prinzip richtet sich die erweiterte beschränkte Steu-
erpflicht damit gegen Personen, bei denen unterstellt 
wird, dass sie ihren Wohnsitz in Deutschland nur auf-
gegeben haben, um die vergleichsweise hohe Steuer-
last gegen eine günstige Besteuerung in einem Nied-
rigsteuerland auszutauschen. 

Mit Nießbrauchsrecht fürs Wertpapierdepot  
Steuern sparen 
Wer viel zu vererben hat, kann frühzeitig Vermögens-
werte an die nachfolgende Generation weiter-geben. 
So können Steuerfreibeträge bei Erbschaft und Schen-
kung bestmöglich ausgenutzt werden. Wer z. B. ein 
Wertpapierdepot besitzt, kann dieses noch zu Lebzei-
ten unter Nießbrauchsvorbehalt verschenken. Der 
Schenkende überträgt dabei sein Depot an den Be-
günstigten, der damit neuer Eigentümer wird. Die Er-
träge, die das Depot abwirft, werden dann fortan ab-
geschöpft und gehen an den Schenkenden, d. h. den 
Nießbraucher. Gleichzeitig behält der Nießbraucher 

die Entscheidungsgewalt über die Anlagen und mög-
lichen Entnahmen.  
Der Vorteil ist, dass durch den Nießbrauch der zu ver-
steuernde Vermögensanteil sinkt. Zusätzlich zu den 
sog. persönlichen Freibeträgen bei Erbschaft und 
Schenkung berücksichtigt das Finanzamt auch den 
sog. Kapitalwert des Nießbrauchs. Das ist der Wert, 
den der Nießbrauch für den Nießbraucher hat, also in 
diesem Fall die Summe der zu erwartenden Depot-er-
träge. Er hängt vom Alter des Schenkenden und von 
der angenommenen Jahresrendite des Depots ab. Je 
jünger der Schenkende zu Beginn des Nießbrauchs 
und je höher die durchschnittliche Wertentwicklung 
des Depots, desto höher ist der Kapitalwert und desto 
niedriger der zu versteuernde Restbetrag. 
Wenn der Nießbraucher jedoch schon kurze Zeit nach 
Beginn des Nießbrauchsverhältnisses verstirbt, kann 
der Freibetrag durch den Kapitalwert verfallen. Wann 
genau das der Fall ist, regelt § 14 BewG und hängt vom 
Alter des Nießbrauchers ab. Je älter der Schenkende 
ist, desto früher ist der Nießbrauch aufgebraucht - üb-
licherweise nach zehn Jahren.  
Gegenüber dem Finanzamt muss angezeigt werden, 
welches Depot mit welchem Wert von wem an wen 
übertragen worden ist. Zur Erstellung eines Schen-
kungsvertrags sollte aufgrund der Komplexität ein 
Steuerberater oder Rechtsanwalt konsultiert werden. 

Verfahrensrecht 

Unangekündigte Wohnungsbesichtigung durch 
Beamten der Steuerfahndung rechtswidrig 
Eine unangekündigte Wohnungsbesichtigung durch 
einen Beamten der Steuerfahndung als sog. Flanken-
schutzprüfer zur Überprüfung der Angaben der  
Steuerpflichtigen zu einem häuslichen Arbeitszimmer 
ist rechtswidrig, wenn die Steuerpflichtige bei der Auf-
klärung des Sachverhalts mitwirkt. Das entschied der 
Bundesfinanzhof. 

Sonstiges 

Fristverlängerung bei der Abgabe der Grund-steu-
ererklärung bis 31.01.2023 
Die Finanzminister der Länder haben sich am 
13.10.2022 in Abstimmung mit dem Bundesfinanz-mi-
nisterium auf eine einmalige Fristverlängerung bei der 
Abgabe der Grundsteuererklärung verständigt. Statt 
am 31.10.2022 läuft die Frist nunmehr am 31.01.2023 
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Drittes Entlastungspaket - Inflationsausgleichsprä-
mie: Bis zu 3.000 Euro steuerfrei 
Arbeitgeber sollen die Möglichkeiten erhalten, ihren 
Beschäftigten steuer- und abgabenfrei einen Betrag 
von bis zu 3.000 Euro zu gewähren. Das sieht die sog. 
Inflationsausgleichsprämie vor, die die Bundesregie-
rung laut einer Mitteilung vom 28.09.2022 auf den 
Weg gebracht hat. Der Begünstigungszeitraum ist bis 
zum 31.12.2024 befristet.  
Die Inflationsausgleichsprämie ist Teil des dritten Ent-
lastungspakets vom 03.09.2022. Grundlage ist die For-
mulierungshilfe für einen Änderungsantrag der Koali-
tionsfraktionen, die in das parlamentarische Verfahren 
des „Gesetzes zur temporären Senkung des Umsatz-
steuersatzes auf Gaslieferungen über das Erdgasnetz“ 
eingebracht werden soll. 
Eckpunkte der Regelung sind unter anderem: 
 Der Begünstigungszeitraum ist zeitlich befristet - 

vom Tag nach der Verkündung des Gesetzes bis 
zum 31.12.2024. Der großzügige Zeitraum gibt 
den Arbeitgebern Flexibilität. 

 In diesem Zeitraum sind Zahlungen der Arbeit-ge-
ber bis zu einem Betrag von 3.000 Euro steuer- und 
sozialversicherungsfrei möglich. 

 Gezahlt werden kann auch in mehreren Teilbeträ-
gen. 

 Die Inflationsausgleichsprämie muss zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt 
werden. Jeder Arbeitgeber kann die Steuer- und 
Abgabenfreiheit für solche zusätzlichen Zahlungen 
nutzen. 

Zudem wird die Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-Ver-
ordnung dahingehend ergänzt, dass die Inflationsaus-
gleichsprämie bei einkommensabhängigen Sozialleis-
tungen nicht als Einkommen angerechnet wird. 

Bundeskabinett beschließt Sozialversicherungs-re-
chengrößen 2023 
Das Kabinett hat am 12.10.2022 die Verordnung über 
die Sozialversicherungsrechengrößen 2023 beschlos-
sen. 
Die Bezugsgröße, die für viele Werte in der Sozialver-

sicherung Bedeutung hat (unter anderem für die Fest-
setzung der Mindestbeitragsbemessungsgrundlagen 
für freiwillige Mitglieder in der gesetzlichen Kranken-
versicherung und für die Beitragsberechnung von ver-
sicherungspflichtigen Selbstständigen in der gesetzli-
chen Rentenversicherung), steigt auf 3.395 Euro/Mo-
nat (2022: 3.290 Euro/Monat). Die Bezugsgröße (Ost) 
steigt auf 3.290 Euro/Monat (2022: 3.150 Euro/Mo-
nat). 
Die Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen 
Rentenversicherung (West) steigt auf 7.300 Euro/ 
Monat (2022: 7.050 Euro/Monat) und die Beitragsbe-
messungsgrenze (Ost) steigt auf 7.100 Euro/ 
Monat (2022: 6.750 Euro/Monat). 
Die bundesweit einheitliche Versicherungspflicht-
grenze in der gesetzlichen Krankenversicherung 
(Jahresarbeitsentgeltgrenze) steigt auf 66.600 Euro 
(2022: 64.350 Euro). Die ebenfalls bundesweit einheit-
liche Beitragsbemessungsgrenze für das Jahr 2023 in 
der gesetzlichen Krankenversicherung steigt auf 
59.850 Euro jährlich (2022: 58.050 Euro) bzw. 4.987,50 
Euro monatlich (2022: 4.837,50 Euro). 

Umsatzsteuer in der Gastronomie weiterhin ab-
gesenkt - Umsetzung von EU-Vorgaben im Bier-
steuerrecht 
Bis Ende 2023 bleibt es beim reduzierten Umsatzsteu-
ersatz von 7 % auf Restaurant- und Verpflegungs-
dienstleistungen. Ausgenommen sind weiterhin Ge-
tränke. Eigentlich wäre die in der Corona-Pandemie 
eingeführte Stützungsmaßnahme für die Gastronomie 
Ende 2022 ausgelaufen. 
Am 07.10.2022 hat der Bundesrat zahlreichen Ände-
rungen bei den sog. Verbrauchsteuern zugestimmt. 
Der Bundestag hatte sie am 22.09.2022 beschlossen, 
um Gastronomie und mittelständische Brauereien zu 
entlasten und die Energieversorgung zu stabilisieren. 
Nach der Unterzeichnung vom Bundespräsidenten 
wird die Regelung wie geplant in Kraft treten. 
Die ebenfalls eigentlich nur temporär ermäßigten 
Sätze der Biersteuermengenstaffel werden dauerhaft 
entfristet. Ziel ist es, die einzigartige Biervielfalt und 
Braukunst sowie die mittelständisch geprägte Braue-
reistruktur zu stärken. Außerdem befreit das Gesetz 
Bierwürze, die zur Herstellung von alkoholsteuerpflich-
tigen Waren verwendet wird, von der Biersteuer.  
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Termine Steuern/Sozialversicherung November/Dezember 2022
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.11.20221 12.12.20221 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

Entfällt 12.12.2022 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag Entfällt 12.12.2022 

Umsatzsteuer 10.11.20222 12.12.20223 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 14.11.2022  15.12.2022 

Scheck5 10.11.2022 12.12.2022 

Gewerbesteuer 15.11.2022 entfällt 

Grundsteuer 15.11.2022 entfällt 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 18.11.2022 entfällt 
Scheck5 15.11.2022 entfällt 

Sozialversicherung6 28.11.2022 28.12.2022 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-

dige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgen-

den Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste 
Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung 
muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.11.2022/23.12.2022, jeweils 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Bundesfinanzhof und das Finanzgericht Hamburg haben zur Einnah-
men-Überschuss-Rechnung entschieden. Der Bundesfinanzhof hat zu der 
Frage Stellung genommen, ob Überentnahmen bei der Einnahmen-Über-
schuss-Rechnung bereits dann vorliegen, wenn die Entnahmen im Wirt-
schaftsjahr den Gewinn und die Einlagen übersteigen. Vor dem Finanzge-
richt Hamburg wandte sich ein Kläger gegen die Erfassung von Umsatz-
steuer als Betriebseinnahme sowie die Festsetzung von Verspätungszu-
schlägen. 
 
Wenn ein Arbeitnehmer über einen längeren Zeitraum die Durchschnitts-
leistung um mehr als 1/3 unterschreitet, kann dies im Einzelfall nach ein-
schlägiger Abmahnung eine verhaltensbedingte ordentliche Kündigung 
rechtfertigen. So entschied das Landesarbeitsgericht Köln. 
 
Im Oktober treten zudem einige gesetzliche Änderungen in Kraft, wie bei-
spielsweise neue Regeln für Mini- und Midijobs. Außerdem steigt der Min-
destlohn. Der erleichterte Zugang zum Kurzarbeitergeld wird verlängert. 
 
Mit dem Inflationsausgleichsgesetz sollen die mit der kalten Progression 
verbundenen schleichenden Steuererhöhungen gedämpft werden. Zudem 
sollen Familien gezielt steuerlich unterstützt werden. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
 
Wir beraten Sie gerne. 

 

  

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
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Einkommensteuer 

Bei Einnahmen-Überschuss-Rechnung Umsatz-
steuer als Betriebseinnahme 
Der Kläger wendete sich gegen die Erfassung von Um-
satzsteuer als Betriebseinnahme sowie die Nichtbe-
rücksichtigung von Fahrtkosten als Werbungskosten 
bei der Einkommensteuer sowie die Festsetzung von 
Verspätungszuschlägen. Er war im Streitjahr 2018 als 
Selbstständiger tätig. Seinen Gewinn ermittelte er 
durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung. 
Das Finanzgericht Hamburg entschied, dass bei der 
Gewinnermittlung durch Einnahmen-Überschuss-
Rechnung nach § 4 Abs. 3 EStG vereinnahmte und ver-
ausgabte Umsatzsteuerbeträge keine durchlaufenden 
Posten i. S. des § 4 Abs. 3 Satz 2 EStG, sondern in die 
Gewinnermittlung einzubeziehende Betriebseinnah-
men und Betriebsausgaben sind. 
Auch die Festsetzung des Verspätungszuschlags sei 
rechtmäßig. Die Frist zur Abgabe der Steuererklärun-
gen habe am 31. Juli 2019 geendet. Die Erklärung sei 
jedoch erst am 1. September 2020 eingegangen. Eine 
rückwirkende Verlängerung komme nicht in Betracht. 
Schreiben vom 3. Februar 2021 seien beim Beklagten 
nicht eingegangen. Zudem sei es erst nach Festset-
zung eines Zwangsgeldes zur Übersendung der gefor-
derten Unterlagen gekommen. 

Überentnahmen bei sinngemäßer Anwendung der 
Regelungen auf Einnahmen-Überschuss-Rechner? 
Der Bundesfinanzhof hat zu der Frage Stellung ge-
nommen, ob Überentnahmen bei der Einnahmen-
Überschuss-Rechnung bereits dann vorliegen, wenn 
die Entnahmen im Wirtschaftsjahr den Gewinn und die 
Einlagen übersteigen. 
Auch bei Steuerpflichtigen mit einer Gewinnermittlung 
nach § 4 Abs. 3 EStG sei im Rahmen der sinngemäßen 
Anwendung des § 4 Abs. 4a Sätze 2 und 3 EStG perio-
denübergreifend zu ermitteln, ob im betrachteten Ge-
winnermittlungszeitraum Überentnahmen vorliegen. 
Überentnahmen könnten auch in Gewinnermittlungs-
zeiträumen gegeben sein, in denen die Entnahmen ge-
ringer als die Summe aus dem Gewinn und den Einla-
gen des Gewinnermittlungszeitraums seien. 
Überentnahmen seien bei Einnahmen-Überschuss-
Rechnern nicht auf die Höhe eines niedrigeren negati-
ven Kapitalkontos zu begrenzen, das zum Ende des je-
weiligen Gewinnermittlungszeitraums nach bilanziel-
len Grundsätzen vereinfacht ermittelt werde. 

Erbschaftsteuer 

Durch Freibeträge kann Erbschaftsteuerpflicht 
entfallen 
Ehepartner und eingetragene Lebenspartner können 
bis zu 500.000 Euro abgabefrei erben. Kinder können 
von jedem Elternteil bis zu 400.000 Euro steuerfrei er-
ben. Bis zu 200.000 Euro können Enkelinnen und Enkel 
abgabefrei von ihren Großeltern erben und bis zu 
20.000 Euro Geschwister, Nichten, Neffen und Lebens-
gefährten. 
Neben den persönlichen Freibeträgen steht den Kin-
dern und Stiefkindern sowie Ehe- oder Lebenspartnern 
des Erblassers oder der Erblasserin in vielen Fällen 
noch ein besonderer Versorgungsfreibetrag zu. Dieser 
beträgt 256.000 Euro für Ehe- oder Lebenspartner ei-
nes Erblassers. Kinder des Erblassers können, abhängig 
von ihrem Alter, einen Versorgungsfreibetrag zwi-
schen 10.300 Euro und 52.000 Euro geltend machen. 
Für Kinder und Stiefkinder bis zum Alter von fünf Jah-
ren liegt der besondere Versorgungsfreibetrag bei 
52.000 Euro, zwischen fünf und zehn Jahren bei 41.000 
Euro, zwischen zehn und 15 Jahren bei 30.700 Euro, 
zwischen 15 und 20 Jahren bei 20.500 Euro und zwi-
schen 20 und dem vollendeten 27. Lebensjahr bei 
10.300 Euro. 
Neben den steuerlichen Freibeträgen und den beson-
deren Versorgungsfreibeträgen werden unter be-
stimmten Voraussetzungen weitere Freibeträge ge-
währt, die die Erbschaftsteuerlast mindern. Für Hausrat 
einschließlich Wäsche und Kleidungsstücke erhält ein 
Erbe oder eine Erbin der Steuerklasse I einen Freibe-
trag von 41.000 Euro. Für Gegenstände, die nicht zum 
Hausrat zählen, wie z. B. bestimmter Schmuck oder 
Kunstgegenstände, gibt es einen weiteren Freibetrag 
von 12.000 Euro. Erben in den  
Steuerklassen II oder III bekommen für Hausrat und 
Gegenstände insgesamt einen Freibetrag von 12.000 
Euro. 
Ein Pflegefreibetrag von bis zu 20.000 Euro wird ge-
währt, wenn ein Kind (Erbe) den Elternteil (Erblasser) 
bis zu dessen Tod unentgeltlich oder gegen ein unzu-
reichendes Entgelt gepflegt oder ihm Unterhalt ge-
währt hat. 

Bedeutung der erweiterten unbeschränkten Erb-
schaft-/Schenkungsteuerpflicht 
Von einer erweiterten unbeschränkten Erbschaft-/ 
Schenkungsteuerpflicht spricht der Gesetzgeber dann, 
wenn deutsche Staatsangehörige ihren Wohnsitz aus 
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Deutschland in das Ausland verlegen oder als „Welten-
bummler“ keinen anderen Wohnsitz begründen und 
seitdem noch keine fünf Jahre vergangen sind (bei 
Wegzug in die USA sogar zehn Jahre!). Das gilt auch 
dann, wenn die Person daneben noch eine andere 
Staatsangehörigkeit hat. Auch bei einer durch Schen-
kung oder Erbfall bedachten Person gibt es die erwei-
terte unbeschränkte Steuerpflicht. Damit führt diese 
Art der Steuerpflicht bei den betroffenen Personen zur 
Besteuerung wie bei Inländern.  
Neben der deutschen Steuer auf eine Erb-
schaft/Schenkung wird in der Regel auch eine Steuer 
im Wohnsitzstaat des Erblassers/Schenkers bzw. der 
Erwerber anfallen. Soweit bei einem Erwerber nicht ein 
Doppelbesteuerungsabkommen zur Minderung der 
Erbschaft-/Schenkungsteuer zur Anwendung kommt - 
trifft nur für Dänemark, Frankreich, Griechenland, 
Schweiz und die USA zu -, kann nur die auf das Aus-
landsvermögen anfallende Steuer gem. § 21 Abs. 1 
ErbStG anteilig angerechnet werden. Diese Anrech-
nung bezieht sich aber nur auf das Auslandsvermögen 
i. S. von § 121 BewG. 
Die erweiterte unbeschränkte Steuerpflicht kann 
dadurch vermieden werden, dass der Schenker/Erblas-
ser die deutsche Staatsangehörigkeit vor dem steuer-
pflichtigen Ereignis (Schenkung oder Erbanfall) auf-
gibt. Das hat aber selbstverständlich über den Steuer-
fall hinausgehende Auswirkungen. 

Arbeitsrecht 

Nachweislich unterdurchschnittliche Leistung über 
längeren Zeitraum kann Kündigung rechtfertigen 
Im konkreten Fall ging es um die Kündigung eines 
Kommissionierers in einem Großhandelslager im Be-
reich der Lebensmittellogistik. In der Betriebsvereinba-
rung des Arbeitgebers war für Kommissionierer eine 
Basisleistung festgelegt, die der Normalleistung ent-
spricht und mit dem Grundlohn vergütet wird. Seit ei-
nem Wechsel in den Bereich Trockensortiment er-
reichte der Arbeitnehmer in keinem Monat die Basis-
leistung von 100 %. Nach zwei Abmahnungen kün-
digte ihm der Arbeitgeber ordentlich. Der Arbeit-ge-
ber legte vor Gericht die unterdurchschnittliche Leis-
tung des Mitarbeiters dar, indem er Aufzeichnungen 
aus dem Warenwirtschaftssystem vorlegte. Diese do-
kumentierten die Kommissionierleistung des Arbeit-
nehmers im Vergleich zur Leistung von rund 150 an-
deren Kommissionierern. 
 

Das Landesarbeitsgericht Köln hielt die Kündigung für 
wirksam. Der Arbeitgeber könne durch die Aufzeich-
nungen darlegen, dass der Kläger die Durchschnitts-
leistung vergleichbarer Arbeitnehmer über einen län-
geren Zeitraum um deutlich mehr als ein Drittel unter-
schritten hatte. Es sei Sache des Arbeitnehmers, das 
Zahlenwerk und seine Aussagefähigkeit im Einzelnen 
zu bestreiten oder darzulegen, warum er mit seiner 
deutlich unterdurchschnittlichen Leistung dennoch 
seine persönliche Leistungsfähigkeit ausschöpfe. Die 
pauschale Angabe des Arbeitnehmers, er sei systema-
tisch benachteiligt worden, überzeugte das Gericht 
hingegen nicht. 

Gesetzesänderungen & Reformen im Oktober 2022 

Gesetz zur temporären Senkung des Umsatzsteu-
ersatzes auf Gaslieferungen über das Erdgasnetz 
Zur Abfederung der Belastung der Bürger durch die 
gestiegenen Gaspreise sieht der Gesetzentwurf vor, 
den Umsatzsteuersatz auf die Lieferung von Gas über 
das Erdgasnetz vom 01.10.2022 bis 31.03.2024 auf 7 % 
zu senken. Diese Maßnahme ist Teil des dritten Entlas-
tungspaketes. Die Bundesregierung erwartet, dass die 
steuerpflichtigen Unternehmen diese Senkung 1:1 an 
die Bürger weitergeben. 

Mini-, Midijob und Mindestlohn im Oktober 2022 
Ab dem 01.10.2022 treten neue Regeln für Mini- und 
Midijobs in Kraft. Außerdem steigt der Mindestlohn.  
Minijob 
Zum 01.10.2022 steigt die Verdienstobergrenze für 
Minijobs von 450 Euro auf 520 Euro. Ab dann gilt eine 
neue dynamische Geringfügigkeitsgrenze. 
Nach wie vor gilt: Die Jobs sind für Arbeitnehmer in der 
Regel steuer- und sozialversicherungsfrei. 
Ausnahme: In der Rentenversicherung besteht Ver-si-
cherungspflicht (ohne Befreiung gehen 3,6 % des 
Lohns an die Rentenversicherung - damit wird ein ge-
ringer Rentenanspruch erworben und ein Anspruch 
auf staatliche Zulagen für die Riester-Altersvorsorge. 
Bei einem vollen 520 Euro-Job fallen 18,72 Euro an). 
Man kann sich allerdings von der Rentenversiche-
rungspflicht befreien lassen.  
Für eine geringfügige Beschäftigung ist es jedoch un-
schädlich, wenn die Geringfügigkeitsgrenze nur „gele-
gentlich und unvorhersehbar“ überschritten wird. Das 
bedeutet, maximal zwei Monate im Jahr dürfen über-
schritten werden. Darüber hinaus darf der Verdienst in 
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dem Kalendermonat der Überschreitung maximal das 
Doppelte der Geringfügigkeitsgrenze (1.040 Euro) be-
tragen. 
Midijob 
Das neue Gesetz erhöht auch die Verdienstgrenze im 
Übergangsbereich. Für die Verdienstgrenze wird der 
Mindestlohn mit 130 multipliziert, durch drei geteilt 
und auf volle Beträge aufgerundet (§ 8 SGB IV, „Gesetz 
zur Erhöhung des Schutzes durch den gesetz-lichen 
Mindestlohn und zu Änderungen im Bereich der ge-
ringfügigen Beschäftigung“). Künftig liegt ein Midijob 
vor, wenn ein Arbeitnehmer regelmäßig im Monat 
über 520 Euro und maximal 1.600 Euro verdient.  
Alle Arbeitnehmer, die zur Änderung in einem Arbeits-
verhältnis mit einem Lohn bis 520 Euro im Monat sind, 
bleiben bis zum 31.12.2023 unter den alten Midijob-
Bedingungen versicherungspflichtig in der Kranken-, 
Pflege- und Arbeitslosenversicherung. 
Mindestlohn 
Der gesetzliche Mindestlohn steigt um 14,8 % von 
10,45 Euro auf 12 Euro! Hierauf haben (fast) alle Ar-
beitnehmer Anspruch - auch Minijobber und jobbende 
Rentner. Keinen Anspruch haben z. B. Auszubildende. 

Kurzarbeitergeld: Erleichterter Zugang verlängert 
Das Kabinett hat den erleichterten Zugang zum Kurz-
arbeitergeld verlängert. Die aktuell bestehenden Zu-
gangserleichterungen für das Kurzarbeitergeld werden 
um drei Monate verlängert. Sie gelten nun über den 
30.09. hinaus bis Ende 2022. Das hat das Kabinett am 
14.09.2022 beschlossen. 

Sonstige Gesetzgebung 

Jahressteuergesetz 2022 
Das Bundeskabinett hat am 14.09.2022 den Entwurf ei-
nes Jahressteuergesetzes 2022, eine Formulierungs-
hilfe für einen Gesetzentwurf zur temporären Senkung 
des Umsatzsteuersatzes auf Gaslieferungen über das 
Erdgasnetz und einen Gesetzentwurf zu Änderungen 
im Energie- und Stromsteuergesetz-Spitzenausgleich 
beschlossen. 

Inflationsausgleichsgesetz: Steuerliche Mehrbelas-
tungen abfedern, Familien unterstützen  
Das Bundeskabinett hat am 14.09.2022 einen Gesetz-
entwurf für ein Inflationsausgleichsgesetz zum Aus-
gleich inflationsbedingter Mehrbelastungen durch ei-
nen fairen Einkommensteuertarif sowie zur Anpassung 
weiterer steuerlicher Regelungen beschlossen.  
Das Gesetz beinhaltet insbesondere die folgenden 
Maßnahmen: 
 Die Aktualisierung des Einkommensteuertarifs für 

die Jahre 2023 und 2024 durch den Ausgleich der 
Effekte der kalten Progression im Verlauf des Ein-
kommensteuertarifs und die Anhebung des 
Grundfreibetrags entsprechend den voraussichtli-
chen Ergebnissen des 14. Existenzminimumbe-
richts und des 5. Steuerprogressionsberichts. 
Gleichermaßen wird der Unterhaltshöchstbetrag 
angehoben, der an die Höhe des Grundfrei-be-
trags angelehnt ist. 

 Die Anhebung des Kinderfreibetrags für die Jahre 
2023 und 2024 entsprechend dem voraussichtli-
chen Ergebnis des 14. Existenzminimumberichts, 
sowie die Anhebung des Kindergelds für das erste, 
zweite und dritte Kind auf einheitlich 237 Euro pro 
Monat zum 1. Januar 2023. 

 Die nachträgliche Anhebung des Kinderfrei-be-
trags und des Unterhaltshöchstbetrags für das Jahr 
2022. 

Drittes Entlastungspaket 
Mit dem dritten Entlastungspaket wurden am 
04.09.2022 zahlreiche Maßnahmen vorgestellt, die die 
Auswirkungen von Ukraine-Krise und Energieknapp-
heit lindern sollen. Gemeinsam mit den beiden vor-an-
gegangenen Entlastungspaketen sind nun zahlreiche 
Maßnahmen zumindest in der Diskussion.  
Das dieser Mandanten-Monatsinformation beigefügte 
Mandanten-Info Merkblatt „Das Dritte Entlastungspa-
ket und seine Vorgänger“ (Stand 06.09.2022) enthält 
eine Übersicht über den derzeitigen Diskussionsstand. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung Oktober/November 2022
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.10.20221 10.11.20222 
Umsatzsteuer 10.10.20223 10.11.20224 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 13.10.2022  14.11.2022 

Scheck6 10.10.2022 10.11.2022 
Gewerbesteuer entfällt 15.11.2022 

Grundsteuer entfällt 15.11.2022 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 entfällt 18.11.2022 
Scheck6 entfällt 15.11.2022 

Sozialversicherung7 27.10.2022 28.11.2022 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich 

mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanz-
amt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.10.2022/24.11.2022, jeweils 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

Kinderbetreuungskosten können nur von demjenigen abgezogen werden, 
der sie getragen hat. Das Finanzgericht Thüringen hat entschieden, dass dies 
auch dann gilt, wenn das Kind im paritätischen Wechselmodell von beiden 
Eltern betreut wird. 

In einem weiteren Urteil hat das Finanzgericht Thüringen entschieden, dass 
der Sonderausgabenabzug für Kinderbetreuungskosten verfassungskonform 
ist. Insbesondere ist es verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, dass bei 
geschiedenen wie auch bei nicht verheirateten oder dauernd getrenntleben-
den Eltern nur derjenige Elternteil zum Abzug berechtigt ist, der die Aufwen-
dungen getragen hat und zu dessen Haushalt das Kind gehört.  

Der Bundesfinanzhof entschied, dass die Inanspruchnahme des Sonderaus-
gabenabzugs für eine zusätzliche Altersvorsorge im Wahlrecht des Steuer-
pflichtigen steht. Dieses Wahlrecht muss nicht zwingend durch Abgabe der 
„Anlage AV“ zur Einkommensteuererklärung ausgeübt werden, sondern 
kann auch formlos geltend gemacht werden. 

Der Bundesfinanzhof hatte zudem bzgl. des Vorsteuerabzugs aus der Errich-
tung einer Photovoltaikanlage über die Zuordnung einer Photovoltaikanlage 
zum Unternehmensvermögen zu entscheiden. 

Und weiter entschied der Bundesfinanzhof, dass ein Erbe nicht die Erb-
schaftsteuerbefreiung für ein Familienheim verliert, wenn ihm die eigene 
Nutzung des Familienheims aus gesundheitlichen Gründen unmöglich oder 
unzumutbar ist.  

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
   

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
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Einkommensteuer 

Entlastungsbetrag für Alleinerziehende 
Kinderbetreuungskosten können nur von demjenigen 
abgezogen werden, der sie getragen hat. Dies gilt auch 
dann, wenn das Kind im paritätischen Wechselmodell 
von beiden Eltern betreut wird. So entschied das Fi-
nanzgericht Thüringen. 
Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende könne 
nicht zwischen mehreren Anspruchsberechtigten auf-
geteilt werden. Wenn die Berechtigten hinsichtlich des 
Entlastungsbetrags keine Bestimmung untereinander 
treffen, stehe er demjenigen zu, an den das Kindergeld 
gezahlt werde. 
Die alleinige Zuordnung des Entlastungsbetrags für 
Alleinerziehende lediglich zu einem Elternteil und die 
Unzulässigkeit einer Aufteilung verstoßen auch im 
Falle des Wechselmodells (bei annähernd gleichwerti-
ger Haushaltsaufnahme des Kindes in beide Haus-
halte) nicht gegen das Gleichheitsgebot.  

Sonderausgabenabzug für Kinderbetreuungskos-
ten verfassungsmäßig 
Der Sonderausgabenabzug für Kinderbetreuungskos-
ten ist verfassungskonform. Insbesondere ist es verfas-
sungsrechtlich nicht zu beanstanden, dass bei geschie-
denen wie auch bei nicht verheirateten oder dauernd 
getrenntlebenden Eltern nur derjenige Elternteil zum 
Abzug berechtigt ist, der die Aufwendungen getragen 
hat und zu dessen Haushalt das Kind gehört. So ent-
schied das Finanzgericht Thüringen. 
Streitig war, ob das Erfordernis der „Haushalts-zuge-
hörigkeit” des Kindes im Sinne des Einkommensteuer-
gesetzes (§ 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG) verfassungsgemäß ist. 

E-Ladesäulen steuermindernd geltend machen 
Vermieter, die ihre Immobilie mit einer oder mehreren 
Ladestationen ausstatten, können die dafür angefalle-
nen Kosten steuermindernd geltend machen. Steuer-
rechtlich werden nachgerüstete E-Ladesäulen als ei-
genständige Wirtschaftsgüter betrachtet. 
 
Die Kosten für die Nachrüstung der Ladesäule können 
Vermieter über die betriebsgewöhnliche Nutzungs-
dauer abschreiben. Dabei besteht ein gewisser Spiel-
raum. Die Finanzverwaltung setzt bei „intelligenten 
Wandladestationen“ (sog. Wallboxen oder Wall 
Connectoren) eine betriebsgewöhnliche Nutzungs-

dauer von sechs bis zehn Jahren an. Über diesen Zeit-
raum hinweg können Vermieter die Anschaffungs- 
und Installationskosten, aber auch die eventuell not-
wendige Genehmigung durch den Netzbetreiber, 
komplett abschreiben. 
Es profitieren aber nicht nur Vermieter. Auch Steuer-
pflichtige, die an oder in der privaten Immobilie eine 
Ladeinfrastruktur nachrüsten, können die dafür anfal-
lenden Kosten steuerlich geltend machen. Für die In-
stallationskosten (ausschließlich Arbeitskosten) und 
eine in Rechnung gestellte Anfahrtspauschale des 
Elektrofachbetriebs kann eine Steuerermäßigung für 
Handwerkerleistungen in Höhe von 20 Prozent der Ge-
samtsumme, maximal aber 1.200 Euro im Jahr, geltend 
gemacht werden. 

Nachträgliche Geltendmachung des Wahlrechts 
auf einen Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass die Inanspruch-
nahme des Sonderausgabenabzugs für eine zusätzli-
che Altersvorsorge (§ 10a EStG) im Wahlrecht des 

Steuerpflichtigen steht. Dieses Wahlrecht müsse nicht 
zwingend durch Abgabe der „Anlage AV“ zur Einkom-
mensteuererklärung ausgeübt werden, sondern kann 
auch formlos geltend gemacht werden. 

Verluste aus sog. Unlimited Turbo Bull-Zertifika-
ten voll abziehbar 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass der Verlust aus 
dem fallenden Kurs von Knock-out-Produkten in Form 
von Unlimited Turbo Bull-Zertifikaten steuerlich voll 
abziehbar ist und nicht dem Ausgleichs- und Abzugs-
verbot für Termingeschäfte unterfällt. Verluste aus Ter-
mingeschäften unterliegen grundsätzlich einem Aus-
gleichs- und Abzugsverbot, d. h. sie können nur sehr 
eingeschränkt mit Gewinnen aus eben solchen Ge-
schäften verrechnet werden, sie mindern aber im Üb-
rigen nicht die Bemessungsgrundlage der Körper-
schaft- oder der Einkommensteuer. Aus Sicht des Ge-
setzgebers ist es gerechtfertigt, für besonders riskante 

Hinweis 
Wie WELT in einem Artikel am 13.08.2022 ausführt, 
können sich die Kunden von Tesla Motors nicht da-
rauf verlassen, dass ihnen die exakte Strommenge 
abgerechnet wird, da die Ladesäulen gegen das deut-
sche Eichrecht verstoßen. Bemerkenswert ist dabei, 
dass sich der Gesetzgeber dabei kulant zeigt. Der ge-
setzeswidrige Betrieb werde „nicht behindert und 
nicht sanktioniert“. 
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Geschäfte derartige Beschränkungen vorzusehen. 
Die Klägerin, eine GmbH, hatte von einer Bank ausge-
gebene Unlimited Turbo Bull-Zertifikate erworben. Als 
sog. Knock-out-Zertifikate zeichneten sie sich durch 
die Möglichkeit aus, mit relativ geringem Kapitalein-
satz überproportional an der Wertentwicklung des zu-
grunde liegenden Basiswerts zu partizipieren. Erreichte 
oder durchbrach der Basiswert jedoch eine bestimmte 
Kursschwelle, dann verfielen die Zertifikate nahezu 
wertlos. Bedingt durch ein Absinken des jeweiligen In-
dexstandes fiel der Wert der von der Klägerin erwor-
benen Zertifikate, wodurch diese einen erheblichen 
Verlust realisierte. Das Finanzamt vertrat die Auffas-
sung, dass die Zertifikatsverluste dem Ausgleichs- und 
Abzugsverbot unterliegen. 
Der Bundesfinanzhof gab jedoch der Klägerin Recht. 
Bei Knock-out-Produkten in Form von Zertifikaten 
handele es sich aber um gewöhnliche Schuldverschrei-
bungen, die im Streitfall Zug um Zug gegen Bezahlung 
übertragen worden seien; an dem für ein Terminge-
schäft typischen Hinausschieben des Erfüllungszeit-
punkts habe es gefehlt. 

Umsatzsteuer 

Vorsteuerabzug für ein Büro in einem ansonsten 
nicht unternehmerisch genutzten Gebäude 
Der Bundesfinanzhof hat zum Vorsteuerabzug für ein 
Büro in einem ansonsten nicht unternehmerisch ge-
nutzten Gebäude entschieden, ob die Kennzeichnung 
eines Raumes in einer Bauzeichnung mit dem Wort 
"Arbeiten" ein ausreichendes Indiz für die Zuord-
nungsentscheidung zum Unternehmen ist und ob die 
Zuordnungsentscheidung dem zuständigen Finanz-
amt bis zur gesetzlichen Abgabefrist der betreffenden 
Steuererklärung mitgeteilt werden muss. 
Für eine Zuordnung zum Unternehmen könne bei Ge-
bäuden die Bezeichnung eines Zimmers als Arbeits-
zimmer in Bauantragsunterlagen jedenfalls dann spre-
chen, wenn dies durch weitere objektive Anhalts-
punkte untermauert werde. So sei es z. B. dann, wenn 
der Unternehmer für seinen Gerüstbaubetrieb einen 
Büroraum benötige, er bereits in der Vergangenheit 
kein externes Büro, sondern einen Raum seiner Woh-
nung für sein Unternehmen verwendet habe, und er 
beabsichtige, dies in dem von ihm neu errichteten Ge-
bäude so beizubehalten.  
Für die Dokumentation der Zuordnung sei keine frist-
gebundene Mitteilung an die Finanzbehörde erforder-

lich. Wenn innerhalb der Dokumentationsfrist nach au-
ßen hin objektiv erkennbare Anhaltspunkte für eine 
Zuordnung vorlägen, könnten diese der  
Finanzbehörde auch noch nach Ablauf der Frist mitge-
teilt werden. 

Bei Erwerb einer gemischt genutzten Photovolta-
ikanlage volle Zuordnung zum Unternehmen 
durch Abschluss eines Einspeisevertrags 
Der Bundesfinanzhof hatte bzgl. des Vorsteuerabzugs 
aus der Errichtung einer Photovoltaikanlage über die 
Zuordnung einer Photovoltaikanlage zum Unterneh-
mensvermögen zu entscheiden. 
Die Tatsache, dass im Lauf des Jahres, in dem eine Pho-
tovoltaikanlage erworben wurde, ein Vertrag mit dem 
Recht zum Weiterverkauf des gesamten von der An-
lage erzeugten Stroms zuzüglich Umsatzsteuer abge-
schlossen wurde, sei hier ein Indiz dafür, dass der Steu-
erpflichtige die Photovoltaikanlage dem Unternehmen 
voll zugeordnet habe. Für die Dokumentation der Zu-
ordnung sei keine fristgebundene Mitteilung an die Fi-
nanzbehörde erforderlich. Lägen innerhalb der Doku-
mentationsfrist nach außen hin objektiv erkennbare 
Anhaltspunkte für eine Zuordnung vor, könnten diese 
der Finanzbehörde auch noch nach Ablauf der Frist 
mitgeteilt werden. 

Erbschaft-/Schenkungsteuer 

Erbschaftsteuerbefreiung für ein Familienheim 
trotz Auszug 
Ein Erbe verliert nicht die Erbschaftsteuerbefreiung für 
ein Familienheim, wenn ihm die eigene Nutzung des 
Familienheims aus gesundheitlichen Gründen unmög-
lich oder unzumutbar ist. So entschied der Bundesfi-
nanzhof. 
Der Bundesfinanzhof hat das erstinstanzliche Urteil 
aufgehoben und die Sache an das Finanzgericht zu-
rückverwiesen. Grundsätzlich setze die Steuerbefrei-
ung voraus, dass der Erbe für zehn Jahre das geerbte 
Familienheim selbst nutze, es sei denn, er sei aus 
„zwingenden Gründen“ daran gehindert. „Zwingend“ 
erfasse nicht nur den Fall der Unmöglichkeit, sondern 
auch die Unzumutbarkeit der Selbstnutzung des Fami-
lienheims. Reine Zweckmäßigkeitserwägungen, wie 
etwa die Unwirtschaftlichkeit einer Sanierung, genüg-
ten zwar nicht. Anders liege es, wenn der Erbe aus ge-
sundheitlichen Gründen für eine Fortnutzung des Fa-
milienheims so erheblicher Unterstützung bedürfe, 
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dass nicht mehr von einer selbstständigen Haushalts-
führung zu sprechen sei. Das Finanzgericht habe hier 
deshalb unter Mitwirkung der Klägerin das Ausmaß ih-
rer gesundheitlichen Beeinträchtigungen zu prüfen. 

Schenkungen beim Ausscheiden aus einer Gesell-
schaft bei zu geringer Abfindung 
In vielen Gesellschaftsverträgen von Personen- und 
Kapitalgesellschaften finden sich Regelungen, die das 
zwangsweise Ausscheiden von Gesellschaftern zum In-
halt haben. Insbesondere bei Familiengesellschaften 
ist das Eintreten eines nicht zur Familie gehörenden Er-
ben oder Vermächtnisnehmers im Todesfall eines Ge-
sellschafters häufig ausgeschlossen. Dieser  
Erbe/Vermächtnisnehmer erhält dann i. d. R. eine Ab-
findung. Damit die Kapitalbasis der Gesellschaft oder 
die Liquidität nicht übermäßig verringert wird, ist in 
diesen Fällen die durch die Gesellschaft zu erbrin-
gende Abfindung vielfach an den Buchwert des Kapi-
talkontos oder einen anderen Maßstab geknüpft, der 
die Abfindung unter dem tatsächlichen Wert des An-
teils hält.  
In diesen Fällen kommt § 7 Abs. 7 ErbStG zur Anwen-
dung, der für die verbleibenden Gesellschafter eine 
Schenkung fingiert. Der Wert der Schenkung besteht 
dann in der Differenz zwischen dem steuerlichen Wert 
des Gesellschaftsanteils nach § 12 ErbStG und der ge-
zahlten Abfindung. Der steuerliche Wert ist der ge-
meine Wert gem. § 11 Abs. 2 und 3 BewG. Zunächst 
sieht diese Vorschrift eine Bewertung anhand von Ver-
käufen an fremde Dritte vor. Dies dürfte aber bei die-
sen Gesellschaften kaum vorkommen, da ja Fremde 
gerade ausgeschlossen werden sollen. Daher findet 
zur Wertermittlung das vereinfachte Ertragswertver-
fahren gem. §§ 199 bis 203 BewG Anwendung. Nach 
diesem Verfahren wird der durchschnittliche Jahreser-
trag - abgeleitet aus den vergangenen 3 Jahren - mit 
dem Faktor 13,75 multipliziert. Der auf diese Weise er-
mittelte Schenkungswert wird auf die verbleibenden 
Gesellschafter im Verhältnis ihrer Beteiligungen ver-
teilt. Der sich hieraus nach Abzug der anteiligen Abfin-
dung ergebende Betrag wird fiktiv vom Gesetz als 
Schenkung angenommen. Auf das subjektive Bewusst-
sein der Unentgeltlichkeit kommt es dabei nicht an. 
Es liegen dann eine Schenkung auf den Todesfall hin-
sichtlich der Abfindung und weitere Schenkungen 
gem. § 7 Abs. 7 ErbStG an die verbleibenden Gesell-
schafter vor. Diese Gesellschafter sind für ihren Vermö-
genszuwachs Schuldner der Schenkungsteuer, die 
Steuerklasse und Freibeträge richten sich nach dem 
Verwandtschaftsverhältnis zwischen ihnen und dem 

Erben/Vermächtnisnehmer. Letzterer haftet auch für 
die Schenkungsteuer. Die Begünstigten trifft die Pflicht 
zur Anzeige des Erwerbs gem. § 30 Abs. 2 ErbStG und 
nach Aufforderung durch das Finanzamt auch die Ver-
pflichtung zur Abgabe einer Schenkungsteuererklä-
rung. Leider kann weder für die Abfindung noch für die 
Werterhöhung der Anteile die Begünstigung der §§ 
13a, 13b ErbStG für Betriebsvermögen in Anspruch ge-
nommen werden. Es fehlt für beide Schenkungen am 
Übergang des Betriebsvermögens. 

Sonstiges 

Kosten für die Miete von Rauchwarnmeldern 
Bei den Kosten für die Miete von Rauchwarnmeldern 
handelt es sich lt. Bundesgerichtshof nicht um sonstige 
Betriebskosten im Sinne der Betriebskostenverord-
nung, sondern - da sie den Kosten für den Erwerb von 
Rauchwarnmeldern gleichzusetzen sind - um betriebs-
kostenrechtlich nicht umlagefähige Aufwendungen.  

Änderung des Nachweisgesetzes 
Zum 01.08.2022 sind Änderungen des Nachweisgeset-
zes, das Arbeitgeber verpflichtet, wesentliche Bedin-
gungen des Arbeitsvertrages schriftlich niederzulegen, 
die Niederschrift zu unterzeichnen und dem Arbeit-
nehmer auszuhändigen, sowie weiterer Gesetze, unter 
anderem des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes oder 
des Teilzeit- und Befristungsgesetzes in Kraft getreten. 
So werden in § 2 NachwG bestehende Nachweispflich-
ten etwa in Bezug auf das Enddatum einer vereinbar-
ten Befristung, den Arbeitsort, die Kündigung und die 
Vergütungszusammensetzung ergänzt sowie neue In-
formationspflichten in Bezug auf die Probezeit, den 
Umfang des Fortbildungsanspruchs, Überstunden, Ab-
rufarbeit und die Identität des Versorgungsträgers im 
Falle der betrieblichen Altersversorgung über einen 
solchen eingeführt. Der Verstoß gegen die Nachweis-
pflichten kann nach § 4 NachwG als Ordnungswidrig-
keit mit einer Geldbuße von bis zu 2.000 Euro geahn-
det werden. 

Hinweis 
Dies ist künftig bei den Nebenkostenabrechnungen 
zu beachten. Positiv ist dabei anzumerken, dass die 
Gebühren für die Inspektion und die Funktions-ana-
lyse der montierten Rauchwarnmelder weiterhin um-
gelegt werden können, da vom Urteil unberührt. 
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Hinweis 
Der Nachweis muss (papier-)schriftlich erfolgen. Die 
elektronische Form ist ausgeschlossen. Selbst wenn 
der Arbeitgeber die wesentlichen Arbeitsbedingun-
gen mit einer elektronischen Signatur statt in 
Schriftform niederlegt, droht dem Arbeitgeber nach 
dem Wortlaut des Nachweisgesetzes ein Bußgeld. 

Künstlersozialabgabe soll 2023 bei 5,0 Prozent lie-
gen 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat die 
Ressort- und Verbändebeteiligung zur Künstlersozial-
abgabe-Verordnung 2023 eingeleitet. Nach der neuen 
Verordnung wird der Abgabesatz zur Künstlersozial-
versicherung im Jahr 2023 auf 5,0 Prozent angehoben. 
Der Künstlersozialabgabesatz lag seit 2018 - auch 
während der schwierigen Phase der Corona-Pandemie 
- unverändert bei 4,2 Prozent. 

Eckpunkte für ein Inflationsausgleichsgesetz 
Bundesfinanzminister Christian Lindner hat am 
10.08.2022 die Eckpunkte für ein Inflationsausgleichs-
gesetz vorgestellt. Damit sollen inflations-bedingte 
steuerliche Mehrbelastungen ausgeglichen werden, 
indem die Steuerlast an die Inflation angepasst wird. 
Geplante Anpassungen 
Höherer Grundfreibetrag: Zum 01.01.2023 ist eine 
Anhebung um 285 Euro auf 10.632 Euro vorgesehen. 
Für 2024 ist eine weitere Anhebung um 300 Euro auf 
10.932 Euro vorgeschlagen. 
Kalte Progression ausgleichen: Die sog. Tarifeck-
werte werden entsprechend der erwarteten Inflation 
nach rechts verschoben. Das heißt, der Spitzensteuer-
satz soll 2023 bei 61.972 statt bisher 58.597 Euro grei-
fen, 2024 soll er ab 63.515 Euro beginnen. 
Unterstützung von Familien: Der Kinderfreibetrag 
soll schrittweise für jeden Elternteil von 2022 bis 2024 
um insgesamt 264 Euro erhöht werden, bis er zum 
01.01.2024 bei 2.994 Euro liegt. 
Anhebung des Unterhaltshöchstbetrags: Der Unter-
haltshöchstbetrag für 2022 wird von 9.984 Euro auf 
10.347 Euro angehoben. So können mehr Kosten, die 
etwa für Berufsausbildung oder Unterhalt für eine un-
terhaltsberechtigte Person anfallen, steuerlich geltend 
gemacht werden. Zukünftige Anpassungen werden 
automatisiert. 

Auszahlung der Energiepreispauschale im Sep-
tember 
Im September erhalten einkommensteuerpflichtige Er-
werbstätige eine einmalige Energiepreispauschale von 
300 Euro. Die Auszahlung erfolgt über die Lohnab-
rechnung des Arbeitgebers. Bei Selbstständigen wird 
dies über die Anpassung der Einkommensteuer-vo-
rauszahlung für das III. Quartal 2022 realisiert. Arbeit-
nehmer, deren Beschäftigungsverhältnis nur früher 
oder später im Jahr bestand, können die Energiepreis-
pauschale im Rahmen ihrer Einkommensteuererklä-
rungen für das Jahr 2022 geltend machen. Dies gilt 
auch, wenn der Arbeitslohn pauschalversteuert ausge-
zahlt wird oder wurde. 
Das Bundesfinanzministerium hat am 20.07.2022 seine 
FAQs zur Energiepreispauschale (EPP) aktualisiert. Die 
für die betriebliche Praxis wichtigsten Fragen zur Aus-
zahlung der Energiepreispauschale an Arbeitnehmer 
beantwortet das BMF anhand von 27 Einzelpunkten 
unter Punkt VI. der FAQ-Liste. 

Gasumlage ab Oktober steht fest 
Importeure müssen wegen der Drosselung russischer 
Lieferungen kurzfristig und zu hohen Preisen Ersatz 
beschaffen. Zweck dieser Umlage ist, diese Unterneh-
men zu unterstützen, damit die Wärme- und Energie-
versorgung in der kommenden Kälteperiode gesichert 
ist. Von Oktober an wird eine befristete Gas-Siche-
rungsumlage erhoben, die zu Beginn des Umlagezeit-
raums (ab 01.10.2022 bis 01.04.2024) bei 2,4 Cent liegt. 
Um die Energiekosten mindestens teilweise zu dämp-
fen, soll die befristete Umlage durch weitere, zielge-
naue Entlastungen für die Bürger und eine Verlänge-
rung der Hilfsprogramme für die Wirtschaft flankiert 
werden.  
Die von der Bundesregierung gewünschte Ausnahme 
von der Mehrwertsteuer für die geplante Gasumlage 
hat die EU-Kommission ausgeschlossen. Jetzt will die 
Bundesregierung selbst die Mehrwertsteuer auf Gas 
von 19 % auf 7 % absenken, solange die Gasumlage 
erhoben wird. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung September/Oktober 2022
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 12.09.20221 10.10.20222 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

12.09.2022 entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 12.09.2022 entfällt 

Umsatzsteuer 12.09.20223 10.10.20224 
Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 15.09.2022  13.10.2022 

Scheck6 12.09.2022 10.10.2022 
Sozialversicherung7 28.09.2022 27.10.2022 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag  

sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner  
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 26.09.2022/25.10.2022, jeweils 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Bundesfinanzhof hat in seinem Ablehnungsbeschluss vom 29.03.2022 
gegen eine Nichtzulassungsbeschwerde seine Rechtsprechung insoweit be-
stätigt, dass die Einkünfteerzielungsabsicht in Form der Überschusserzie-
lungsabsicht als das subjektive Tatbestandsmerkmal bei Einkünften aus Ver-
mietung und Verpachtung angesehen wird. 

Nach einer weiteren Entscheidung des Bundesfinanzhofs setzen sog. regel-
mäßig wiederkehrende Einnahmen und Ausgaben voraus, dass sie kurze Zeit 
vor Beginn bzw. kurze Zeit nach Ende des Kalenderjahres ihrer wirtschaft- 
lichen Zugehörigkeit nicht nur gezahlt, sondern auch fällig geworden sind. 

Seit Beginn der Corona-Pandemie kann für das häusliche Arbeitszimmer 
auch eine andere Abzugsregelung mit Pauschalbeträgen geltend gemacht 
werden. Dabei besteht nicht die Voraussetzung, dass kein anderer Arbeits-
platz zur Verfügung steht. Wegen der Verhinderung der Ansteckungsgefahr 
an Corona kann der Arbeitgeber die sog. Homeoffice-Pflicht anordnen bzw. 
sie selbst in Anspruch nehmen. 

Zudem entschied das Finanzgericht Münster, dass ein Vorsteuerabzug aus 
von der Steuerfahndung festgestellten Schwarzeinkäufen nicht möglich ist, 
wenn keine entsprechenden Rechnungen vorliegen. 

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
 

  

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
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Einkommensteuer 

Einkünfteerzielungsabsicht bei Vermietung 
Der Bundesfinanzhof hat in seinem Ablehnungsbe-
schluss vom 29.03.2022 gegen eine Nichtzulassungs-
beschwerde seine Rechtsprechung bestätigt, dass die 
Einkünfteerzielungsabsicht in Form der Überschusser-
zielungsabsicht als das subjektive Tatbestandsmerk-
mal bei Einkünften aus Vermietung und Verpachtung 
angesehen wird. 
Die Einkünfteerzielungsabsicht in Form der Über-
schusserzielungsabsicht sei als subjektives Tatbe-
standsmerkmal einkunftsartspezifisch und bereichs-
spezifisch ausgestaltet, während die Einkünfteerzie-
lungsabsicht in ihrer spezifischen Form der Gewinn- 
erzielungsabsicht gem. dem Einkommensteuergesetz 
eine andere Zielrichtung (Steuerbarkeit der Vermö-
gensebene) als die Überschusserzielungsabsicht habe. 
Ferner sei bei einer auf Dauer angelegten, auf 
Wohnimmobilien bezogenen Vermietungstätigkeit ty-
pisierend vom Vorliegen einer Einkünfteerzielungsab-
sicht auszugehen. Ob der Vermieter/Steuerpflichtige 
tatsächlich einen Totalüberschuss erziele, sei unerheb-
lich, denn zu einer dies überprüfenden Prognose 
komme es nicht. 

Hinweis 
Zur Abgrenzung der dauerhaften Vermietung von 
Liebhaberei ist es notwendig, dass die Absicht be-
steht, einen Überschuss der Einnahmen über die 
Ausgaben auf die Dauer der Nutzung der Einkunfts-
quelle zu erzielen. 
Die Einkünfteerzielungsabsicht in Form der Über-
schusserzielungsabsicht ist in der Regel stets objekt-
bezogen zu prüfen. Die Prüfung kann zu jeder Zeit 
(vorher, während oder nach einer Vermietungs-
phase) anstehen. 

Demgegenüber gelte bei Immobilien, die nicht Wohn-
zwecken dienen (Gewerbeimmobilien), die Typisierung 
der Einkünfteerzielungsabsicht nicht. Hier müsse im 
Einzelfall geprüft werden, ob der Steuerpflichtige be-
absichtigt habe, auf die voraussichtliche Dauer der 
Nutzung einen Überschuss der Einnahmen über die 
Werbungskosten zu erzielen. Der Steuerpflichtige 
habe insoweit das Vorliegen der Einkünfteerzielungs-
absicht darzulegen und ggf. zu beweisen. Weiter- 
gehende subjektive Elemente, wie etwa die Motivlage 
des Steuerpflichtigen bei der Hinnahme von (vorüber-
gehenden) Werbungskostenüberschüssen, seien nicht 
Bestandteil der einkunftsart- und bereichsspezifisch 

ausgestalteten Einkünfteerzielungsabsicht bei den Ein-
künften aus Vermietung und Verpachtung. 

Fälligkeitserfordernis bei der Zehn-Tages-Rege-
lung 
Im Streitfall ermittelte der Kläger seinen gewerblichen 
Gewinn durch eine Einnahmen-Überschuss-Rechnung. 
Die Umsatzsteuer für die Monate Mai bis Juli 2017 
zahlte er verspätet (erst am 09.01.2018), machte die 
Zahlung dennoch als Betriebsausgabe für das Streit-
jahr 2017 geltend. Das beklagte Finanzamt gewährte 
den Abzug nicht. Es meinte, es lägen keine regelmäßig 
wiederkehrenden Ausgaben im Sinne des Einkom-
mensteuergesetzes vor, da die betroffene Umsatz-
steuer nicht rund um die Jahreswende 2017/2018, son-
dern weitaus früher fällig geworden sei. Einspruch und 
Klage gegen den Einkommensteuer- und Gewerbe-
steuermessbescheid hatten keinen Erfolg.  
Der Bundesfinanzhof wies die Revision zurück. Zwar 
handele es sich bei Umsatzsteuerzahlungen um regel-
mäßig wiederkehrende Ausgaben. Des Weiteren habe 
der Kläger die dem Streitjahr 2017 wirtschaftlich zuzu-
ordnende Umsatzsteuer auch innerhalb kurzer Zeit 
nach dem 31.12.2017 gezahlt. Hinzukommen müsse 
aber, dass die jeweilige Ausgabe auch kurze Zeit vor 
bzw. nach Ende des Jahres der wirtschaftlichen Zuge-
hörigkeit fällig geworden sei. 

Das häusliche Arbeitszimmer in Corona-Zeiten 
Nach dem Einkommensteuergesetz sind grundsätzlich 
Kosten für ein Arbeitszimmer sowie die Kosten für des-
sen Ausstattung abzugsfähig, wenn dem Arbeitneh-
mer oder auch Unternehmer kein anderer Arbeitsplatz 
zur Verfügung steht. Dieses Arbeitszimmer muss dafür 
mit den notwendigen Möbeln/Einrichtungsgegen-
ständen ausgestattet sein. Das müssen aber nicht nur 
Büromöbel sein, der Bundesfinanzhof hat auch ein Kla-
vierstudio einer Musikpädagogin im häuslichen Ein- 
familienhaus als Arbeitszimmer anerkannt. Das gleiche 
gilt für den Arbeitsraum eines Schauspielers und Syn-
chronsprechers. Die Nutzung muss aber ausschließlich 
oder fast ausschließlich beruflich erfolgen. Für ein nach 
diesen Grundsätzen anzuerkennendes Zimmer sind 
die abziehbaren Kosten auf jährlich 1.250 Euro be-
grenzt. Ein darüber hinausgehender Abzug ist nur 
möglich, wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der 
gesamten betrieblichen oder beruflichen Tätigkeit bil-
det. Wenn dies zutrifft, können sämtliche Aufwendun-
gen ohne die Höchstgrenze Werbungskosten oder Be-
triebsausgaben sein. Nach der Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs fallen aber sehr viele Angehörige 
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von beratenden Berufen unter die Begrenzungsregel, 
weil vielfach deren wesentliche Tätigkeit am Ort des 
beauftragenden Unternehmens ausgeübt wird und 
damit dort der Mittelpunkt besteht. 
Seit Beginn der Corona-Pandemie kann aber auch eine 
andere Abzugsregelung mit Pauschalbeträgen geltend 
gemacht werden. Dabei besteht nicht die Vorausset-
zung, dass kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung 
steht. Wegen der Verhinderung der Ansteckungsge-
fahr an Corona kann der Arbeitgeber die sog. Home-
office-Pflicht anordnen bzw. sie selbst in Anspruch 
nehmen. Der Gesetzgeber hat für die häusliche Tätig-
keit eine Pauschale von 5 Euro pro Arbeitstag, höchs-
tens 600 Euro p. a. eingeführt, die anstelle der nachge-
wiesenen Kosten in Anspruch genommen werden kön-
nen. Für diese Kosten braucht kein separates Arbeits-
zimmer vorhanden sein. Diese Regelung gilt z. Zt. ab 
dem 01.01.2019 bis zum 31.12.2022. Bei Arbeitneh-
mern wird dieser Pauschalbetrag allerdings auf den 
Werbungskosten-Pauschbetrag angerechnet. 

Hinweis 
Neben der Homeoffice-Pauschale können die Auf-
wendungen für Arbeitsmittel (z. B. die Kosten für ei-
nen Schreibtisch, ein Bücherregal oder einen PC) zu-
sätzlich als Betriebsausgaben oder Werbungskosten 
abgesetzt werden. 

Die Folgen des „Abfärbens“ im Steuerrecht 
Verschiedene Situationen bzw. Entwicklungen des re-
alen Lebens können ungewollte steuerliche Folgen 
herbeirufen. Dazu zählt z. B. das „Abfärben“. Dies pas-
siert im Ertragsteuerrecht dadurch, dass Wirtschafts-
güter (in der Regel Gebäude oder Grundstücke) einer 
Personengesellschaft an eine Kapitalgesellschaft mit 
oder ohne Miet-/Pachtzahlung zur Nutzung überlas-
sen werden, an der ein oder mehrere Gesellschafter 
dieser Personengengesellschaft auch Gesellschafter 
mit der Mehrheit der Stimmrechte an der Kapitalge-
sellschaft sind. Bei dieser Konstellation erzielt die Per-
sonengesellschaft keine Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung (Grundfall), sondern Einkünften aus Ge-
werbebetrieb. Diese Konstellation wird im Steuerrecht 
als Betriebsaufspaltung bezeichnet. Sie geht auf eine 
Entscheidung des Großen Senats des Bundesfinanz-
hofs aus 1971 (Az. GrS 2/71) zurück. 
Aber nicht nur die Einkünfte aus der Vermietung an die 
beherrschte Kapitalgesellschaft sind davon betroffen, 
sondern alle Einkünfte dieser Personengengesell-
schaft, wie z. B. die Vermietung an fremde Mieter oder 

Zinseinkünfte bzw. Dividenden. Das ist dann die ein-
gangs erwähnte „Abfärbung“.  
Diese Umqualifizierung der Einkünfte hat viele Folge-
wirkungen. Zunächst führt sie zur Gewerbesteuer-
pflicht des gesamten Gewinns bei der Personengesell-
schaft. Weiterhin sind auch sämtliche Verkäufe oder 
Entnahmen von Grundstücken oder sonstigem Vermö-
gen aus der Personengesellschaft unabhängig vom 
Zeitpunkt der Anschaffung steuerpflichtig (die 10-Jah-
res-Frist gilt nicht!). Bei Überschreiten der Buchfüh-
rungsgrenzen gem. § 141 AO muss der Gewinn durch 
Bilanzierung mittels einer kaufmännischen Buchfüh-
rung ermittelt werden. Schließlich unterliegt die Perso-
nengesellschaft auch der steuerlichen Außenprüfung 
nach den §§ 193 ff. AO. 
Besonders unangenehm, da teuer, können die steuer-
lichen Folgen dann werden, wenn die beschriebene 
Betriebsaufspaltung ungeplant endet. Dies kann z. B. 
durch Anteilsveränderungen bei Schenkung oder 
durch einen Erbanfall passieren. Fällt die Beherrschung 
weg, hat dies zwingend die Beendigung der Betriebs-
aufspaltung zur Folge. Die Mitunternehmeranteile 
werden zum Privatvermögen mit der Folge einer Ent-
nahmebesteuerung des Vermögens aus der Personen-
gesellschaft zum gemeinen Wert. Sämtliche stillen Re-
serven werden dabei steuerlich erfasst und der Besteu-
erung zugeführt, ohne dass den Gesellschaftern durch 
diesen Vorgang Liquidität zufließt.  

Hinweis 
Mit Entstehung der Betriebsaufspaltung werden die 
Geschäftsanteile der Kapitalgesellschaft notwendi-
ges Sonderbetriebsvermögen des entsprechenden 
Mitunternehmers.  
Kommt es zu der oben dargestellten ungewollten 
Beendigung, müssen auch diese Anteile mit dem ge-
meinen Wert ins Privatvermögen überführt werden. 
Die Ausführungen zur Betriebsaufspaltung gelten 
auch bei einem Steuerpflichtigen, soweit die Voraus-
setzungen vorliegen. Auch dann kommt es zu den 
steuerlichen Wirkungen wie oben beschrieben. 

Umsatzsteuer 

Leistungen eines Museumsführers können um-
satzsteuerbefreit sein 
Der Kläger ist als Gästeführer in einem Museum tätig, 
das ausschließlich über Gruppenführungen begehbar 
ist. Auftraggeber des Klägers ist eine gemeinnützige 
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Stiftung, die das Museum betreibt und steuerfreie Um-
sätze an die Museumsbesucher erbringt. Die zustän-
dige Bezirksregierung hat dem Kläger bescheinigt, 
dass er als Museumsführer die gleichen kulturellen 
Aufgaben erfüllt wie vergleichbare Einrichtungen in öf-
fentlich-rechtlicher Trägerschaft. Das Finanzamt ging 
davon aus, dass die Umsätze des Klägers trotzdem 
umsatzsteuerpflichtig seien.  
Der Bundesfinanzhof bestätigte, dass Umsätze der 
staatlichen Museen sowie „gleichartiger Einrichtun-
gen“ anderer Unternehmer steuerfrei seien, wenn die 
zuständige Landesbehörde sowohl Museum als auch 
Museumsführer bescheinigt habe, dass sie die glei-
chen kulturellen Aufgaben wie die staatlichen Museen 
erfüllen. Steuerfrei seien die typischen Museumsleis-
tungen, zu denen auch die Führung der Gäste gehöre. 
Das Museum, mit dem der Leistende seine Museums-
leistung erbringe, dürfe auch das Museum einer drit-
ten Person (hier: der Stiftung) sein. Allerdings sei auch 
klar, dass die Leistungen anderer selbstständiger Sub-
unternehmer des Museums, die über keine entspre-
chende Bescheinigung verfügen, weil sie nicht selbst 
kulturelle Leistungen erbringen (z. B. Sicherheits-, Rei-
nigungs- oder Hausmeisterdienst des Museums), nicht 
umsatzsteuerfrei sind. 

Kein Vorsteuerabzug aus Schwarzeinkäufen mög-
lich 
Das Finanzgericht Münster entschied, dass ein Vor-
steuerabzug aus von der Steuerfahndung festgestell-
ten Schwarzeinkäufen nicht möglich ist, wenn keine 
entsprechenden Rechnungen vorliegen. 
Die Klägerin betrieb einen Kiosk. Bei einer bei einer 
Lieferantin durchgeführten Steuerfahndungsprüfung 
wurde festgestellt, dass diese der Klägerin die Mög-
lichkeit eingeräumt hatte, Waren gegen Barzahlung 
ohne ordnungsgemäße Rechnung zu beziehen. Da-
raufhin führte eine bei der Klägerin durchgeführte Be-
triebsprüfung zu dem Ergebnis, dass sie Eingangsum-
sätze der Lieferantin und die entsprechenden Aus-
gangsumsätze nicht in ihrer Buchführung erfasst hatte. 
Das beklagte Finanzamt schätzte die Umsätze bei der 
Klägerin hinzu, gewährte aber mangels Rechnungen 
keinen Vorsteuerabzug auf die Schwarzeinkäufe.  

Umsatzsteuer für bei Überlassung von elektroni-
schen Zahlungskarten erhobenem Kartenpfand? 
Fraglich war, ob ein sog. Kartenpfand für den Erwerb 
einer elektronischen Zahlungskarte eine steuerbare 
und steuerpflichtige Leistung darstellt oder ob es sich 

um eine nicht steuerbare Schadensersatzleistung han-
delt. Wenn die Qualifikation als Schadensersatz ver-
neint werde, stelle die Überlassung der Zahlungskarte 
dann eine unselbstständige Nebenleistung zu dem 
(nicht steuerbaren) Tausch von Zahlungsmitteln dar 
bzw. handele es sich um eine Nebenleistung zu den 
steuerfreien Umsätzen von gesetzlichen Zahlungsmit-
teln oder den steuerfreien Umsätzen im Zahlungsver-
kehr? 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass es sich bei dem 
im Rahmen eines bargeldlosen Zahlungssystems für 
die Überlassung elektronischer Zahlungskarten in Sta-
dien erhobenen Kartenpfand nicht um pauschalierten 
(durch die Kartenrückgabe auflösend bedingten) 
Schadensersatz handelt, sondern um eine steuerbare 
sonstige Leistung, die als Umsatz im Zahlungs- und 
Überweisungsverkehr steuerfrei ist, wenn der leistende 
Unternehmer selbst die Übertragung von Geldern vor-
nimmt. 

Erbschaftsteuer 

Freibeträge bei Zusammentreffen mehrerer Nach-
erbschaften 
Haben mehrere Erblasser denselben Vorerben und 
nach dessen Tod denselben Nacherben eingesetzt, 
steht nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs dem 
Nacherben auf Antrag für alle der Nacherbfolge unter-
liegenden Erbmassen insgesamt nur ein Freibetrag zu. 
Im Streitfall verstarben der Großvater und die Groß-
mutter der Kläger. Die Großeltern hatten die Tante der 
Kläger als Vorerbin und auf deren Tod u. a. die Kläger 
als Nacherben eingesetzt. Im Jahr 2015 verstarb die 
Tante und wurde ihrerseits u. a. durch die Kläger als 
Miterben beerbt. Der Vater der Kläger war bereits vor 
der Vorerbin verstorben. In der Erbschaftsteuererklä-
rung stellten die Kläger Anträge, der Versteuerung der 
Nacherbfälle ihr Verwandtschaftsverhältnis zu den 
Großeltern zugrunde zu legen. Das Finanzamt berück-
sichtigte in den Erbschaftsteuerbescheiden gegenüber 
den Klägern Freibeträge i. H. v. 400.000 Euro pro Erben.  

Gewerbesteuer 

Hinzurechnung der vertraglich auf gewerbe- 
treibenden Mieter umgelegten Grundsteuer 
Für Zwecke der Gewerbesteuer wird der Gewinn aus 
Gewerbebetrieb durch Hinzurechnungen und Kürzun-
gen modifiziert. Hinzuzurechnen ist u. a. ein Achtel der 
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Miet- und Pachtzinsen für die Benutzung der unbe-
weglichen Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, so-
weit die Aufwendungen bei der Ermittlung des Ge-
winns abgesetzt worden sind. 
Eine GmbH hatte von ihren Gesellschaftern ein Be-
triebsgebäude gemietet. Im Mietvertrag war verein-
bart, dass die GmbH als Mieterin die Grundsteuer tra-
gen sollte. Das Finanzamt vertrat die Ansicht, dass die 
auf die GmbH vertraglich umgelegte Grundsteuer zu 
der von ihr zu zahlenden Miete gehöre und deshalb 
gewerbesteuerrechtlich hinzuzurechnen sei. Das Fi-
nanzgericht sah das anders und gab der Klage statt. 
Der Bundesfinanzhof gab jedoch der Finanzbehörde 
Recht. Der vom Gesetz verwendete Begriff der Miet- 
und Pachtzinsen sei wirtschaftlich zu verstehen. Dazu 
gehören auch vom Mieter getragene Aufwendungen, 
die nach dem gesetzestypischen Lastenverteilungssys-
tem eigentlich vom Vermieter zu tragen wären, aber 
vertraglich vom Mieter übernommen werden. Ein der-
artiger Fall liege hier vor. Schuldner der Grundsteuer 
sei der Eigentümer, d. h. der Vermieter. Zivilrechtlich 
könne die Grundsteuer jedoch auf den Mieter über-
wälzt werden. Sie fließe damit in den Mietzins ein, der 
gewerbesteuerrechtlich zum Teil hinzuzurechnen sei. 
Die Hinzurechnung könne somit nicht dadurch redu-
ziert werden, dass der Mieter Aufwendungen über-
nehme, die eigentlich vom Vermieter zu tragen wären 
und dieser im Gegenzug einen entsprechend gemin-
derten Mietzins akzeptiere. 

Verfahrensrecht 

Hinzuschätzung nach Außenprüfung bei Einzel-
handelsunternehmen 
Das Niedersächsische Finanzgericht hat entschieden, 
dass bezüglich einer Hinzuschätzung keine Änderung 
erfolgt, wenn nur eine gewisse Wahrscheinlichkeit be-
steht, dass Betriebseinnahmen nicht erklärt wurden.  
Steuerbescheide sind aufzuheben oder zu ändern, so-
weit Tatsachen oder Beweismittel nachträglich be-
kannt werden, die zu einer höheren Steuer führen. Tat-
sachen im Sinne dieser Vorschrift sind alle Sachver-
haltsbestandteile, die Merkmal oder Teilstück des ge-
setzlichen Steuertatbestandes sein können, also Zu-
stände, Vorgänge, Beziehungen und Eigenschaften 
materieller oder immaterieller Art. Tatsachen sind die 
Merkmale, die den steuerlichen Tatbestand ausfüllen, 

weil sie unter den Tatbestand subsumiert die steuer-
liche Folge ergeben. Auch Hilfstatsachen, die einen 
Schluss auf das Vorliegen einer Haupttatsache, die Ele-
ment des gesetzlichen Tatbestandes ist, könnten die 
Änderungsbefugnis der Finanzbehörde eröffnen. Hilfs-
tatsachen dürften allerdings nur dann herangezogen 
werden, wenn sie einen sicheren Schluss auf das Vor-
liegen der Haupttatsache zulassen; bloße Vermutun-
gen oder Wahrscheinlichkeiten reichten hierfür nicht 
aus. Aus dem „soweit“-Satz folgt weiterhin, dass eine 
Änderung der Besteuerungsgrundlagen nur in dem 
Umfang zulässig ist, in dem die nachträglich bekannt 
gewordene Tatsache ursächlich für eine höhere Steu-
erfestsetzung ist. Die Feststellungslast für die tatsäch-
lichen Voraussetzungen trägt die Finanzbehörde. 
Die Finanzbehörde hat die Besteuerungsgrundlagen 
zu schätzen, soweit sie sie nicht ermitteln oder berech-
nen kann. Dabei sind alle Umstände zu berücksichti-
gen, die für die Schätzung von Bedeutung sind. Zu 
schätzen ist insbesondere dann, wenn der Steuer-
pflichtige Bücher oder Aufzeichnungen, die er nach 
den Steuergesetzen zu führen hat, nicht vorlegen 
kann, wenn die Buchführung oder die Aufzeichnungen 
der Besteuerung nicht nach § 158 AO zugrunde gelegt 
werden oder wenn tatsächliche Anhaltspunkte für die 
Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der vom Steuer-
pflichtigen gemachten Angaben zu steuerpflichtigen 
Einnahmen oder Betriebsvermögensmehrungen be-
stehen. Dabei ist bei Unternehmern mit Gewinnerer-
mittlung durch Einnahme-Überschuss-Rechnung zum 
einen die umsatzsteuerrechtliche Verpflichtung zur 
Aufzeichnung der Betriebseinnahmen zu beachten, da 
sie auch unmittelbar für das Einkommensteuergesetz 
wirkt. Zum anderen sind die Vorschriften über die Ord-
nungsmäßigkeit der Kassenführung zu beachten.  

Arbeitsrecht 

Zwölf Euro Mindestlohn ab Oktober 2022 
Mit dem Kabinettsbeschluss vom 23.02.2022 hat die 
Bundesregierung eine einmalige gesetzliche Erhöhung 
des Mindestlohnes auf zwölf Euro brutto die Stunde 
auf den Weg gebracht. Dieses zentrale Anliegen der 
Bundesregierung ist nun umgesetzt und tritt zum 
01.10.2022 in Kraft. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung August/September 2022
Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.08.20221 12.09.20221 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 12.09.2022 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 12.09.2022 

Umsatzsteuer 10.08.20222 12.09.20223 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 15.08.2022 15.09.2022 

Scheck5 10.08.2022 12.09.2022 

Gewerbesteuer 15.08.20226 entfällt 

Grundsteuer 15.08.20226 entfällt 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 18.08.2022 entfällt 

Scheck5 15.08.2022 entfällt 

Sozialversicherung7 29.08.2022 28.09.2022 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 

zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das 

abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-

nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 In den Bundesländern und Regionen, in denen der 15.08.2022 ein gesetzlicher Feiertag (Mariä Himmelfahrt) ist, wird die Steuer am 16.08.2022 
fällig. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermei-
den, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müs-
sen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.08.2022/26.09.2022, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regio-
nale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die 
Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die 
Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Bundesrat hat am 10.06.2022 zahlreichen steuer-
rechtlichen Maßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise zugestimmt, die 
der Bundestag am  
19.05. beschlossen hatte und die durch den Finanzausschuss in einigen we-
sentlichen Punkten verändert wurden. Mit dem Vierten Corona-Steuerhilfe-
gesetz sollen erweiterte Abschreibungsmöglichkeiten für Firmen, die verlän-
gerte Homeoffice-Pauschale für Arbeitnehmer bis Dezember 2022 und Vor-
schriften zur steuerfreien Auszahlung eines Pflege-Bonus in Kraft treten. 

 
Das Finanzgericht Nürnberg entschied, dass eine Dachreparatur nicht im Zu-
sammenhang mit dem Betrieb einer Photovoltaikanlage steht und daher 
keine Vorsteuerverrechnung stattfinden kann. Das Finanzgericht Nieder-
sachsen entschied zur Umsatzsteuerpflicht bei Lieferungen von PV-Strom. 
Das Finanzgericht Münster versagt generell die Steuerfreiheit für Energie-
lieferungen, die im Zusammenhang mit steuerfreien Wohnungsvermietun-
gen erfolgen. 
 
Die Nichtabführung einzubehaltender und anzumeldender Lohnsteuer zu 
den gesetzlichen Fälligkeitszeitpunkten begründet laut einem Urteil des 
Bundesfinanzhofs regelmäßig eine zumindest grob fahrlässige Verletzung 
der Pflichten des Geschäftsführers einer GmbH. Das gilt auch im Fall der 
nachträglichen Pauschalierung der Lohnsteuer. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
 

  

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
Fachanwältin für Erbrecht 
Fachanwältin für Steuerrecht 
Fachanwältin für Bau- und Architektenrecht 
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Corona-Steuerhilfen 

Bundesrat stimmt weiteren Corona-Steuerhilfen 
zu 
Der Bundesrat hat am 10.06.2022 zahlreichen steuer-
rechtlichen Maßnahmen zur Bewältigung der Corona-
Krise zugestimmt, die der Bundestag am 19.05. unter 
Berücksichtigung von Beschlussempfehlungen des Fi-
nanzausschusses, beschlossen hat. Das Vierte Corona-
Steuerhilfegesetz wird nun über die Bundesregierung 
dem Bundespräsidenten zur Unterschrift zugeleitet 
und anschließend im Bundesgesetzblatt verkündet. In 
Kraft treten können dann die Verlängerung der Steuer-
befreiung für Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld bis 
Ende Juni 2022, die Verlängerung der Homeoffice-
Pauschale bis zum 31.12.2022, die Verlängerung der 
degressiven AfA für bewegliche Wirtschaftsgüter um 
ein Jahr, der erweiterte Verlustrücktrag aus 2022 und 
2023 mit dauerhaft zweijährigem Rücktragszeitraum, 
die Verlängerung der Reinvestitionsfristen nach § 6b 
EStG um ein Jahr sowie die Verlängerung der Investi-
tionsfristen für steuerliche Investitionsabzugsbeträge 
nach § 7g EStG um ein Jahr. 
Corona-Bonus bis zu 4.500 Euro 
Ein besonderes Moment stellt die Zustimmung der Be-
schlussempfehlungen des Finanzausschusses für 
coronabedingte steuerfreie Sonderleistungen der Ar-
beitgeber bis zu 4.500 Euro dar. Es kommt nunmehr 
nicht mehr darauf an, dass die Zahlung des Bonus auf-
grund bundes- oder landesrechtlicher Regelungen er-
folgt: Auch freiwillige Leistungen des Arbeitgebers 
sind nun bis zur Höchstgrenze steuerfrei.  
Das Gesetz weitet den begünstigten Personenkreis 
aus: Künftig gilt die Steuerfreiheit auch für Zahlungen 
an Beschäftigte in Einrichtungen für ambulantes Ope-
rieren, bestimmte Vorsorge- und Rehabilitationsein-
richtungen, Dialyseeinrichtungen, Arzt- und Zahnarzt-
praxen sowie Rettungsdienste. 
Längere Frist für Steuererklärung 
Das Gesetz sieht – wie schon in den Vorjahren - ver-
längerte Abgabefristen vor, um sowohl Steuerberater 
als auch Bürger zu entlasten. 
Abzinsungsgebot für Verbindlichkeiten 
Das Abzinsungsgebot für Verbindlichkeiten (§ 6 Abs. 1 
Nr. 3 EStG) entfällt für nach dem 31.12.2022 endende 
Wirtschaftsjahre. Auf Antrag ist die Gesetzesänderung 
rückwirkend anwendbar. Die Abzinsung für Rückstel-
lungen mit 5,5 % bleibt dagegen unverändert. 

Einkommensteuer 

Aufwendungen für ein Arbeitszimmer 
Aufwendungen für ein Arbeitszimmer können nur als 
Werbungskosten (oder Betriebsausgaben) abzugs- 
fähig sein, soweit der Steuerpflichtige sie selbst trägt 
(sog. Drittaufwand ist nicht abzugsfähig). Der Finanz-
senat Bremen hat in einem Erlass vom 22.02.2022 die 
Verwaltungsauffassung zu verschiedenen Konstellati-
onen bei Ehepartnern oder Partnern nichtehelicher Le-
bensgemeinschaften aufgezeigt: 
Im Wesentlichen wird festgestellt, dass bei Immobilien 
im Miteigentum (Ehegatten, nichtehelicher Lebensge-
meinschaften) zu unterscheiden ist zwischen a) grund-
stücksbezogenen Aufwendungen (z. B. AfA, Schuldzin-
sen, etc.) und b) nutzungsbezogenen Aufwendungen 
(z. B Reinigungskosten, etc.). 
Aufwendungen zu a) sind nur anteilig gemäß der Mit-
eigentumsquote abzugsfähig. 
Aufwendungen zu b) sind voll abzugsfähig, soweit 
vom Steuerpflichtigen getragen. Das gilt auch, wenn 
die Bezahlung der nutzungsorientierten Aufwendun-
gen von einem Gemeinschaftskonto der Ehegatten  
oder der Partner erfolgt. 

Zum Werbungskostenabzug bei Beendigung von 
Mietverhältnissen wegen Eigenbedarfs 
Wenn in einem vermieteten Mehrfamilienhaus zwei 
kleine Wohnungen zu einer großen vereinigt und zu-
gleich durch Maßnahmen wie etwa Fußbodenerneue-
rung, Streichen von Decken und Wänden, Ersatz ver-
rosteter Heizkörper und Erneuerung der Wasserhähne 
in einen zeitgemäßen bzw. ordnungsgemäßen Zu-
stand versetzt werden, liegen insoweit keine Herstel-
lungskosten, sondern sofort abzugsfähige Erhaltungs-
aufwendungen vor. Aufwendungen für das Vorhalten 
einer Mietwohnung seien laut Finanzgericht Sachsen-
Anhalt Werbungskosten, wenn die Anmietung durch 
den Beruf bzw. durch die Erzielung steuerpflichtiger 
Einnahmen veranlasst sei, d. h., wenn sie hierzu in ei-
nem steuerrechtlich anzuerkennenden wirtschaft- 
lichem Zusammenhang stehen. Ob ein solcher Zusam-
menhang bestehe, müsse im Wege einer wertenden 
Betrachtung aller Umstände des konkreten Einzelfalls 
festgestellt werden. Das gelte auch dann, wenn das 
Mietverhältnis wegen Eigenbedarfs gekündigt und die 
Wohnung anschließend an nahe Angehörige vermietet 
wird. 
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Lohnsteuer 

Berechnung des Grundlohns bei Bereitschafts-
diensten für Grenze von steuerfreien Zuschlägen 
Das Niedersächsische Finanzgericht hat zur Berech-
nung der Bemessungsgrundlage für die Ermittlung der 
Grenze der steuerfreien Zuschläge für Sonntags-,  
Feiertags- oder Nachtarbeit (SFN-Zuschläge) Stellung 
genommen. 
Wenn ein Bereitschaftsdienst am Arbeitsplatz abzu-
leisten ist, ist die gesamte Dauer des abgeleisteten Be-
reitschaftsdienstes als tatsächlich geleistete Arbeit zu 
werten, selbst wenn die Bereitschaftsdienstzeit auf-
grund von zwischen den Vertragsparteien getroffenen 
Regelungen nicht vollumfänglich als Arbeitszeit be-
wertet wird. 
Der Grundlohn bemisst sich in diesem Fall nach dem 
regulären, vertraglich vereinbarten - auf eine Stunde 
umgerechneten - Arbeitslohn und nicht nach dem ge-
ringeren Stundenlohn, der sich aus der Umrechnung 
des regulären Stundenlohns auf die tatsächlich als Ar-
beitszeit vergütete Bereitschaftsdienstzeit ergibt. 
Der Zuschlag für die Zeit des Bereitschaftsdienstes sei 
nicht nach der anteilig für den Bereitschaftsdienst ge-
zahlten Vergütung von 25 %, sondern nach dem vollen 
auf eine Stunde umgerechneten individuellen Tabel-
lenentgelt zu berechnen, da die Beschäftigten dem 
Dienstherrn ihre Arbeitskraft während der Bereit-
schaftsdienstzeit am Arbeitsplatz zur Verfügung stel-
len und er diese dort im Bedarfsfall abrufen kann. 
Wenn der Arbeitnehmer seine Arbeitskraft am Arbeits-
platz zum Abruf bereitstelle, sei diese Bereitstellung 
ungeachtet der zwischen den Vertragsparteien ge-
troffenen Regelungen zur Vergütung dieser Zeiten tat-
sächlich geleistete Arbeit. 

Pauschalsteuersatz für Betriebsveranstaltungen, 
die nicht allen Betriebsangehörigen offenstehen, 
nicht anwendbar 
Der Pauschalsteuersatz von 25 % für Betriebsveranstal-
tungen (§ 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG) findet keine An-
wendung auf Veranstaltungen, die nicht allen Be-
triebsangehörigen offenstehen (hier: Vorstands- bzw. 
Führungskräfte-Weihnachtsfeier). So entschied das  
Finanzgericht Köln. 
Die Klägerin hat den Teilnehmern an der Vorstands-
weihnachtsfeier und der Weihnachtsfeier für den Kon-
zernführungskreis steuerbaren Arbeitslohn in Höhe 
der von ihr getätigten Aufwendungen zugewendet. 
Nach dem Einkommensteuergesetz gehören zu den 

Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit Zuwendun-
gen des Arbeitgebers an seinen Arbeitnehmer und 
dessen Begleitpersonen anlässlich von Veranstaltun-
gen auf betrieblicher Ebene mit gesellschaftlichem 
Charakter (Betriebsveranstaltung). Bei der Vorstands-
weihnachtsfeier und der Weihnachtsfeier für den Kon-
zernführungskreis handelt es sich um eine solche Ver-
anstaltung. Von den Zuwendungen ist nicht ein Frei-
betrag abzuziehen, weil die Vorstandsweihnachtsfeier 
und die Weihnachtsfeier für den Konzernführungskreis 
nicht allen Angehörigen des Betriebs oder eines Be-
triebsteils offenstanden, sondern nur Vorständen bzw. 
Führungskräften. Die teilnehmenden Arbeitnehmer 
haben zu dem auf sie entfallenden Anteil der Aufwen-
dungen der Klägerin Arbeitslohn erzielt.  
Der Arbeitslohn wurde aber nicht im Sinne des Ein-
kommensteuergesetzes aus Anlass einer Betriebsver-
anstaltung gezahlt. Dies gelte nach ständiger Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofs nur, wenn die Teil-
nahme allen Betriebsangehörigen offenstehe. Im 
Streitfall durften an der Veranstaltung aber nur Vor-
standsmitglieder bzw. Führungskräfte teilnehmen. 

Erbschaftsteuer 

Kosten für Mausoleum - Erbschaftsteuer kann ge-
mindert werden 
Der Erbe hatte, nachdem sein verstorbener Bruder in 
einem herkömmlichen Grab bestattet worden war, ein 
aufwändiges Mausoleum als zweite Grabstätte in Auf-
trag gegeben und die Kosten hierfür in seiner Erb-
schaftsteuererklärung geltend gemacht. Das Finanz-
amt und das Finanzgericht lehnten den Abzug ab. 
Laut Bundesfinanzhof seien zwar grundsätzlich nur die 
Kosten für ein zeitlich zuerst errichtetes Grabdenkmal 
bei der Erbschaftsteuer abzugsfähig. Es könne aber 
auch Fälle geben, in denen aus verschiedenen Grün-
den der Verstorbene zunächst nur provisorisch in einer 
ersten Grabstätte und dann im Anschluss dauerhaft in 
einem Zweitgrab bestattet werde. Für das zweite Grab-
denkmal seien dann Kosten in angemessener Höhe 
abzugsfähig. Was angemessen sei, bestimme sich im 
Einzelfall danach, wie der Erblasser gelebt habe und 
wieviel er hinterlassen habe. Außerdem sei zu berück-
sichtigen, welche Bräuche und religiösen Vorgaben in 
seinen Kreisen für eine würdige Bestattung üblich 
seien. In der Praxis sollte der Erbe diesbezüglich früh-
zeitig Nachweise sammeln und dem Finanzamt vorle-
gen. Wenn die Kosten im Einzelfall die Angemessen-
heit überschreiten, seien sie entsprechend zu kürzen 
und nur die angemessenen zu berücksichtigen. 
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Zur Stundung der Erbschaftsteuer 
Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung, ob der 
Steuerpflichtige die auf den Erwerb einer Wohnung 
entfallende Erbschaftsteuer nur durch deren Veräuße-
rung aufbringen kann, ist nicht der - durch die be-
gehrte Stundung hinausgeschobene - Zeitpunkt der 
Fälligkeit der Erbschaftsteuer, sondern der Zeitpunkt 
der Steuerentstehung. So entschied das Finanzgericht 
München. 
Ein Anspruch auf Stundung der Erbschaftsteuer be-
stehe nicht, wenn zum Nachlass Geldmittel gehörten, 
die zur Tilgung der auf den Erwerb der Wohnung ent-
fallenden Erbschaftsteuer ausgereicht hätten, jedoch 
anderweitig verwendet worden seien. Ein die Stun-
dung ablehnender Verwaltungsakt erledige sich nicht 
durch die (teilweise) Tilgung der Steuerschuld, deren 
Stundung begehrt werde. Durch die teilweise Beglei-
chung der Erbschaftsteuer habe sich das Klagebegeh-
ren daher hier nicht erledigt. 

Gewerbesteuer 

Zur Hinzurechnung von Stückzinsen eines Sach-
darlehens 
Wenn ein Unternehmen ein Sachdarlehen über fest-
verzinsliche Anleihen erhält, die es nach Empfang ver-
äußert und später zwecks Rückgabe zurückerwirbt, 
sind weder die beim Rückerwerb dem Veräußerer zu 
vergütenden Stückzinsen noch die im Zeitraum zwi-
schen der Überlassung der Anleihen und deren Rück-
gabe an den Darlehensgeber aufgelaufenen Stückzin-
sen als Entgelte für Schulden hinzuzurechnen. Eine 
konkludente Abbedingung des § 101 BGB ‑ die Zinsen 
der überlassenen Anleihen stehen der Verleiherin zu ‑ 
begründet kein zusätzliches Entgelt für die Gewährung 
eines Wertpapierdarlehens. So der Bundesfinanzhof. 
Die von der Klägerin beim Erwerb der zurückgegebe-
nen Anleihen für die Stückzinsen aufgewendeten Be-
träge seien nicht hinzuzurechnen, weil sie nicht zu Be-
triebsausgaben geführt haben; sie seien auch keine 
"Entgelte“ für Schulden. Erwerbe ein Steuerpflichtiger 
‑ wie hier die Klägerin ‑ Wertpapiere, um seine Ver-
pflichtung zur Rückgabe von als Sachdarlehen erhalte-
nen Anleihen zu erfüllen, so habe er dem Veräußerer 
die seit dem letzten Zinszahlungstermin aufgelaufe-
nen Stückzinsen zu vergüten. Die aufgrund des  
(Rück-)Erwerbs der Anleihen an den Veräußerer für die 
Stückzinsen gezahlten Beträge minderten den Gewinn 
der Klägerin jedoch nicht. Denn die Klägerin erhielt da-
für ‑ mit der erworbenen Anleihe ‑ eine gleichwertige 

Zinsforderung, die als sonstiger Vermögensgegen-
stand zu aktivieren war; der Vorgang war mithin er-
folgsneutral. 

Zur gewerbesteuerlichen Hinzurechnung von Auf-
wendungen für Sponsoring 
Aufwendungen für die Überlassung von Werbeflächen 
(im Streitfall u. a. Bande und Trikots) sowie für die 
Überlassung eines Vereinslogos für Werbezwecke un-
terliegen der gewerbesteuerlichen Hinzurechnung. So 
entschied das Niedersächsische Finanzgericht. 
Der vorliegend zu beurteilende Sponsoringvertrag 
lasse sich den Leistungspflichten nach trennen und 
enthalte wesentliche Elemente eines Mietvertrages, 
soweit die GmbH der Klägerin Flächen (Bande, Presse-
konferenzrückwand, Hallenboden) und Trikots sowie 
andere Bekleidungsstücke zumindest zeitweise über-
lasse, damit die Klägerin dort ihr Firmenlogo zu Wer-
bezwecken präsentieren könne. Hinsichtlich dieser 
Leistungen stehe keine Werbeleistung im Vorder-
grund, die die GmbH gegenüber der Klägerin erbrin-
gen würde. Die GmbH selbst erbringe, auch mit den 
unstreitigen Leistungen, keine Werbeleistungen ge-
genüber der Klägerin. Die Einordnung der Sponsoring-
vereinbarung als einheitlicher Werbevertrag komme 
dementsprechend nicht in Betracht.  
Auch die Entgelte für die Überlassung des Vereins- 
logos für Werbezwecke der Klägerin unterliegen der 
Hinzurechnung. Entgegen der Auffassung der Klägerin 
stehe auch in diesem Zusammenhang keine Werbe-
leistung der GmbH im Vordergrund. Zwar nutze die 
Klägerin das Vereinslogo im Rahmen ihrer Werbemaß-
nahmen, Gegenstand des Leistungsaustauschs mit der 
GmbH sei jedoch allein die Einräumung des Nutzungs-
rechts. 

Umsatzsteuer 

Zum Vorsteuerabzug für eine im Zusammenhang 
mit der Installation einer Photovoltaikanlage er-
folgten Dachreparatur 
Wer durch eine Solar-Anlage auf dem Dach Einnah-
men erwirtschaftet, muss Umsatzsteuer ans Finanzamt 
abführen. Der Eigentümer der Anlage kann entspre-
chend aus den Kosten für die Anschaffung, den Betrieb 
und die Wartung aber auch Vorsteuern geltend ma-
chen und mit der Umsatzsteuer verrechnen. Der Vor-
steuerabzug gilt jedoch nicht für alle Aufwendungen, 
die mit der Anlage in Verbindung stehen. 
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Das Finanzgericht Nürnberg entschied, dass eine 
Dachreparatur nicht im Zusammenhang mit dem Be-
trieb einer Photovoltaikanlage steht und daher keine 
Vorsteuerverrechnung stattfinden kann.  
Ein Unternehmer hatte auf seinem privaten Wohnhaus 
eine Photovoltaikanlage installieren lassen. Dabei 
wurde das Dach beschädigt. Der Unternehmer ließ die 
Schäden von einem Dachdecker und Zimmerer repa-
rieren. Er berücksichtigte die in den Rechnungen der 
Handwerker ausgewiesene Umsatzsteuer als Vorsteu-
erabzug in seinen Umsatzsteuervoranmeldungen für 
die Photovoltaikanlage. Das Finanzamt ging davon 
aus, dass der Kläger die Vorsteuer aus den Rechnun-
gen des Dachdeckers und des Zimmerers nicht abzie-
hen darf, weil er ihre Leistungen zu weniger als 10 % 
für sein Unternehmen nutzt. 
Das Gericht gab dem Finanzamt Recht. Da der Unter-
nehmer das Gebäude zu mehr als 90 % privat nutze, 
konnten nur 10 % der unternehmerischen Nutzung zu-
gerechnet werden. Die Vorsteuer aus den Rechnungen 
könne dann nicht in vollem Umfang von dem Unter-
nehmer abgesetzt werden. 

Lieferung von Strom an Mieter 
Die Lieferung von durch eine Photovoltaikanlage auf 
dem Miethaus mit Batterie-Speicher erzeugtem Strom 
an die Mieter hält das Finanzgericht Niedersachsen je-
denfalls dann für steuerpflichtig, wenn darüber eine 
selbstständige, nicht mit dem Mietvertrag gekoppelte 
Vereinbarung besteht, der Stromverbrauch durch Zäh-
ler individuell abgerechnet wird und den Mietern die 
Möglichkeit offensteht, den Strom auch anderweitig 
zu beziehen.  
 

Hinweis 
Das Finanzgericht Münster hat entschieden, dass 
Energielieferungen, die im Zusammenhang mit  
steuerfreien Wohnungsvermietungen erfolgen, 
schlechthin umsatzsteuerpflichtige selbstständige 
Leistungen sind. 

Verfahrensrecht 

Zur Haftung für pauschalierte Lohnsteuer 
Die Nichtabführung einzubehaltender und anzumel-
dender Lohnsteuer zu den gesetzlichen Fälligkeitszeit-
punkten begründet regelmäßig eine zumindest grob 
fahrlässige Verletzung der Pflichten des Geschäftsfüh-
rers einer GmbH. Das gilt auch im Fall der nachträg-
lichen Pauschalierung der Lohnsteuer. So entschied 
der Bundesfinanzhof. 
Bei der pauschalierten Lohnsteuer handele es sich 
nicht um eine Unternehmenssteuer eigener Art, son-
dern um die durch die Tatbestandsverwirklichung des 
Arbeitnehmers entstandene und vom Arbeitgeber le-
diglich übernommene Lohnsteuer. 
Der in Haftung genommene Geschäftsführer müsse 
substanziiert darlegen und ggf. nachweisen, welche 
Schritte er zur Zahlung der Steuer am Fälligkeitstag 
eingeleitet hatte und dass und aus welchen Gründen 
sich deren Weiterverfolgung wegen der Haltung des 
vorläufigen Insolvenzverwalters als sinnlos darstellte. 
In der Krise der Gesellschaft träfen den Geschäftsführer 
erhöhte Pflichten. Deshalb könne sich ein Geschäfts-
führer nicht allein mit der Behauptung entlasten, er 
habe angenommen, der vorläufige Insolvenzverwalter 
werde seine Zustimmung zur Abgabentilgung verwei-
gern. Im Regelfall sei vom Geschäftsführer zumindest 
eine entsprechend dokumentierte Anfrage an den vor-
läufigen Insolvenzverwalter zu erwarten. Nur in selte-
nen Ausnahmefällen könne darauf verzichtet werden, 
wenn nämlich konkrete und eindeutige objektive An-
haltspunkte für die Sinnlosigkeit einer solchen Anfrage 
bestehen. Ein hypothetischer Kausalverlauf könne 
keine Berücksichtigung finden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung Juli/August 2022
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.07.20221 10.08.20222 
Umsatzsteuer 11.07.20223 10.08.20224 
Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 14.07.2022 15.08.2022 

Scheck6 11.07.2022 10.08.2022 
Gewerbesteuer entfällt 15.08.20228 

Grundsteuer entfällt 15.08.20228 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 entfällt 18.08.2022 
Scheck6 entfällt 15.08.2022 

Sozialversicherung7 27.07.2022 29.08.2022 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag  

sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner  
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgen-

den Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werk-
tag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.07.2022/25.08.2022, jeweils 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

8 In den Bundesländern und Regionen, in denen der 15.08.2022 ein gesetzlicher Feiertag (Mariä Himmelfahrt) ist, wird die Steuer am 
16.08.2022 fällig. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Bundesfinanzhof entschied, dass nachgezahlte 
Überstundenvergütungen, die für einen Zeitraum von mehr als zwölf Mona-
ten veranlagungszeitraumübergreifend geleistet werden, mit einem ermä-
ßigten Steuersatz zu besteuern sind.  
 
Wer nach dem 01.01.2021 Computer, technische Ausstattung oder Software 
für Arbeit oder Studium angeschafft hat, kann die Kosten dafür nach einem 
aktuellen Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 22.02.2022 gleich im 
ersten Jahr in voller Höhe steuermindernd geltend machen. 
 
Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende kann auch im Trennungsjahr 
zeitanteilig gewährt werden, wenn die Ehegatten nicht gemeinsam zur Ein-
kommensteuer veranlagt werden. Zudem darf der jeweilige Ehegatte nicht in 
einer Haushaltsgemeinschaft mit einer anderen volljährigen Person leben. 
So entschied der Bundesfinanzhof. 
 
Außerdem entschied der Bundesfinanzhof entgegen seiner bisherigen 
Rechtsprechung, dass Sportvereine sich gegenüber einer aus dem nationa-
len Recht folgenden Umsatzsteuerpflicht nicht auf eine allgemeine, aus der 
Mehrwertsteuersystemrichtlinie abgeleitete Steuerfreiheit berufen können. 
Die Entscheidung betrifft unmittelbar nur Leistungen, die Sportvereine ge-
gen gesonderte Vergütung erbringen. Sie ist aber für die Umsatzbesteue-
rung im Sportbereich von grundsätzlicher Bedeutung. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
   

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
Fachanwältin für Erbrecht 
Fachanwältin für Steuerrecht 
Fachanwältin für Bau- und Architektenrecht 

 

 
30.06.2022 

Frist für 
Transparenzregister 
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Transparenzregister 

Wegfall der Mitteilungsfiktion 
Mit Wirkung zum 01.08.2021 ist die Meldefiktion weg-
gefallen und das Transparenzregister zum Vollregister 
erstarkt. Dies hat zur Folge, dass zuvor entbehrliche 
Mitteilungen nun erforderlich werden. Als Erleichte-
rung hat der Gesetzgeber für Vereinigungen, die bis 
zum 31.07.2021 von einer Mitteilungspflicht befreit 
waren, Übergangsfristen normiert. 
Demnach müssen 
 Aktiengesellschaften, SE und Kommanditgesell-

schaften auf Aktien bis spätestens 31.03.2022, 
 Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genos-

senschaften, europäische Genossenschaften oder 
Partnerschaften bis spätestens 30.06.2022 und 

 alle anderen Mitteilungspflichtigen bis spätestens 
31.12.2022 

ihre Mitteilung vornehmen. 
Achtung: Gemäß den Nebenbestimmungen bei ge-
währten Coronahilfen sind die tatsächlichen Eigentü-
merverhältnisse der Antragsteller durch Eintragung 
der wirtschaftlich Berechtigten in das Transparenzre-
gister aufzunehmen. Diese Verpflichtung ist bis spä-
testens zur Einreichung der Schlussabrechnung zu er-
füllen. 
Falls der Verpflichtung zur Eintragung der wirtschaft-
lich Berechtigten in das Transparenzregister nicht 
nachgekommen wurde, sind die Überbrückungshilfen 
in voller Höhe zurückzuzahlen. 

Einkommensteuer 

Kürzere Abschreibungsdauer für technische Aus-
stattung bei PC und Co. 
Computerhardware und Software sind wie alle ande-
ren abnutzbaren Wirtschaftsgüter zwar über die Nut-
zungsdauer abzuschreiben. Jedoch hat das Bundes- 
finanzministerium (BMF) 2021 ein Schreiben veröffent-
licht, nach dem eine einjährige Nutzungsdauer für 
Hard- und Software zugrunde gelegt werden kann. 
Nun hat das BMF sein Schreiben aus dem Jahr 2021 
aktualisiert. Es hält zwar am grundsätzlichen Ansatz ei-
ner einjährigen Nutzungsdauer fest, aber stellt auch 
fest, dass die darauf beruhende Abschreibung weder 
eine besondere Form der Abschreibung noch eine 
neue Abschreibungsmethode ist und dass es sich auch 

nicht um eine Sofortabschreibung wie bei geringwer-
tigen Wirtschaftsgütern handelt. Außerdem stellt das 
BMF u. a. klar, dass der Steuerpflichtige von der An-
nahme einer einjährigen Nutzungsdauer auch abwei-
chen kann. 
Aus dem Hinweis des BMF, dass es sich nicht um eine 
Sofortabschreibung handelt, folgt, dass die Soft- und 
Hardware kein geringwertiges Wirtschaftsgut ist und 
auch nicht als solche bilanziert werden darf, wenn die 
Soft- und Hardware die Betragsgrenze von 800 Euro 
für geringwertige Wirtschaftsgüter überschreitet. Auch 
bei einer grundsätzlich anzunehmenden Nutzungs-
dauer von einem Jahr gilt, dass  
 die Abschreibung im Zeitpunkt der Anschaffung 

oder Herstellung bzw. bei Fertigstellung der Soft- 
und Hardware beginnt,  

 die Wirtschaftsgüter in das Bestandsverzeichnis für 
das Anlagevermögen aufzunehmen sind,  

 der Steuerpflichtige von dieser Annahme auch ab-
weichen kann und  

 die Anwendung anderer Abschreibungsmethoden 
möglich ist.  

Das BMF beanstandet es nicht, wenn die Abschreibung 
auf der Grundlage einer einjährigen Nutzungsdauer im 
Jahr der Anschaffung oder Herstellung in voller Höhe 
vorgenommen wird. Die Regelung findet auch für sog. 
Überschusseinkünfte (z. B. Vermietungseinkünfte oder 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit) Anwendung. 

Pendlerpauschale auch bei Fahrgemeinschaften 
geltend machen 
Wer auf dem Weg zur Arbeit an einer Fahrgemein-
schaft teilnimmt, kann mit Hilfe der Pendlerpauschale 
steuerliche Vorteile nutzen. Dies gilt unabhängig da-
von, ob man das Kfz selbst fährt. Allerdings ist es sinn-
voll, sich innerhalb von Fahrgemeinschaften mit dem 
Fahren abzuwechseln, denn Mitfahrer dürfen nur ma-
ximal 4.500 Euro Fahrtkosten im Jahr von der Steuer 
absetzen. Fahrerinnen und Fahrer dagegen, die ihr ei-
genes Auto nutzen, können die Pendlerpauschale 
ohne Einschränkung absetzen. 
Das Finanzamt akzeptiert als Berechnungsgrundlage 
für die Kilometer nur den kürzesten Weg von der eige-
nen Wohnung zur Arbeit. Ein Umweg wird nur aner-
kannt, wenn er verkehrsgünstiger ist und man dadurch 
Zeit spart. Auch Eheleute und Lebenspartner können 
ihre Fahrtkosten mit der Pendlerpauschale jeweils ein-
zeln absetzen, wenn sie gemeinsam zur Arbeit fahren. 
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Für zusammengeballte Überstundenvergütungen 
ermäßigter Steuersatz 
Im Streitfall hatte der Kläger über einen Zeitraum von 
drei Jahren in erheblichem Umfang Überstunden ge-
leistet. Erst im vierten Jahr wurden dem Kläger die 
Überstunden in einer Summe vergütet. Das Finanzamt 
unterwarf die Überstundenvergütung dem normalen 
Einkommensteuertarif. 
Der Bundesfinanzhof folgte dem Antrag des Klägers 
und wendete auf den Nachzahlungsbetrag den ermä-
ßigten Steuertarif an. Er stellte klar, dass die Tarifermä-
ßigung nicht nur auf die Nachzahlung von Festlohnbe-
standteilen, sondern auch auf Nachzahlungen von va-
riablen Lohnbestandteilen - hier in Form der Überstun-
denvergütungen - Anwendung finde. Hier wie dort sei 
allein entscheidend, ob die nachgezahlte Vergütung 
für einen Zeitraum von mehr als zwölf Monaten veran-
lagungszeitraumübergreifend geleistet worden sei. 
Mit steigendem Einkommen erhöht sich die Einkom-
mensteuer progressiv. Wenn Vergütungen für eine 
mehrjährige Tätigkeit nicht laufend, sondern in einer 
Summe ausgezahlt werden, führt der Progressions- 
effekt zu einer vom Gesetzgeber nicht gewollten 
Steuer(mehr)belastung. Um die progressive Wirkung 
des Einkommensteuertarifs bei dem zusammengeball-
ten Zufluss von Lohnnachzahlungen zu mildern, sieht 
das Gesetz die Besteuerung dieser Nachzahlungen mit 
einem ermäßigten Steuersatz vor. Voraussetzung ist 
allerdings, dass die Nachzahlung sich auf die Vergü-
tung für eine Tätigkeit bezieht, die sich über mindes-
tens zwei Veranlagungszeiträume erstreckt und einen 
Zeitraum von mehr als zwölf Monaten umfasst.  

Veräußerungsgewinn aus dem Verkauf eines 
selbst bewohnten „Gartenhauses“ unterliegt nicht 
der Einkommensteuer 
Werden Grundstücke binnen zehn Jahren nach der An-
schaffung veräußert, unterliegt der dabei erzielte Ver-
äußerungsgewinn der Besteuerung. Ausgenommen 
sind Immobilien, die im Zeitraum zwischen Anschaf-
fung und Veräußerung ausschließlich zu eigenen 
Wohnzwecken genutzt wurden. Eine solche privile-
gierte Nutzung liegt auch dann vor, wenn der Steuer-
pflichtige ein voll erschlossenes „Gartenhaus“ bau-
rechtswidrig dauerhaft bewohnt. Dies entschied der 
Bundesfinanzhof. 
Im Streitfall veräußerte der Kläger innerhalb des Zehn-
Jahres-Zeitraums Grundstücke, die in einem Kleingar-
tengelände liegen und auf denen sich ein von ihm 
selbst bewohntes „Gartenhaus“ befindet. Das beklagte 

Finanzamt unterwarf den bei der Veräußerung ent-
standenen Gewinn - ebenso wie das Finanzgericht - 
der Einkommensteuer. Dem ist der BFH entgegenge-
treten.  

Entlastungsbetrag für Alleinerziehende im Tren-
nungsjahr bei Einzelveranlagung 
Der Kläger ist Vater zweier Kinder, die im Streitjahr 
noch nicht volljährig waren. Die Mutter der Kinder zog 
im Streitjahr unterjährig aus dem gemeinsamen Haus-
halt aus. Der Vater lebte danach allein in dem Haushalt 
mit den beiden Kindern. In seiner Einkommensteuer-
erklärung beantragte der Kläger den zeitanteiligen Ab-
zug des Entlastungsbetrags für Alleinerziehende sowie 
den Erhöhungsbetrag für ein weiteres Kind anteilig für 
das Trennungsjahr. Er wurde einzeln zur Einkommen-
steuer veranlagt. Das Finanzamt gewährte den Entlas-
tungsbetrag für Alleinerziehende jedoch nicht. 
Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende kann auch 
im Trennungsjahr zeitanteilig gewährt werden, wenn 
die Ehegatten nicht gemeinsam zur Einkommensteuer 
veranlagt werden. Zudem darf der jeweilige Ehegatte 
nicht in einer Haushaltsgemeinschaft mit einer ande-
ren volljährigen Person leben. So entschied der Bun-
desfinanzhof. 

Renovierungskosten als vorweggenommene Wer-
bungskosten 
Renovierungskosten, die nach dem tatsächlichen Aus-
zug des Mieters getätigt werden, können grundsätz-
lich als (vorweggenommene) Werbungskosten abge-
zogen werden, wenn sie im Hinblick auf eine vom 
Steuerpflichtigen beabsichtigte Anschlussvermietung 
getätigt werden. So entschied das Finanzgericht Ham-
burg. 
Wenn die Vermietungsabsicht im Zeitpunkt der Reno-
vierung nicht fortbestehe bzw. sie nicht vom Steuer-
pflichtigen hinreichend nachgewiesen sei und er das 
Objekt künftig zu eigenen Wohnzwecken nutze, 
komme regelmäßig ein Abzug als nachträgliche Wer-
bungskosten nicht in Betracht. Bei wertender Gesamt-
schau fehle es regelmäßig an einem Veranlassungszu-
sammenhang zur beendeten Vermietung. Die kausale 
Mitverursachung durch Abnutzung des Mietobjekts 
durch den vormaligen Mieter werde bei wertender Be-
trachtung vollständig von der Tatsache überlagert, 
dass der Renovierungsaufwand vornehmlich dazu 
diene, das Mietobjekt zukünftig selbst nutzen zu kön-
nen. 
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Aufwendungen für häusliches Arbeitszimmer ei-
ner Flugbegleiterin 
Im Streitfall ging es um eine Flugbegleiterin, die Auf-
wendungen in Höhe von 1.250 Euro für ein häusliches 
Arbeitszimmer geltend machte. Das Arbeitszimmer sei 
für die im Zusammenhang mit ihrem Beruf anfallenden 
Vor- und Nachbereitungstätigkeiten erforderlich, da 
ihr für diese Tätigkeiten kein anderer Arbeitsplatz zur 
Verfügung steht. Für die dort verrichteten Arbeiten 
stand ihr unstreitig kein anderer Arbeitsplatz zur Ver-
fügung. Das Finanzgericht war der Ansicht, angesichts 
des sehr geringen Anteils dieser Arbeiten im Verhältnis 
zur Gesamtarbeitszeit der Klägerin sei das Vorhalten 
des Arbeitszimmers nicht erforderlich, da diese Arbei-
ten auch andernorts (z. B. am Küchentisch) hätten aus-
geführt werden können. 
Dieser Ansicht folgte der Bundesfinanzhof nicht. Das 
Gesetz regele, unter welchen Voraussetzungen und in 
welcher Höhe Aufwendungen für ein häusliches Ar-
beitszimmer abziehbar seien. Das Gesetz typisiere die 
Erforderlichkeit der beruflichen oder betrieblichen 
Nutzung des Arbeitszimmers für die Fälle, dass kein 
anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht oder das Ar-
beitszimmer den Mittelpunkt der gesamten Betäti-
gung bildet, ohne den Begriff der Erforderlichkeit zu 
einer zu überprüfenden Voraussetzung für den Abzug 
zu machen. Ob der Steuerpflichtige die Arbeiten, für 
die ihm kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht, 
leicht an einem anderen Ort in der Wohnung (z. B. am 
Küchentisch, im Esszimmer) hätte erledigen können, 
sei nach Ansicht des Gerichts deshalb unerheblich. 

Umsatzsteuer 

Umsatzsteuer für "Vermietung" von virtuellem 
Land in einem Online-Spiel? 
Im Gegensatz zur spielinternen "Vermietung" von vir-
tuellem Land bei einem Online-Spiel begründet der 
Umtausch einer Spielwährung als vertragliches Recht 
in ein gesetzliches Zahlungsmittel (im Streitfall über 
eine von der Spielbetreiberin verwaltete Börse) eine 
steuerbare Leistung. So entschied der Bundesfinanz-
hof. 
Strittig war, ob „Vermietungserlöse“ eines Inländers 
aus der Vermietung von virtuellem Land im Rahmen 
eines Online-Spiels in Deutschland umsatzsteuer-
pflichtig sind. Ausgangspunkt dieser Vermietungen 
war die Teilnahme eines Internet-Händlers für Waren 
aller Art an einem Computer-Spiel „Programm A“ eines 

in den USA ansässigen Spielebetreibers. Dieser Betrei-
ber stellte den Spielern eine virtuelle Welt auf dem 
Computer zur Verfügung, in der die Spieler mit ihren 
„Avataren“ sozial interagieren können. So können die 
Spieler u. a. auch Gegenstände der Weltsimulation ver-
kaufen oder vermieten. Das Recht zur Teilnahme an 
dieser Spielwelt gewähren sog. C-Dollars, die zu Be-
ginn des Spiels gegen Zahlung in US-Dollar oder Bit-
coins erworben werden müssen. Der Kläger in diesem 
Verfahren hatte mit den C-Dollars im virtuellen Pro-
gramm Land erworben und gegen Zahlung von C-Dol-
lars an andere Spieler vermietet. Die dadurch und 
durch andere Aktivitäten angesammelten C-Dollars 
konnten über eine vom Spielebetreiber unterhaltene 
Börse an Mitspieler veräußert werden und danach an 
den Spieler ausgezahlt werden. Das Finanzamt und das 
angerufene Finanzgericht vertraten die Auffassung, 
dass die Vermietung als steuerbarer Umsatz anzuset-
zen war, der auch nicht steuerbefreit werden konnte, 
weil kein tatsächliches Grundstück vermietet wurde. 

Zur Umsatzsteuerpflicht bei Sportvereinen 
Sportvereine können sich gegenüber einer aus dem 
nationalen Recht folgenden Umsatzsteuerpflicht nicht 
auf eine allgemeine, aus der Mehrwertsteuersystem-
richtlinie abgeleitete Steuerfreiheit berufen. Das ent-
schied der Bundesfinanzhof entgegen seiner bisheri-
gen Rechtsprechung. 
Die Entscheidung betrifft unmittelbar nur Leistungen, 
die Sportvereine gegen gesonderte Vergütung erbrin-
gen.  

Hinweis 
Es bleibt also dabei, dass wenn gemäß 1.4. UStAE (Zu 
§ 1 UStG) eine Vereinigung echte Mitgliederbeiträge 
zur Erfüllung ihrer, den Gesamtbelangen sämtlicher 
Mitglieder dienenden satzungsgemäßen Gemein-
schaftszwecke erhebt, die dazu bestimmt sind, ihr 
die Erfüllung dieser Aufgaben zu ermöglichen, es an 
einem Leistungsaustausch mit dem einzelnen Mit-
glied fehlt. 

Sie ist aber für die Umsatzbesteuerung im Sportbe-
reich von grundsätzlicher Bedeutung.  

Hinweis 
Maßgeblich ist § 4 Nr. 22 Buchst. b UStG zu beach-
ten. Handelt es sich bei einem Sportverein mangels 
Gemeinnützigkeit, ist eine Steuerfreiheit zu vernei-
nen. Handelt es sich bei einem Sportverein um eine 
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Vereinigung mit Gemeinnützigkeit, ist eine Steuer-
freiheit gegeben. 
Daher ist bei derartigen Leistungen ist fortan stets zu 
prüfen, ob Gemeinnützigkeit entsprechend der  
§§ 51 ff. Abgabenordnung vorliegt oder nicht. 

Gewerbesteuer 

Wann und warum erfolgt eine Gewerbesteuer- 
zerlegung? 
Die von den gewerblichen Betrieben zu leistende Ge-
werbesteuer steht den Städten und Gemeinden zu. 
diese Steuer selbst bestimmen. Dieser Steuersatz (= 
Hebesatz) auf den vom Finanzamt festgestellten Ge-
werbesteuermessbetrag beträgt 200 % (Minimum) bis 
z. Zt. 580 %. Der tatsächlich niedrigste Satz für Städte 
ab 80.000 Einwohner liegt bei 250 % (Leverkusen) und 
der Höchstsatz wird in Mülheim a. d. Ruhr verlangt 
(DATEV Tabellen und Informationen 2021). Der Durch-
schnitt der Hebesätze liegt bei rd. 450 %.  
Im Gewerbesteuergesetz sind dafür folgende Regelun-
gen enthalten: 
 Besteht in der Gemeinde die einzige Betriebsstätte 

des Unternehmens, erhält diese Gemeinde die 
Steuer. 

 Hat das Unternehmen dagegen mehrere Betriebs-
stätten, dann wird der Gewerbesteuermessbetrag 
auf die unterschiedlichen Orte aufgeteilt (in der 
Gesetzessprache: zerlegt). Das gleiche erfolgt für 
eine Betriebsstätte, die sich über das Gebiet meh-
rerer Gemeinden erstreckt. 

 Maßstab für diese Zerlegung sind die in der jewei-
ligen Gemeinde an die dort beschäftigten Arbeit-
nehmer gezahlten Arbeitslöhne. 

Als Betriebsstätte ist jede feste Einrichtung anzusehen, 
die dem Unternehmen dient (§ 12 AO). Dazu zählen 
aber auch Baustellen oder Montagen, die in einer Ge-
meinde länger als sechs Monate andauern. 
Die Arbeitslöhne je Betriebsstätte sind für die Zerle-
gung noch wie folgt zu korrigieren: 
 Beträge über 50.000 Euro jährlich und Gewinntan-

tiemen rechnen nicht zum Arbeitslohn 
 Vergütungen an Auszubildende aller Art zählen 

ebenfalls nicht zum Arbeitslohn 

 Die Tätigkeit der mitarbeitenden Unternehmer 
(bzw. Mitunternehmer) ist mit jährlich 25.000 Euro 
anzusetzen und ggf. auf die verschiedenen Be-
triebsstätten nach den Tätigkeitszeiten aufzuteilen. 

Diese Zerlegung ist auf der Grundlage der Angaben 
des Unternehmens in einer Erklärung vom Finanzamt 
des Sitzes der Geschäftsleitung vorzunehmen. Ergibt 
sich aufgrund der Zerlegung für eine Gemeinde ein 
Kleinbetrag von bis zu 10 Euro, wird diese Gemeinde 
an der Zerlegung nicht berücksichtigt, dieser Anteil 
wird der Geschäftsleitungsgemeinde zugeschlagen. 
Nach Durchführung der Zerlegung durch das Finanz-
amt der Geschäftsleitung bekommt das Unternehmen 
darüber einen Bescheid und die jeweiligen Gemeinden 
werden über ihren Anteil am Messbetrag informiert. 
Erst auf dieser Grundlage kann die Gemeinde dann die 
Gewerbesteuer festsetzen. 

Grunderwerbsteuer 

Zur Befreiung von der Grunderwerbsteuer bei 
Ausgliederung zur Neugründung 
Grunderwerbsteuer ist nicht zu erheben, wenn Grund-
besitz im Rahmen einer Ausgliederung zur Neugrün-
dung von einem Einzelunternehmer auf die neu ge-
gründete, ihm als Alleingesellschafter gehörende 
GmbH übergeht. So entschied das Sächsische Finanz-
gericht. 
Gemäß § 6a GrEStG wird für einen steuerbaren Rechts-
vorgang auf Grund einer Umwandlung, einer Einbrin-
gung oder eines anderen Erwerbsvorgangs auf gesell-
schaftsvertraglicher Grundlage die Steuer nicht erho-
ben. § 6a Satz 1 GrEStG gilt nur, wenn an dem dort ge-
nannten Rechtsvorgang ausschließlich ein herrschen-
des Unternehmen und ein oder mehrere von diesem 
herrschenden Unternehmen abhängige Gesellschaften 
oder mehrere von einem herrschenden Unternehmen 
abhängige Gesellschaften beteiligt sind.  
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Termine Steuern/Sozialversicherung Juni/Juli 2022
Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.06.20221 11.07.20222 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.06.2022 entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.06.2022 entfällt 

Umsatzsteuer 10.06.20223 11.07.20224 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 13.06.2022 14.07.2022 

Scheck6 10.06.2022 11.07.2022 

Sozialversicherung7 28.06.2022 27.07.2022 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 

zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung für 

das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermei-
den, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müs-
sen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.06.2022/25.07.2022, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regio-
nale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die 
Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die 
Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

das Bundesfinanzministerium hat am 17.03.2022 ein 
Schreiben zur Anerkennung gesamtgesellschaftlichen Engagements im Zu-
sammenhang mit dem Krieg in der Ukraine erlassen. Die angeführten Billig-
keitsregelungen werden in dem Schreiben erläutert. Die Regelungen gelten 
für Maßnahmen, die vom 24.02.2022 bis zum 31.12.2022 durchgeführt wer-
den. 
 
Bitcoins und ähnliche Kryptowährungen locken mit hohen Gewinnen bei  
deren Verkauf. Das Finanzgericht Köln bestätigt, dass Gewinne, die aus der 
Veräußerung von Kryptowährungen erzielt werden, nach den ertragsteuer-
lichen Grundsätzen für private Veräußerungsgeschäfte zu behandeln sind. 
 
Durch Sturm oder Unwetter entstehen immer wieder Schäden, die allerdings 
unter bestimmten Voraussetzungen als außergewöhnliche Belastungen gel-
tend gemacht werden können. 
 
Das Thema "Liebhaberei“ ist ein Dauerbrenner und beschäftigt „alle Beteilig-
ten“ in Wirtschaft und Behörden. Neuigkeiten durch die Finanzgerichtsbar-
keit sind beachtlich. Kürzlich hatte das Finanzgericht Münster zu entschei-
den, ob beim Betrieb einer Reithalle von "Liebhaberei" auszugehen ist. 
 
Für die Kündigung von Arbeitsverhältnissen werden zunehmend auch mo-
derne Kommunikationsmöglichkeiten genutzt. Das Landesarbeitsgericht 
München hatte einen Fall zu entscheiden, in dem die Kündigung eines Ar-
beitsverhältnisses in Form eines Fotos via WhatsApp übermittelt wurde.  
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
   

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
Fachanwältin für Erbrecht 
Fachanwältin für Steuerrecht 
Fachanwältin für Bau- und Architektenrecht 
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Einkommensteuer 

Billigkeitsregelungen: Steuerliche Maßnahmen zur 
Unterstützung der vom Krieg in der Ukraine Ge-
schädigten 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat am 
17.03.2022 ein "Schreiben" zur Anerkennung gesamt-
gesellschaftlichen Engagements im Zusammenhang 
mit dem Krieg in der Ukraine erlassen. Die Regelungen 
gelten für Maßnahmen, die vom 24.02.2022 bis zum 
31.12.2022 durchgeführt werden.  
Das BMF hat Billigkeitsregelungen zu folgenden Punk-
ten erlassen: 
 Spendennachweis: statt einer Zuwendungsbestäti-

gung genügt der Zahlungsnachweis. 
 Spendenaktionen: Maßnahmen zur Unterstützung 

der vom Krieg in der Ukraine Geschädigten sowie 
die vorübergehende Unterbringung von Kriegs-
flüchtlingen aus der Ukraine, interessant für ge-
meinnützige Vereine mit abweichenden Satzungs-
zwecken. Die entsprechenden Hilfeleistungen sind 
dem Zweckbetrieb i. S. d. § 65 AO zuzuordnen. 

 Steuerliche Behandlung von Zuwendungen aus 
dem Betriebsvermögen: Sponsoring-Aufwand als 
Betriebsausgabe abzugsfähig, wenn darauf öffent-
lichkeitswirksam hingewiesen wird. 

 Arbeitslohnspenden: Verzicht auf Aufsichtsrats-
vergütungen - der Verzicht auf Auszahlung von 
Teilen des Arbeitslohns oder der AR-Vergütung 
bleibt unter bestimmten Voraussetzungen steuer-
frei. 

 Umsatzsteuer: die Überlassungen von Sachmitteln, 
Räumen sowie von Personal ist steuerbefreit. Der 
Vorsteuerabzug bei einhergehenden Nutzungsän-
derungen bleibt unter bestimmten Voraussetzun-
gen bestehen. 

 Unentgeltliche Überlassung von Wohnraum: inte-
ressant für private Unternehmen mit Unterkünften 
(Hotel-, Ferienzimmer), die Überlassung ist unter 
bestimmten Voraussetzungen steuerbefreit. 

 Steuerbefreiung nach § 13 ErbStG auf etwaige 
Schenkungen.  

Die Aufzählung erläutert lediglich in Stichworten. Das 
Schreiben erläutert die genannten Punkte ausführlich. 
Das BMF hat zudem am 01.04.2022 zwei weitere Er-
lasse zur Unterbringung von Kriegsflüchtlingen aus der 
Ukraine veröffentlicht. 

1. Unterbringung von Kriegsflüchtlingen aus der  
Ukraine durch Vermietungsgenossenschaften und 
Vermietungsvereine im Sinne des § 5 Absatz 1 
Nummer 10 KStG 

2. Gleich lautende Erlasse der obersten Finanzbehör-
den der Länder zu Billigkeitsmaßnahmen im Zu-
sammenhang mit der Unterbringung von Kriegs-
flüchtlingen aus der Ukraine bei der Anwendung 
der erweiterten Kürzung nach § 9 Nummer 1 Satz 2 
ff. Gewerbesteuergesetz (GewStG) 

Für statische Berechnungen eines Statikers keine 
Steuerermäßigung 
Für die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen 
für Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungs-
maßnahmen ermäßigt sich die tarifliche Einkommen-
steuer auf Antrag um 20 %. Im Streitfall wurde ein 
Handwerksbetrieb mit dem Austausch schadhafter 
Dachstützen beauftragt. Nach Einschätzung des Hand-
werksbetriebs war für die fachgerechte Ausführung 
dieser Arbeiten zunächst eine statische Berechnung 
erforderlich, die sodann auch von einem Statiker 
durchgeführt wurde. Neben der Steuerermäßigung für 
die Handwerkerleistung (Dachstützenaustausch) be-
antragten die Kläger diese auch für die Leistung des 
Statikers. 
Der Bundesfinanzhof vertrat die Auffassung, die  
Steuerermäßigung könne nicht gewährt werden, da 
ein Statiker grundsätzlich nicht handwerklich tätig sei. 
Er erbringe ausschließlich Leistungen im Bereich der 
Planung und rechnerischen Überprüfung von Bau-
werken. Auch auf die Erforderlichkeit der statischen 
Berechnung für die Durchführung der Handwerkerleis-
tungen könne die Steuerermäßigung nicht gestützt 
werden, denn die Leistungen des Handwerkers und 
diejenige des Statikers seien für die Gewährung der 
Steuerermäßigung getrennt zu betrachten. Allein die 
sachliche Verzahnung beider Gewerke führe nicht zu 
einer Umqualifizierung der statischen Berechnung in 
eine Handwerksleistung.  

Unwetterschäden steuerlich geltend machen 
Durch Sturm oder Unwetter entstandene Schäden 
können unter bestimmten Voraussetzungen als außer-
gewöhnliche Belastungen geltend gemacht werden. 
Es müssen alle Versicherungsmöglichkeiten ausge-
schöpft worden sein. Eigenes Verschulden, Schaden-
ersatzansprüche und Erstattungsmöglichkeiten dürfen 
nicht vorliegen. Es muss sich um einen existenziellen 
Gegenstand handeln, d. h. steuerlich begünstigt sind 
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nur die Wiederbeschaffung oder Reparatur von exis-
tenziell notwendigen Gegenständen. Dazu gehören 
Wohnung, Möbel, Hausrat und Kleidung. 
Es muss ein unabwendbares Ereignis stattgefunden 
haben. Es muss sich um ein plötzliches und über- 
raschend eintretendes Ereignis handeln. Dazu gehören  
z. B. Hochwasser, sintflutartiger Regenfall, Hagel,  
Orkan, Erdrutsch, ein plötzlicher und unerwarteter 
Grundwasseranstieg, ein Wasserrückstau in einer Drai-
nageleitung aufgrund von Hochwasser. Nicht zu den 
unabwendbaren Ereignissen zählt ein allmählicher 
Grundwasseranstieg wegen höherer Niederschlags-
mengen in einem Feuchtgebiet. 
Von der Summe der gesamten außergewöhnlichen Be-
lastungen allgemeiner Art, die in der Einkommen- 
steuererklärung geltend gemacht werden, zieht das  
Finanzamt automatisch die sog. zumutbare Belastung 
ab. Die Höhe der zumutbaren Belastung richtet sich 
nach dem Gesamtbetrag der Einkünfte, dem Familien-
stand und der Anzahl der Kinder. 

Zur Besteuerung von Gewinnen aus der Veräuße-
rung von Kryptowährungen 
Gewinne, die aus der Veräußerung von Kryptowährun-
gen erzielt werden, sind bei Vorliegen eines privaten 
Veräußerungsgeschäfts einkommensteuerpflichtig. So 
entschied das Finanzgericht Köln im nachfolgenden 
Fall. 
Der Kläger verfügte zu Beginn des Jahres 2017 über 
zuvor erworbene Bitcoins. Diese tauschte er im Januar 
2017 zunächst in Ethereum-Einheiten und die 
Ethereum-Einheiten im Juni 2017 in Monero-Einheiten. 
Ende des Jahres 2017 tauschte er seine Monero-Ein-
heiten teilweise wieder in Bitcoins und veräußerte 
diese noch im gleichen Jahr. Für die Abwicklung der 
Geschäfte hatte der Kläger über digitale Handelsplatt-
formen entweder Kaufverträge mit Anbietern be-
stimmter Kryptowerte zu aktuellen Kursen oder 
Tauschverträge, bei denen er eigene Kryptowerte als 
Gegenleistung eingesetzt hat, geschlossen. Der Kläger 
erklärte den aus der Veräußerung erzielten Gewinn 
von rund 3,4 Mio. Euro in seiner Einkommensteuerer-
klärung 2017 als Einkünfte aus privaten Veräußerungs-
geschäften. Das Finanzamt setzte die Einkommen-
steuer erklärungsgemäß fest. Der Kläger legte darauf-
hin Einspruch ein. Zur Begründung führte er im We-
sentlichen aus, dass bei der Besteuerung von Veräuße-
rungsgewinnen aus Kryptowährungen ein strukturelles 
Vollzugsdefizit bestehe und ein Verstoß gegen den Be-
stimmtheitsgrundsatz vorliege. Daher dürften diese 
Gewinne nicht besteuert werden. Im Übrigen fehle es 

bei Kryptowährungen an der erforderlichen Veräuße-
rung eines "Wirtschaftsguts". Das Finanz- 
gericht Köln wies die Klage ab. 

Insolvenzverwaltervergütung als außergewöhn- 
liche Belastung? 
Die zugunsten des Insolvenzverwalters festgesetzte 
Tätigkeitsvergütung ist beim Insolvenzschuldner nicht 
als außergewöhnliche Belastung zu berücksichtigen. 
So entschied der Bundesfinanzhof. 
Zwar sei die Insolvenzverwaltervergütung aus dem 
Vermögen des Insolvenzschuldners geleistet worden. 
Damit stelle sich die Leistung der Insolvenzverwalter-
vergütung als "Aufwendung" des Insolvenzschuldners 
dar. Der Insolvenzschuldner sei hierdurch auch in dem 
für die Anwendung des § 33 EStG erforderlichen Sinne 
belastet. Dem stehe insbesondere nicht entgegen, 
dass ihm nach Abschluss des Insolvenzverfahrens 
Restschuldbefreiung erteilt worden sei. Denn von der 
Restschuldbefreiung werden nur Insolvenzforderun-
gen, nicht jedoch die Kosten des Insolvenzverfahrens 
oder sonstige Masseverbindlichkeiten erfasst. 
Die streitigen Aufwendungen seien jedoch mangels 
Außergewöhnlichkeit nicht steuermindernd zu berück-
sichtigen. Die Überschuldung von Privatpersonen sei 
kein gesellschaftliches Randphänomen. Daher seien 
Insolvenzverfahren von Verbrauchern und bestimmten 
natürlichen - unternehmerisch tätigen - Personen  
(Privatpersonen) keineswegs unüblich. 

Betrieb einer Reithalle - Liebhaberei? 
Fehlt beim Betrieb einer Reithalle die Gewinnerzie-
lungsabsicht, ist lt. einer Entscheidung des Finanz- 
gerichts Münster von "Liebhaberei" auszugehen. 
Der Klägerin fehlte im Streitzeitraum eine Gewinn- 
erzielungsabsicht bei dem Betrieb der Reithalle. Die 
Klägerin habe zumindest in den Streitjahren ihre ver-
lustbringende Tätigkeit aus im Bereich ihrer Lebens-
führung liegenden persönlichen Gründen und Neigun-
gen ausgeübt. Für die Feststellung, dass die Klägerin in 
den Streitjahren die verlustbringende Tätigkeit aus im 
Bereich ihrer Lebensführung liegenden persönlichen 
Gründen oder Neigungen ausgeübt habe, seien nicht 
nur die langjährigen Verluste der Klägerin relevant, 
sondern auch ihre fehlenden Reaktionen auf diese 
Verluste. Denn der Betrieb der Reithalle sei in dem von 
der Klägerin vorgesehenen Umfang nicht von vornhe-
rein in der Nähe des Hobbybereichs anzusiedeln. Als 
ein weiteres Indiz dafür, dass im Streitfall nicht das 
Streben nach einem Totalgewinn, sondern persönliche 
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Beweggründe der Klägerin für die Fortführung der ver-
lustbringenden Tätigkeit bestimmend waren, würdigt 
das Gericht die Möglichkeit der Klägerin, hierdurch 
Steuern zu sparen. 

Hinweis 
Ohne Businessplan sollte keine Reithalle betrieben 
werden. Kalkulationen über mehrere Perioden sind 
zwingend. Optimierungsversuche sind zu dokumen-
tieren. 

Zahlungen zur Wiederauffüllung einer Renten- 
anwartschaft einkommensteuerlich zu berücksich-
tigen? 
Wenn ein Steuerpflichtiger nach der Scheidung eine 
Zahlung leistet, mit der er seine infolge des Versor-
gungsausgleichs geminderte Rentenanwartschaft wie-
derauffüllt, um den Zufluss seiner Alterseinkünfte in 
ungeschmälerter Höhe zu sichern, handelt es sich ihrer 
Rechtsnatur nach um vorweggenommene Werbungs-
kosten. Die Wiederauffüllungszahlung kann jedoch 
nur als Sonderausgabe abgezogen werden, wenn sie 
als Beitrag i. S. des Einkommensteuergesetzes anzuse-
hen ist. So entschied der Bundesfinanzhof. 
Im Hinblick auf (spätere) Leibrenten und andere Leis-
tungen, die von einer Einrichtung der Basisversorgung 
erbracht werden, unterscheide das Einkommensteuer-
gesetz ausschließlich zwischen der Ebene der Beiträge 
und der Ebene der Leistungen. Daher stelle jede im je-
weiligen Versorgungssystem vorgesehene Geldleis-
tung des Steuerpflichtigen, die an eine im Einkommen-
steuergesetz genannte Einrichtung für Zwecke der  
Basisversorgung erbracht werde, einen Beitrag im 
Sinne dieser Vorschrift dar. 

Zweitwohnung am gleichen Beschäftigungsort - 
Keine doppelte Haushaltsführung 
Eine doppelte Haushaltsführung ist nicht gegeben, 
wenn der Steuerpflichtige in einer Wohnung am Be-
schäftigungsort einen (beruflich veranlassten) Zweit-
haushalt führt und auch der vorhandene „eigene 
Hausstand” am Beschäftigungsort belegen ist. Das gilt 
auch dann, wenn der Steuerpflichtige mehrfach täglich 
seine schwer erkrankte (hier: Parkinson) Ehefrau pfle-
gen und medizinisch unterstützen will und deswegen 
am Arbeitsort neben der bei Nutzung der öffentlichen 
Verkehrsmittel ca. 35 bis 40 Fahrminuten von der Ar-
beitsstätte entfernten Hauptwohnung in unmittelbarer 
Nähe zur Arbeitsstätte eine weitere Wohnung anmie-
tet, um bei Bedarf jederzeit kurzfristig seine Ehefrau 

unterstützen zu können und so die Unterbrechungen 
der Arbeitszeiten zeitlich deutlich reduzieren zu kön-
nen. So entschied das Finanzgericht Berlin-Branden-
burg. 
Nur wenn die Wohnung beruflichen Zwecken diene, 
komme es auf die Gründe für die Beibehaltung einer 
doppelten Haushaltsführung nicht mehr an. Die Auf-
wendungen für die Anmietung der zweiten Wohnung 
seien auch nicht als außergewöhnliche Belastungen 
abzugsfähig, wenn die Anmietung in erster Linie der 
angenehmeren Gestaltung der Pflegesituation diene, 
keine gezielte therapeutische Maßnahme darstelle 
und insofern auch nicht medizinisch indiziert sei. Das 
gelte auch dann, wenn die Ehegattin eine Dauerinfu-
sion mittels einer Minipumpe benötige, die Nadel 
hierzu täglich mehrfach gewechselt sowie die Pumpe 
befüllt werden müsse und die Ehegattin das aufgrund 
ihres Gesundheitszustands nicht selbst erledigen 
könne. 

Zur Steuerfreiheit eines Altersteilzeit-Aufsto-
ckungsbetrags 
Ein Aufstockungsbetrag nach dem Altersteilzeitgesetz 
(AltTZG) ist steuerfrei, wenn der Arbeitnehmer das 55. 
Lebensjahr vollendet, seine wöchentliche Arbeitszeit 
auf die Hälfte reduziert und der Arbeitgeber auf Grund 
einer vertraglichen Verpflichtung das Arbeitsentgelt 
der Altersteilzeit um mindestens 20 % aufgestockt hat. 
So entschied das Finanzgericht Köln. 
Ungeschriebene Voraussetzung der Steuerbefreiung 
nach dem Einkommensteuergesetz sei, dass die per-
sönlichen Voraussetzungen gem. § 2 AltTZG erfüllt 
seien, der Arbeitnehmer sich somit noch nicht im  
Ruhestand befinde. Die Voraussetzungen für die Steu-
erbefreiung nach dem Einkommensteuergesetz müs-
sen nicht im Zeitpunkt des Zuflusses der Einnahmen 
vorliegen, sondern in dem Zeitraum, für den sie geleis-
tet werden. 

Lohnsteuer 

Erstattung von Parkgebühren an Arbeitnehmer als 
Arbeitslohn 
Die Erstattung von Parkgebühren an Arbeitnehmer 
führt bei diesen zu Arbeitslohn, wenn die Kosten be-
reits mit der gesetzlichen Entfernungspauschale abge-
golten sind.  
Auch wenn die Erstattung von Parkkosten bei fehlen-
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den kostenlosen Parkmöglichkeiten ein pünktliches Er-
scheinen der Beschäftigten am Arbeitsplatz und damit 
einen reibungslosen Betriebsablauf begünstigen, er-
folgt die Übernahme der Parkkosten dennoch nicht im 
überwiegend eigenbetrieblichen Interesse des Arbeit-
gebers, sondern immer auch im Interesse der Arbeit-
nehmer, die diese Kosten anderenfalls zu tragen hät-
ten. So entschied das Niedersächsische Finanzgericht. 

Erbschaftsteuer 

Kann man Steuerschulden auch mit Sachwerten 
bezahlen? 
Die Bezahlung von Steuerschulden durch Übertragung 
von Kunstgegenständen auf das zuständige Bundes-
land, das einen Erbschaft- bzw. Schenkungsteuerbe-
scheid erlassen hat, ist möglich. Diese Art der Steuer-
zahlung ist seit 1990 in die Abgabenordnung aufge-
nommen worden. Sie wird aber nicht sehr häufig prak-
tiziert, was wohl mit der Schwierigkeit von Wertbemes-
sungen der Kunstwerke zusammenhängt, die statt 
Geld angenommen werden sollen. Diese Form der Be-
zahlung der Steuern ist nur bei der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer möglich. Diese Steuer fließt nur dem 
jeweiligen Bundesland zu und das Land bekommt 
dann auch den Kunstgegenstand. Bei den hierfür zu-
gelassenen Gegenständen handelt es sich um Kunst-
gegenstände, Kunstsammlungen, wissenschaftliche 
Sammlungen, Bibliotheken, Handschriften und Ar-
chive. 
Die Auslegung dieser Begriffe kann natürlich durchaus 
strittig sein. Folgt man in der Begriffsbestimmung der 
- auch für andere Zwecke - ergangenen Rechtspre-
chung der obersten Gerichte, dann fallen im Einzelnen 
darunter Gemälde, Skulpturen, Gegenstände aus Silber 
und Gold, Münzen, Edelsteine, Möbel, Porzellan- 
gegenstände und sogar Krippen und Bildteppiche. 
Nun kann ein Erbe aber nicht mit seinen wertvollen 
Gegenständen bei der Steuerkasse des Finanzamtes 
vorstellig werden und zur Begleichung seiner Erb-
schaftsteuer-Schuld gegen eine entsprechende Quit-
tung die Sachen dort abladen. Die Verrechnung mit 
der Steuerschuld erfolgt mittels eines öffentlich-recht-
lichen Vertrages zwischen dem Steuerschuldner und 
dem zuständigen Bundesland. Das Land wird die an-
gebotenen Gegenstände nur nach vorheriger Begut-

achtung durch eine dafür geeignete landeseigene Be-
hörde (z. B. Museum, Bibliothek, öffentliche Samm-
lung) und bei einem öffentlichen Interesse an den Ge-
genständen annehmen. Die im Bundesland für Kultur 
zuständige oberste Behörde (Kultusministerium, Sena-
tor für Kultur und Wissen) muss dem Ankauf zustim-
men. 
Die Kunstgegenstände müssen nicht aus dem Erbe 
stammen, in der Regel wird dies aber der Fall sein. 
Dann sollte der Erbe/die Erben aber bereits bei Ab-
gabe der Erbschaftsteuererklärung Folgendes beden-
ken. Wird dort der Wert des Gegenstandes im Inte-
resse an einer möglichst niedrigen Steuerbelastung 
möglichst niedrig angesetzt, dann wird das Land bei 
der Verrechnung mit der Steuerschuld - die sich ja aus 
vielen anderen Vermögensgegenständen ergeben 
kann - keinen höheren Wert akzeptieren. Der Wert der 
Kunstgegenstände wird i. d. R. ein großer Streitpunkt 
zwischen den Vertragsparteien sein. Nach dem Gesetz 
ist als „Annahmewert“ der gemeine Wert anzusetzen, 
dieser gilt aber auch für die Erbschaftsteuerfestset-
zung. Wo dieser Wert aber in der Praxis anzusiedeln 
ist, darüber kann man auch zwischen Kunstfachleuten 
ausdauernd streiten! 

Arbeitsrecht 

Zur Rechtswirksamkeit der Kündigung eines Ar-
beitsverhältnisses per WhatsApp 
Wenn die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses in 
Form eines Fotos via WhatsApp übermittelt wird, ist sie 
nicht rechtswirksam. So entschied das Landesarbeits-
gericht München. 
Das Landesarbeitsgericht gab dem Kläger Recht. Die 
per WhatsApp zugestellte fristlose Kündigung sei 
nichtig, da sie gegen das Schriftformerfordernis ver-
stoße. Das Schriftformerfordernis sei erst dann erfüllt, 
wenn das Kündigungsschreiben vom Arbeitgeber  
eigenhändig durch Namensunterschrift oder mittels 
notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnet 
wurde. Diese Urkunde müsse dem Empfänger dann 
entsprechend zugehen. Auch das Argument des Ar-
beitgebers, dass der Beschäftigte seine aktuelle An-
schrift nicht mitgeteilt habe, sodass er die Kündigung 
nicht per Post zustellen konnte, ließ das Gericht nicht 
gelten.  
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Termine Steuern/Sozialversicherung Mai/Juni 2022
Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.05.20221 10.06.20221 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 10.06.2022 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 10.06.2022 

Umsatzsteuer 10.05.20222 10.06.20223 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 13.05.2022 13.06.2022 

Scheck5 10.05.2022 10.06.2022 

Gewerbesteuer 16.05.2022 entfällt 

Grundsteuer 16.05.2022 entfällt 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 19.05.2022 entfällt 

Scheck5 19.05.2022 entfällt 

Sozialversicherung6 27.05.2022 28.06.2022 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 

zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das 

abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-

nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermei-
den, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müs-
sen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.05.2022/24.06.2022, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regio-
nale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die 
Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die 
Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit einer aktuellen Allgemeinverfügung regeln die obersten Finanzbehörden der Länder die 
steuerliche Behandlung von Erschließungskosten, die Gemeinden auf Anwohner umlegen. Da-
nach werden am 28.02.2022 anhängige und zulässige Einsprüche gegen Festsetzungen der Ein-
kommensteuer zurückgewiesen, soweit mit den Einsprüchen geltend gemacht wird, die von  
einer Gemeinde auf die Anwohner umgelegten Erschließungskosten eines Grundstücks seien als 
haushaltsnahe Handwerkerleistungen begünstigt. 
 
Arbeitnehmer können Reisekosten als Werbungskosten steuerlich geltend machen. Vorausset-
zung ist, dass die Kosten nicht durch den Arbeitgeber  
erstattet wurden. Wenn die Ausgaben zu einem Teil übernommen wurden, können Arbeitneh-
mer die Differenz geltend machen. 
 
Der Bundesfinanzhof hat dazu Stellung genommen, ob ein Abzug von Kinderbetreuungskosten 
als Sonderausgaben möglich ist, wenn der Arbeitgeber steuerfreie Leistungen zur vorschulischen 
Kinderbetreuung erbringt  

 
Das Niedersächsische Finanzgericht hat über die Frage entschieden, ob im Rahmen der Umsatz-
steuerfestsetzung Vorsteuerbeträge beim sog. Trikot-sponsoring abzugsfähig sind. 
 
Zudem hat der Bundesrat am 11.03.2022 verlängerte Sonderregeln zum Kurzarbeitergeld gebil-
ligt. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation oder zu anderen The-
men? Bitte sprechen Sie uns an.  
 
Wir beraten Sie gerne. 
 

 

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
Fachanwältin für Erbrecht 
Fachanwältin für Steuerrecht 
Fachanwältin für Bau- und Architektenrecht 
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Einkommensteuer 

Anerkennung von Erschließungskosten: Allge-
meinverfügung weist anhängige Verfahren zurück 
Mit einer aktuellen Allgemeinverfügung regeln die 
obersten Finanzbehörden der Länder die steuerliche 
Behandlung von Erschließungskosten, die Gemeinden 
auf Anwohner umlegen. Danach werden am 
28.02.2022 anhängige und zulässige Einsprüche gegen 
Festsetzungen der Einkommensteuer zurückgewiesen, 
soweit mit den Einsprüchen geltend gemacht wird, die 
von einer Gemeinde auf die Anwohner umgelegten Er-
schließungskosten eines Grundstücks seien als haus-
haltsnahe Handwerkerleistungen begünstigt. Entspre-
chendes gilt für am 28.02.2022 anhängige, außerhalb 
eines Einspruchs- oder Klageverfahrens gestellte und 
zulässige Anträge auf Änderung einer Einkommen-
steuerfestsetzung. 
Gegen diese Allgemeinverfügung können die von ihr 
betroffenen Steuerpflichtigen Klage erheben. Ein Ein-
spruch ist insoweit ausgeschlossen. Die Klage ist bei 
dem Finanzgericht zu erheben, in dessen Bezirk sich 
das Finanzamt befindet, das den von dieser Allgemein-
verfügung betroffenen Verwaltungsakt erlassen hat. 
Die Frist für die Erhebung der Klage beträgt ein Jahr. 
Sie gilt als gewahrt, wenn die Klage innerhalb der Frist 
beim zuständigen Finanzamt angebracht oder zu Pro-
tokoll gegeben wird.  

Dienstreisekosten steuerlich geltend machen 
Arbeitnehmer können Reisekosten als Werbungskos-
ten steuerlich geltend machen. Voraussetzung ist, dass 
die Kosten nicht durch den Arbeitgeber erstattet wur-
den. Wenn die Ausgaben zu einem Teil übernommen 
wurden, können Arbeitnehmer die Differenz geltend 
machen. 
Eckdaten wie der Anlass, die Strecke und die Reise-
dauer sollten schriftlich festgehalten werden, um die 
Reise gegenüber dem Finanzamt belegen zu können. 
Entsprechende Nachweise können Rechnungen, ein 
Fahrtenbuch oder Tankquittungen sein. Zu den Reise-
kosten zählen Übernachtungs- und Fahrtkosten, aber 
auch Nebenkosten sowie Verpflegungsmehraufwen-
dungen. Weitere Ausgaben etwa für Reisekleidung, 
Koffer oder den Verzehr aus der Minibar zählen nicht 
dazu. 
Arbeitgeber können nachgewiesene Fahrt-, Übernach-
tungs- und Reisenebenkosten aber auch lohnsteuer-
frei ersetzen. Besonderheiten gelten für Fahrtkosten 
mit dem eigenen Pkw: Hier kann unter Nachweis der 

Gesamtkosten oder über eine Kilometerpauschale ab-
gerechnet werden. 

Aktiv als Influencer tätig zu sein, kann zu gewerb-
lichen Einkünften führen 
Ab wann die Steuerpflicht eintritt, bestimmt sich nach 
den gesamten steuerlichen Verhältnissen. Ist jemand 
nur als Influencer unterwegs, so beginnt die Steuer-
pflicht (Einkommensteuer bei Einzelpersonen) mit Ein-
künften ab 10.000 Euro p. a.. Geht der Influencer z. B. 
noch als Arbeitnehmer einem anderen Job nach, be-
steht die Verpflichtung zur Abgabe einer Einkommen-
steuererklärung bereits bei zusätzlichen Einkünften 
von 410 Euro p.a.  
Als Folge sind Anmeldungen nach der Gewerbeord-
nung (Gewerbeanmeldung) sowie die Anzeige beim 
zuständigen Finanzamt (Fragebogen zur steuerlichen 
Erfassung) angesagt.  
Sollte einer derartigen Beschäftigung nachgegangen 
werden, sollte in jedem Fall ein steuerlicher Berater 
konsultiert werden. 

Pauschalen für beruflich veranlasste Umzugskos-
ten erhöhen sich ab 1. April 2022 
Bei beruflich veranlasstem Wohnungswechsel können 
Arbeitnehmer die Umzugskosten, z. B. für Spedition, 
Fahrtkosten, doppelte Mietzahlungen und Maklerkos-
ten für die Mietwohnung, als Werbungskosten geltend 
machen. Daher sollten sämtliche Belege aufbewahrt 
werden. Grundsätzlich erkennt das Finanzamt die Kos-
ten bis zu der Höhe als Werbungskosten an, die nach 
dem Bundesumzugskostenrecht höchstens als Um-
zugskostenvergütung gezahlt werden könnten.  
Werden höhere Beträge erklärt, kann es zu einer Prü-
fung durch das Finanzamt kommen. Kosten, die der 
Arbeitgeber bereits erstattet (hat), dürfen nicht mehr 
geltend gemacht werden. Aufwendungen für neue 
Möbel können steuerlich nicht berücksichtigt werden, 
da sie als Kosten der privaten Lebensführung nicht ab-
ziehbar sind. 
Über die tatsächlichen Umzugskosten hinaus können 
Arbeitnehmer Pauschalen für sonstige Umzugskosten 
ansetzen. Diese Pauschalen erhöhen sich zum 
01.04.2022: Für Arbeitnehmer beträgt die Pauschale 
dann 886 Euro (bis 30.03.2022: 870 Euro), für jede wei-
tere mit umziehende Person (z. B. Ehegatte/Lebens-
partner, Kinder) 590 Euro (bis 30.03.2022: 580 Euro). Da 
der Tag vor dem Einladen des Umzugsguts maßgeb-
lich ist, sollte ein Umzug frühestens für den 02.04.2022 
geplant werden, um von den höheren Pauschalen zu 
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profitieren. Auch Arbeitnehmer ohne Jobwechsel kön-
nen von den Regelungen profitieren, wenn sich durch 
einen Umzug der Arbeitsweg um mehr als eine Stunde 
täglich verkürzt. 

Kinderbetreuungskosten: Sonderausgabenabzug 
trotz Arbeitgeberersatzleistungen? 
Das Kind der klagenden Eheleute besuchte einen Kin-
dergarten. Dafür zahlten die Eheleute Kindergarten-
beiträge. Der Arbeitgeber des einen Elternteils zahlte 
zur Unterbringung und Betreuung des Kindes Leistun-
gen in Höhe der Beiträge, die steuerfrei nach dem Ein-
kommensteuergesetz waren. Mit dem Finanzamt ent-
stand Streit darüber, ob die Kindergartenbeiträge als 
Sonderausgaben geltend gemacht werden können.  
Der Bundesfinanzhof entschied, dass Kinderbetreu-
ungskosten seit dem Veranlagungszeitraum 2012 als 
Sonderausgaben und nicht als Werbungskosten oder 
Betriebsausgaben zu behandeln sind. Wenn ein Ar-
beitgeber steuerfreie Leistungen zur vorschulischen 
Kinderbetreuung erbringe, sei der Sonderausgaben-
abzug in Höhe dieser Leistungen zu kürzen, denn der 
Abzug von Sonderausgaben setze Aufwendungen vor-
aus, durch die der Steuerpflichtige tatsächlich und 
endgültig wirtschaftlich belastet werde. 

Kindergeld für volljährige Kinder, die krankheits-
bedingt ihre Ausbildung abbrechen 
Der Mutter einer im Februar 1994 geborenen Tochter, 
die im Februar 2016 eine zweijährige schulische Aus-
bildung begann, gewährte die Familienkasse zunächst 
Kindergeld. Im Herbst 2017 erfuhr die Familienkasse, 
dass die Tochter bereits im März 2017 von der Schule 
abgegangen war und ab September eine Vollzeitbe-
schäftigung aufgenommen hatte. Die Familienkasse 
hob die Kindergeldfestsetzung daher ab April 2017 
auf. Die Mutter legte verschiedene Atteste vor, mit de-
nen sie nachzuweisen versuchte, dass ihre Tochter nur 
aufgrund einer Erkrankung die Schule nicht mehr wei-
ter habe besuchen können. Der Familienkasse genügte 
dies nicht. Sie forderte eine alle sechs Monate zu er-
neuernde ärztliche Bescheinigung, aus der sich die Er-
krankung und deren voraussichtliches Ende ergeben. 
Außerdem ging sie davon aus, dass die Tochter schon 
im April 2017 gegenüber der Familienkasse hätte er-
klären müssen, dass sie sich zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt um eine Berufs- oder Schulausbildung be-
werben werde.  
Der Bundesfinanzhof hielt die Revision der Familien-
kasse für begründet. Eine Berücksichtigung als in Aus-

bildung befindliches Kind setze voraus, dass das Aus-
bildungsverhältnis weiter besteht. Hieran fehle es, 
wenn das Kind während der Ausbildung erkrankt und 
das Ausbildungsverhältnis durch Abmeldung von der 
Schule, Kündigung oder Aufhebungsvertrag beendet 
wird. In einem solchen Fall komme eine Berücksichti-
gung als ausbildungsplatzsuchendes Kind in Betracht. 
Das setze allerdings voraus, dass es sich um eine vor-
übergehende, d. h. ihrer Art nach voraussichtlich nicht 
länger als sechs Monate dauernde Krankheit handelt. 
Außerdem müsse nachgewiesen werden, dass das 
Kind trotz vorübergehender Ausbildungsunfähigkeit 
weiterhin ausbildungswillig ist. Bei voraussichtlich län-
ger als sechs Monate andauernder Erkrankung komme 
eine Berücksichtigung als behindertes Kind in Betracht. 
Dem Finanzgericht wurde daher aufgegeben, nähere 
Feststellungen dazu zu treffen, ob die Tochter als aus-
bildungsplatzsuchendes oder behindertes Kind be-
rücksichtigt werden kann. 

Umsatzsteuer 

Trauer- und Hochzeitsreden: Keine ermäßigt zu 
besteuernde künstlerische Tätigkeit 
Eine Trauer- und Hochzeitsrednerin übt keine ermä-
ßigt zu besteuernde künstlerische Tätigkeit aus. So 
entschied das Finanzgericht Baden-Württemberg. 
Die Umsätze einer Trauer- und Hochzeitsrednerin 
seien nicht ermäßigt zu besteuern. Die Klägerin habe 
keine Umsätze aus der Einräumung, Übertragung und 
Wahrnehmung von Rechten nach dem Urheberrechts-
gesetz erzielt. Die jeweiligen Redemanuskripte bzw. 
die Einräumung von Nutzungsrechten an diesen seien 
nicht der Hauptzweck der Tätigkeit gewesen. Deren 
Hauptzweck seien die Erarbeitung einer Rede und de-
ren Vortrag z. B. in einer Trauerfeier sowie bei solchen 
Aufträgen die Begleitung der Trauernden. Die Klägerin 
habe auch keine Umsätze aus Eintrittsberechtigungen 
für Theater, Konzerte und Museen sowie die den Thea-
tervorführungen und Konzerten vergleichbaren Dar-
bietungen ausübender Künstler erzielt. 

Vorsteuerabzug aus dem Erwerb von Sportbeklei-
dung mit Werbeaufdrucken 
Ein Fahrschulbetreiber hatte Trikots mit Werbeauf-
druck seiner Fahrschule erworben und die Trikots Ver-
einen in der Region rund um seine Fahrschule unent-
geltlich zur Verfügung gestellt. Das Finanzamt berück-
sichtigte die entsprechenden Aufwendungen nicht 
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steuermindernd, weil die Spiele der fraglichen Mann-
schaften vor allem solche im Jugendbereich beträfen, 
die kaum Publikum anziehen würden. Es sei deshalb 
davon auszugehen, dass die Aufdrucke keine nennens-
werte Werbewirkung erzielen würden. Das Überlassen 
der Trikots sei dem ideellen Bereich zuzuordnen, die 
Vorsteuer also nicht abziehbar. 
Das Niedersächsische Finanzgericht folgte diesem 
Vorbringen des Finanzamts nicht und gab dem Fahr-
schulbetreiber Recht. Richtig sei, dass die Jugend-
mannschaften in aller Regel nicht vor Publikum spiel-
ten. Bei deren Spielen seien vorwiegend Betreuer und 
ggf. einige Eltern mit anwesend. Jedoch komme es da-
rauf nicht an, denn die jugendlichen Sportler seien zu-
meist im Alter von 15 bis 20 Jahren und demgemäß 
gerade die Zielgruppe, die der Fahrschulbetreiber mit 
seiner Fahrschule ansprechen möchte. Erfahrungsge-
mäß nähmen Jugendliche im Alter ab 16 oder 17 Jah-
ren heutzutage zumeist die Möglichkeit zum Erwerb 
einer Fahrerlaubnis in Anspruch. Nach Auffassung des 
Gerichts stellt die Verwendung der Trikots mit dem 
Werbeaufdruck deshalb eine Dienstleistung der Ver-
eine dar und damit eine Gegenleistung für die Über-
lassung der Sportbekleidung.  

Erbschaft-/Schenkungsteuer 

Abfindungszahlung im Scheidungsfall vereinbart - 
Keine Schenkungsteuer 
Wenn zukünftige Eheleute die Rechtsfolgen ihrer Ehe-
schließung umfassend individuell regeln und sie für 
den Fall der Beendigung der Ehe Zahlungen eines Ehe-
partners in einer bestimmten Höhe vorsehen, die erst 
zum Zeitpunkt der Ehescheidung zu leisten sind ("Be-
darfsabfindung"), liegt keine freigebige Zuwendung 
vor. So entschied der Bundesfinanzhof. 
In einer Zahlung, die für den Fall der Beendigung der 
Ehe in einer bestimmten Höhe zu zahlen sei, sei eine 
sog. Bedarfsabfindung zu sehen. Darunter fielen Zah-
lungen eines Ehepartners an den anderen, die eine be-
stimmte Höhe vorsehen und erst zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt zu leisten seien. Hier liege keine pau-
schale Abfindung ohne Gegenleistung vor. Wenn ein 
Ehevertrag geschlossen werde, der alle Scheidungsfol-
gen regle, dürfe das Finanzamt die Einzelleistungen 
später nicht der Schenkungsbesteuerung unterwerfen. 
Werde die Ehe durch Scheidung beendet, erfolge die 
Zahlung des vorab vereinbarten Betrages in Erfüllung 
dieser Vereinbarung. 

Gewerbesteuer 

Steuerbefreiung bei der Gewerbesteuer für 
Grundstückserträge 
Wenn von einer Privatperson oder einer Gesellschaft 
von Personen (z. B. einer GbR) Grundstücke vermietet 
werden, unterliegen diese Grundstückserträge nicht 
der Gewerbesteuer, es liegt ja kein Gewerbebetrieb 
vor. Gehören die Grundstücke aber einer Gesellschaft, 
deren Rechtsform zwangsläufig einen Gewerbebetrieb 
fingiert, dies ist z. B. bei einer GmbH, GmbH & Co. KG, 
einer AG oder Genossenschaft der Fall, dann sind die 
Grundstückserträge Teil der Gewerbeerträge. Dies hat 
grundsätzlich auch die Gewerbesteuerpflicht bei die-
sen Gesellschaften zur Folge. 
Da aber der Grundbesitz auch der Grundsteuer unter-
liegt, hat der Gesetzgeber bereits seit 1936 eine Be-
günstigung für die Gewerbesteuer vorgesehen. Dies 
erfolgt in der Weise, dass gem. dem Gewerbesteuer-
gesetz eine Kürzung der Erträge um 1,2 % des Einheits-
werts der Betriebsgrundstücke erfolgt. Dies gilt für alle 
Gewerbebetriebe, unabhängig von der Rechtsform. 
Besteht aber der Gewerbebetrieb nur in der Vermie-
tung von Grundstücken, dann kann eine andere, we-
sentlich weitere Kürzung zur Anwendung kommen. 
Diese Kürzung betrifft dann den gesamten Ertrag aus 
der Grundstücksvermietung. Damit ist dann eine 
Gleichstellung der Besteuerung mit der privaten Ver-
mietung erreicht. Die im Gewerbesteuergesetz enthal-
tene Kürzungsvorschrift ist aber an eine Reihe von Vo-
raussetzungen geknüpft. 
Die Gesellschaft darf außer der Vermietung eigener 
Grundstücke lediglich Erträge aus der Anlage von ei-
genem Kapital erzielen. Einige Tätigkeiten zur Förde-
rung der Errichtung von Eigentumswohnungen, Ein- 
und Zweifamilienhäusern sind in begrenztem Umfang 
zulässig. Andererseits dürfen die eigenen Grundstücke 
nicht an Gesellschafter oder Unternehmen verpachtet 
werden, bei denen der Gesellschafter Mitunternehmer 
ist. Die Abgrenzung der erlaubten zu weiterer Tätigkeit 
ist schwierig und nicht immer einleuchtend. Die Recht-
sprechung hat hierzu im Laufe der Jahre viele Einzel-
fälle entschieden. So dürfen neben der Grundstücks-
vermietung keine beweglichen Gegenstände mit ver-
mietet werden. Ein Hotel kann daher nicht mit den Mö-
beln vermietet werden, ein Restaurant kann zwar in 
den gemieteten Räumen betrieben werden, darf aber 
die Einrichtung nicht vom Gebäudeeigentümer mieten 
oder pachten. Auch kann eine Lagerhalle nicht mit Be-
triebsvorrichtungen, wie z. B. einem Lastenaufzug, ei-
ner Tankanlage oder einem Hochregallager vermietet 
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werden, wenn die Grundstückseigentümerin die Kür-
zung behalten will. Auch eine Beteiligung der Grund-
stücksgesellschaft an anderen gewerblich tätigen Ge-
sellschaften - selbst wenn diese ebenfalls nur Grund-
stücke vermieten - ist schädlich für die Kürzung. 
Ein weiterer Hinderungsgrund für die erweiterte Kür-
zung liegt dann vor, wenn das einzige Grundstück der 
Gesellschaft im Laufe eines Veranlagungszeitraumes  
(i. d. R. das Wirtschaftsjahr) veräußert wird und damit 
nicht im gesamten Veranlagungszeitraum „eigener 
Grundbesitz verwaltet“ wurde. Werden aber aus einem 
größeren Bestand nur gelegentlich einzelne Grundstü-
cke veräußert, sind auch die daraus erzielten Gewinne 
gewerbesteuerfrei, wenn die Grundstücksverwaltung 
weiter betrieben wird. 

Sonstiges 

Finanzgerichtliches Verfahren: Corona-Pandemie 
begründet keinen Anspruch auf Akteneinsicht in 
Kanzleiräumen 
Die Corona-Pandemie rechtfertigt in finanzgericht- 
lichen Verfahren keine Akteneinsicht in den Kanzlei-
räumen des Prozessbevollmächtigten des Klägers, 
wenn ein umfassendes Hygienekonzept bei Gericht 
besteht. Kanzleiräume sind keine Diensträume im 
Sinne der Finanzgerichtsordnung. So entschied der 
Bundesfinanzhof. 

Ermittlung des Gebäudesachwerts 
Bei der Ermittlung des Gebäudesachwerts ist von den 
Regelherstellungskosten des Gebäudes auszugehen. 
Regelherstellungskosten sind die gewöhnlichen Her-
stellungskosten je Flächeneinheit. Durch Multiplikation 
der jeweiligen an den Bewertungsstichtag angepass-
ten Regelherstellungskosten mit der Brutto-Grundflä-
che des Gebäudes ergibt sich der Gebäuderegelher-
stellungswert. Die Regelherstellungskosten sind in der 
Anlage 24 des Bewertungsgesetzes (Ermittlung des 
Gebäuderegelherstellungswerts) enthalten.  
Die Anpassung der Regelherstellungskosten erfolgt 
anhand der vom Statistischen Bundesamt veröffent-
lichten Baupreisindizes. Dabei ist auf die Preisindizes 
für die Bauwirtschaft abzustellen, die das Statistische 
Bundesamt für den Neubau in konventioneller Bauart 
von Wohn- und Nichtwohngebäuden jeweils als Jah-
resdurchschnitt ermittelt. Diese Preisindizes sind für 
alle Bewertungsstichtage des folgenden Kalenderjah-
res anzuwenden. 

Mit Schreiben vom 11.02.2022 hat das Bundesfinanz-
ministerium die Baupreisindizes zur Anpassung der 
Regelherstellungskosten für die Bewertungsstichtage 
im Kalenderjahr 2022 bekanntgegeben. 
 Für Gebäudearten gemäß 1.01. bis 5.1. der Anlage 

24, Teil II., BewG beträgt der Baupreisindex: 141,0 
 Für Gebäudearten gemäß 5.2. bis 18.2. der Anlage 

24, Teil II., BewG beträgt der Baupreisindex: 142,0 

Gesetzliche Entlastungen zur Eindämmung der 
drastisch gestiegenen Preise für Heizöl, Gas, Sprit 
und Strom 
Das Bundeskabinett hat am 16.03.2022 den Entwurf  
eines Steuerentlastungsgesetzes 2022 beschlossen. 
Die Hauptpunkte sind: 
 Höhere Entfernungspauschale: Vorziehen der bis 

2026 befristeten Anhebung der Entfernungspau-
schale für Fernpendler (ab dem 21. Kilometer) 
rückwirkend ab dem 01.01.2022 auf 38 Cent. 

 Höherer Arbeitnehmer-Pauschbetrag: Anhebung 
des Arbeitnehmer-Pauschbetrags bei der Einkom-
mensteuer um 200 Euro auf 1.200 Euro rückwir-
kend zum 01.01.2022 

 Höherer Grundfreibetrag: Anhebung des Grund-
freibetrags für 2022 von derzeit 9.984 Euro um 363 
Euro auf 10.347 Euro rückwirkend ab dem 
01.01.2022 

Arbeitsrecht 

Verlängerte Sonderregeln zum Kurzarbeitergeld 
Am 11.03.2022 billigte der Bundesrat einen entspre-
chenden Bundestagsbeschluss. Das Gesetz erhöht die 
maximale Bezugsdauer des Kurzarbeitergelds auf 28 
statt bisher 24 Monate. Bis zum 30.06.2022 gilt der ver-
einfachte Zugang zur Kurzarbeit fort, ebenso die er-
höhten Leistungssätze bei längerer Kurzarbeit der Be-
schäftigten und die Anrechnungsfreiheit für Einkom-
men aus geringfügiger Beschäftigung, die jemand 
während der Kurzarbeit aufnimmt. Sie waren eigentlich 
bis zum 31.03.2022 befristet. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung April/Mai 2022
Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.04.20221 10.05.20222 
Umsatzsteuer 11.04.20223 10.05.20224 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 14.04.2022 13.05.2022 

Scheck6 11.04.2022 10.05.2022 

Gewerbesteuer entfällt 16.05.2022 

Grundsteuer entfällt 16.05.2022 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 entfällt 19.05.2022 

Scheck6 entfällt 16.05.2022 

Sozialversicherung7 27.04.2022 27.05.2022 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-

dige Finanzamt abzuführen. 
1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.04.2022/24.05.2022, jeweils 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

bei einer Kapitalgesellschaft können die an die Gesellschafter gehenden Ge-
winnanteile erst nach einem Gewinnausschüttungsbeschluss zufließen. Im 
Zeitpunkt des Zuflusses ist dann auch die Versteuerung vorzunehmen. Das 
Interesse der Gesellschafter am Zeitpunkt des Zuflusses kann durchaus un-
terschiedlich sein, je nach den steuerlichen Verhältnissen. Wenn die Satzung 
der Gesellschaft es zulässt, dass Ausschüttungen an die einzelnen Gesell-
schafter zu unterschiedlichen Zeitpunkten erfolgen können, kann dies per 
Beschluss so gehandhabt werden. Ein solcher Fall lag dem Bundesfinanzhof 
zur Entscheidung vor. 
 
Das Finanzgericht Münster hat zum Anscheinsbeweis, der bei Abbruch eines 
Gebäudes innerhalb von drei Jahren nach Anschaffung für einen Erwerb mit 
Abbruchabsicht spricht und damit den Sofortabzug der Abbruchkosten aus-
schließt, Stellung genommen. 

 
Das Kabinett hat eine Formulierungshilfe für einen Gesetzentwurf zur Ver-
längerung von Sonderregelungen im Zusammenhang mit der COVID-19-
Pandemie beim Kurzarbeitergeld und anderen Leistungen beschlossen. Da-
nach soll die Bezugsdauer für das Kurzarbeitergeld befristet bis zum 
30.06.2022 auf bis zu 28 Monate verlängert werden. Am 16.02.2022 wurde 
ein Gesetzentwurf vorgelegt, am 18.02. wurde das Gesetz beschlossen. 

 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformationen 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
 

   

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
Fachanwältin für Erbrecht 
Fachanwältin für Steuerrecht 
Fachanwältin für Bau- und Architektenrecht 
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Einkommensteuer 

Zufluss von Gewinnausschüttungen für die Gesell-
schafter zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
Bei einer Kapitalgesellschaft können die an die Gesell-
schafter gehenden Gewinnanteile erst nach einem Ge-
winnausschüttungsbeschluss zufließen. Im Zeitpunkt 
des Zuflusses ist dann auch die Versteuerung vorzu-
nehmen. Das Interesse der Gesellschafter am Zeit-
punkt des Zuflusses kann durchaus unterschiedlich 
sein, je nach den steuerlichen Verhältnissen. Wenn die 
Satzung der Gesellschaft (in Deutschland überwiegend 
die GmbH) es zulässt, dass Ausschüttungen an die ein-
zelnen Gesellschafter zu unterschiedlichen Zeitpunk-
ten erfolgen können, kann dies per Beschluss so ge-
handhabt werden. Ein solcher Fall lag dem Bundes- 
finanzhof (BFH) zur Entscheidung vor. 
An der GmbH waren ein Mehrheitsgesellschafter und 
mehrere Minderheitsgesellschafter beteiligt. Nach Ab-
lauf des Geschäftsjahres stellten die Gesellschafter den 
Jahresabschluss fest und beschlossen eine Ausschüt-
tung nur an die Minderheitsgesellschafter. Der ent-
sprechende rechnerische Gewinnanteil für den Mehr-
heitsgesellschafter wurde in dem Beschluss einem per-
sönlichen Rücklagenkonto zugewiesen. Diese Handha-
bung entsprach der Satzung. Das Finanzamt rechnete 
die Rücklagenzuführung aber dem Mehrheitsgesell-
schafter als Gewinnanteil zu. Auch das angerufene Fi-
nanzgericht vertrat die Auffassung, dass einem beherr-
schenden Gesellschafter die Dividende bereits mit 
dem Beschluss über die Gewinnverwendung zugeflos-
sen sei, da die GmbH die Liquidität zur Ausschüttung 
hatte. 
Der Streit kam vor den BFH. Dieser stellte zunächst 
fest, dass die Handhabung der GmbH-Satzung ent-
sprochen hatte, sie war also gesellschaftsrechtlich zu-
lässig. Ein zulässiger Ausschüttungsbeschluss ist nach 
Auffassung des BFH auch steuerrechtlich wirksam. Der 
Umstand, dass die Rücklage nur dem Mehrheitsgesell-
schafter zuzurechnen sei und er in einem späteren Be-
schluss kraft seiner Stimmenmehrheit jederzeit die 
Ausschüttung beschließen kann, verändert den zivil-
rechtlichen und steuerlichen Zuflusszeitpunkt nicht. Es 
liegt hier auch kein Missbrauch von Gestaltungsmög-
lichkeiten vor. Der Gesellschafter hat vor dem weiteren 
Ausschüttungsbeschluss auch keine Zahlungsforde-
rung an die GmbH. Dieses Urteil lässt daher rechts- 
sicher unterschiedliche Zeitpunkte des Gewinnzuflus-
ses für die einzelnen Gesellschafter je nach ihren  
steuerlichen Interessen zu. 

Hinweis 
Im Regelfall erfolgt die Besteuerung durch die sog. 
Abgeltungsteuer (Kapitalertragsteuer zzgl. Soli zzgl. 
ggf. KiSt). Da die Besteuerung durch die ausschüt-
tende Gesellschaft erfolgt, ist die zeitliche Kompo-
nente für den Gesellschafter wenig von Interesse. 
Interessant für die Gesellschafter ist das Urteil dahin 
gehend, dass die Gesellschaft nicht vollumfänglich 
den Gewinn ausschütten muss. So kann z. B. die 
Bruttodividende für den Mehrheitsgesellschafter in 
der Gesellschaft verbleiben und gleichzeitig die Min-
dergesellschafter durch Gewinnausschüttungen "bei 
Laune" gehalten werden, ohne dass der Gesellschaft 
massiv Liquidität entzogen wird. 

Bei Zufluss von Hauptzahlung und Restzahlungen 
in mehr als zwei Veranlagungszeiträumen keine 
außerordentlichen Einkünfte 
Wenn die Auszahlung einer Vergütung für eine mehr-
jährige Tätigkeit über mehr als zwei Veranlagungszeit-
räume gestreckt wird, liegen außerordentliche Ein-
künfte selbst dann nicht vor, wenn die Hauptzahlung 
bereits im ersten Veranlagungszeitraum zufließt. So 
entschied das Finanzgericht Thüringen. 
Nach dem Einkommensteuergesetz (§ 34 Abs. 1 EstG) 
seien außerordentliche Einkünfte ermäßigt zu besteu-
ern. Als außerordentliche Einkünfte kämen Vergütun-
gen für mehrjährige Tätigkeiten in Betracht. Mehrjäh-
rig sei eine Tätigkeit, wenn sie sich über mindestens 
zwei Veranlagungszeiträume erstrecke und einen Zeit-
raum von mehr als zwölf Monaten umfasse. Jedoch 
würden außerordentliche Einkünfte grundsätzlich nur 
bejaht, wenn die zu begünstigenden Einkünfte in ei-
nem Veranlagungszeitraum zu erfassen seien und 
durch die Zusammenballung von Einkünften erhöhte 
steuerliche Belastungen entstünden. Dies sei im ent-
schiedenen Fall nicht gegeben.  

Erwerb eines Gebäudes mit Abbruchabsicht - Zur 
Entkräftung des Anscheinsbeweises 
Das Finanzgericht Münster hat zum Anscheinsbeweis, 
der bei Abbruch eines Gebäudes innerhalb von drei 
Jahren nach Anschaffung für einen Erwerb mit Ab-
bruchabsicht spricht und damit den Sofortabzug der 
Abbruchkosten ausschließt, Stellung genommen.  
Der Erwerber eines objektiv technisch oder wirtschaft-
lich noch nicht verbrauchten Gebäudes könne, wenn 
er dieses nach dem Erwerb abreiße, AfaA vornehmen 
und die Abbruchkosten als Betriebsausgaben bzw. 
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Werbungskosten abziehen, sofern er das Gebäude 
ohne Abbruchabsicht erworben habe. Wenn er es hin-
gegen in der Absicht erworben habe, es (teilweise) ab-
zubrechen und anschließend grundlegend umzu-
bauen, seien der anteilige Restwert des abgebroche-
nen Gebäudes und die Abbruchkosten keine sofort ab-
ziehbaren Werbungskosten, sondern Teil der Herstel-
lungskosten des neugestalteten (umgebauten) Gebäu-
des. Eine Abbruchabsicht in diesem Sinn sei auch dann 
zu bejahen, wenn der Erwerber beim Erwerb des Ge-
bäudes für den Fall der Undurchführbarkeit des ge-
planten Umbaus den Abbruch des Gebäudes billigend 
in Kauf genommen habe. 
Bei (Teil-)Abbruch des Gebäudes innerhalb von drei 
Jahren nach der Anschaffung spreche ein Beweis des 
ersten Anscheins für eine Abbruchabsicht. Diesen 
könne der Steuerpflichtige durch einen Gegenbeweis 
entkräften, insbesondere der Art, dass es zu dem Ab-
bruch erst aufgrund eines ungewöhnlichen, nicht typi-
schen Geschehensablaufs gekommen sei. Nicht erfor-
derlich sei der Vollbeweis des Gegenteils.  

Kosten einer von der finanzierenden Bank ver-
langten qualifizierten baufachlichen Betreuung - 
sofort abzugsfähige Finanzierungskosten 
Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg führte aus, dass 
wenn die Bank im Rahmen der Finanzierung eines grö-
ßeren, zur Vermietung bestimmten Gebäudekomple-
xes vom Darlehensnehmer die Installation eines „Con-
trollings” (qualifizierte baufachliche Betreuung wäh-
rend des gesamten Bauvorhabens, u. a. Koordination 
der Planung, Termin- und Leistungskontrolle, Informa-
tionsversorgung und Kontrolle im Zusammenhang mit 
der Ausgabe der einzelnen Darlehensteilbeträge durch 
den Kreditgeber nach Baufortschritt) sowie die Durch-
führung dieser baufachlichen Betreuung durch ein be-
stimmtes Unternehmen verlange, würden die vom 
Darlehensnehmer an das Controlling-Unternehmen 
geleisteten Zahlungen nicht zu den Herstellungskos-
ten des Gebäudes, sondern zu den sofort als vorweg-
genommene Werbungskosten bei den Vermietungs-
einkünften abzugsfähigen Finanzierungsaufwendun-
gen gehören.  
Zu den sofort abziehbaren Werbungskosten gehören 
auch: Finanzierungskosten, die Garantieprovision für 
die Fertigstellung, soweit sich die Garantie allein auf 
die Finanzierung des Bauvorhabens erstreckt, sowie 
Aufwendungen für die Versicherungsverträge und für 
die Wirtschaftlichkeitsberechnung, soweit diese den 
Finanzierungszwecken zu dienen bestimmt ist. Finan-

zierungskosten seien sämtliche Aufwendungen, die ei-
nem Kreditnehmer im Zusammenhang mit der Finan-
zierung eines gegebenen Kapitalbedarfs für den Fi-
nanzierungszeitraum entstehen. 

Übertragung von GmbH-Anteilen an leitende An-
gestellte der GmbH als nicht zu Arbeitslohn füh-
rende Anteilsschenkung? 
Vielen Unternehmensinhabern fehlt der Nachfolger. 
Wenn ein Unternehmen an Arbeitnehmer übertragen 
wird, ist zu prüfen, ob die Befreiungen i. R. d. Erbschaft- 
und Schenkungsteuer in Anspruch genommen werden 
können. Weil auch steuerpflichtiger Arbeitslohn vorlie-
gen kann, ist die Abgrenzung schwierig. Das zeigt eine 
Entscheidung des Finanzgerichts Sachsen-Anhalt. 
Ehegatten hatten als Gesellschafter einer GmbH zwar 
eine Nachfolgeregelung innerhalb der Familie herbei-
führen wollen, sahen aber eine alleinige Übertragung 
der Anteile an ihren gemeinsamen Sohn aufgrund des-
sen fehlender unternehmerischen Erfahrung als kri-
tisch an und erwarteten, dass die Unternehmensnach-
folge bei einer Übertragung der wesentlichen Anteile 
auf den Sohn nur dann wirtschaftlich erfolgreich sein 
kann, wenn fünf leitende Angestellte der GmbH eben-
falls einen Anteil an der GmbH übertragen bekamen.  
In diesem Fall sei es ernstlich zweifelhaft, ob die Über-
tragung der Anteile bei den leitenden Angestellten zu 
steuerpflichtigem Arbeitslohn führt, wenn der Ge-
schäftsanteilsübertragungsvertrag weder einen Grund 
für die Übertragung angibt noch eine Gegenleistung 
verlangt noch regelt, dass die Übertragung der Anteile 
etwa für in der Vergangenheit oder in der Zukunft zu 
erwartende Dienste der leitenden Angestellten für die 
Gesellschaft erfolgen soll, und wenn auch keinerlei 
„Haltefrist” für die Anteile vereinbart oder geregelt 
wird, dass eine Veräußerung erst nach einer bestimm-
ten Frist der Weiterbeschäftigung bei der GmbH erfol-
gen darf, und wenn die Übertragung vielmehr „vorbe-
halt- und bedingungslos” erfolgen soll. 
Letztlich handele es sich damit um eine Übertragung 
der Anteile im Rahmen der Unternehmensnachfolge, 
die den Fortbestand des Unternehmens sichern solle, 
bei der gesellschaftsrechtliche strategische Überle-
gungen im Vordergrund stünden und der durch die 
gesellschaftsrechtlich motivierte Schenkung eine Son-
derrechtsbeziehung zugrunde liege, die auch selbst-
ständig und losgelöst vom Arbeitsverhältnis bestehen 
könne und somit nicht zu Arbeitslohn führe. 
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Gewerbesteuer 

Keine Gewerbesteuerhinzurechnung für Adress-
käufe 
Aufwendungen für die Überlassung von Adressdaten 
unterliegen nicht der Hinzurechnung nach dem Ge-
werbesteuergesetz. So entschied das Niedersächsi-
sche Finanzgericht. Die Klägerin habe keine Schutz-
rechte erworben, sondern lediglich Inhalte aus Daten-
sammlungen und für deren Verwendung bzw. Nut-
zung gezahlt. Derartige Nutzungsentgelte unterfielen 
nicht dem Regelungsinhalt des Gewerbesteuergeset-
zes. 

Umsatzsteuer 

Einkünfte aus Hobby - Umsatzsteuerpflicht kann 
bestehen 
Wer Tätigkeiten ohne Gewinnerzielungsabsicht und 
überwiegend aus privaten Gründen ausübt, muss auf 
die Einnahmen nicht unbedingt Einkommensteuer 
zahlen. Wenn keine Möglichkeit besteht, mit dem 
Hobby auf Dauer Gewinne zu erzielen, werden solche 
Tätigkeiten vom Finanzamt als Liebhaberei behandelt. 
Die Einkünfte können aber trotzdem der Umsatzsteuer 
unterfallen, wenn die Kleinunternehmergrenze über-
schritten wird. 
Seit 2020 gilt, wer nicht mehr Einnahmen als 22.000 
Euro im Vorjahr erzielt hat, muss keine Umsatzsteuer 
an das Finanzamt zahlen, wenn er sich dort als Klein-
unternehmer anmeldet. Die Grenze bezieht sich immer 
auf das Vorjahr. Im laufenden Jahr dürfen voraussicht-
lich nicht mehr als 50.000 Euro eingenommen werden. 
Für das Vorliegen einer Umsatzsteuerpflicht muss nur 
eine gewerbliche und nachhaltige Tätigkeit am Markt 
zur Erzielung von Einnahmen vorliegen. Die Absicht, 
Gewinne zu erzielen, ist nicht notwendig. Dass die Ein-
nahmen aus dem Hobby allein nicht zum Leben rei-
chen, ist für die Umsatzsteuerpflicht nicht relevant. 

Eigenverbrauch: Pauschbeträge für unentgeltliche 
Wertabgaben 2022 
Das Bundesfinanzministerium hat die für das Jahr 2022 
geltenden Pauschbeträge für unentgeltliche Wertab-
gaben (Sachentnahmen) bekannt gegeben, die anzu-
setzen sind, sofern der Steuerpflichtige nicht geringere 
Entnahmen durch Einzelaufzeichnungen nachweist. 
Durch das dritte Corona-Steuerhilfegesetz wurde die 
Regelung, nach der für die nach dem 30.06.2020 und 

vor dem 01.07.2021 erbrachten Restaurant- und Ver-
pflegungsdienstleistungen mit Ausnahme der Abgabe 
von Getränken der ermäßigte Steuersatz der Umsatz-
steuer anzuwenden ist, bis 31.12.2022 verlängert. 
Sachentnahmen sind vor allem im Gastgewerbe, Le-
bensmitteleinzelhandel, bei Bäckereien und Fleische-
reien üblich. Die Pauschbeträge für das Jahr 2022 fin-
den Sie im Schreiben vom 20.01.2022 auf der Home-
page des Bundesfinanzministeriums. 

Verfahrensrecht 

Steuernummer für Existenzgründer - Elektroni-
sche Anmeldung beim Finanzamt erforderlich 
Damit Existenzgründer eine Steuernummer erhalten, 
benötigt das Finanzamt innerhalb eines Monats nach 
der Unternehmensgründung den „Fragebogen zur 
steuerlichen Erfassung“. Dieser enthält u. a. die Anga-
ben zu den persönlichen Verhältnissen, zum Unterneh-
men und zu den zu erwartenden Einkünften bezie-
hungsweise Umsätzen. Bereits seit dem 01.01.2021 
müssen einige Fragebögen elektronisch an das Fi-
nanzamt übermittelt werden. Neu kommt ab dem 
01.01.2022 eine elektronische Übermittlungspflicht für 
den Fragebogen zur steuerlichen Erfassung bei Grün-
dung einer Körperschaft nach ausländischem Recht 
hinzu. 
Folgende Fragebögen zur steuerlichen Erfassung ste-
hen für Unternehmensgründungen im Dienstleis-
tungsportal der Steuerverwaltung ,,Mein ELSTER‘‘ (un-
ter www.elster.de) nach Registrierung zur Verfügung: 
 Aufnahme einer gewerblichen, selbstständigen 

(freiberuflichen) oder land- und forstwirtschaft- 
lichen Tätigkeit (Einzelunternehmen) 

 Gründung einer Personengesellschaft/-gemein-
schaft 

 Gründung einer Kapitalgesellschaft bzw. Genos-
senschaft 

 Gründung einer Körperschaft nach ausländischem 
Recht 

Künftig darf das Finanzamt in diesen Fällen den 
Fragebogen zur steuerlichen Erfassung nur noch 
bei unbilligen Härten in Papierform akzeptieren. 
Ausnahme: Für die Gründung eines Vereins ist der Fra-
gebogen dagegen weiterhin auf amtlich vorgeschrie-
benem Vordruck in Papierform abzugeben. 
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Zur Überprüfung einer Ermessensentscheidung 
über den Billigkeitserlass von Säumniszuschlägen 
Ob eine natürliche oder juristische Person als pünkt-
licher oder nicht pünktlicher Steuerzahler zu betrach-
ten ist, beurteilt sich nicht anhand einer einzelnen 
Steuerart, sondern ist in einer Gesamtschau zu prüfen, 
bei der alle für das Verhältnis zwischen dem Steuer-
zahler und der Finanz- bzw. Zollverwaltung relevanten 
Umstände heranzuziehen sind. So entschied das Fi-
nanzgericht Hamburg. 
Säumniszuschläge, die gegenüber einem an sich 
pünktlichen Steuerzahler erhoben werden, würden ih-
ren Zweck als Druckmittel, den Steuerschuldner zur 
rechtzeitigen Zahlung seiner steuerrechtlichen Ver-
bindlichkeiten anzuhalten, verlieren, was bereits für 
sich genommen einen hälftigen Erlass der verwirkten 
Säumniszuschläge rechtfertige. Wenn die Säumnis des 
Steuerzahlers keinen oder nur einen geringfügigen 
Verwaltungsaufwand verursacht habe, sei auch der 
weitere, mit der Erhebung von Säumniszuschlägen 
verfolgte Zweck entfallen mit der Folge, dass als er-
messensfehlerfreie Entscheidung allein ein vollständi-
ger Erlass der Säumniszuschläge in Betracht komme. 

Zivilrecht 

Vermieterin kann Baumfällungskosten als Be-
triebskosten geltend machen 
Kosten für die Fällung eines morschen, nicht mehr 
standsicheren Baumes fallen unter die umlagefähigen 
Betriebskosten für Gartenpflege. So entschied der 
Bundesgerichtshof. 
In Bezug auf die Gartenpflege seien auch Kosten für 
Neubepflanzungen umlagefähig, soweit Pflanzen, 
Sträucher und Bäume durch Alter, Witterungs- oder 
Umwelteinflüsse ausgetauscht werden müssten. 
Nichts anderes gelte daher für das Fällen und den Ab-
transport kranker oder morscher Bäume. 

Reservierungsgebühr bei Grundstückskauf muss 
notariell beurkundet werden 
Wenn ein Grundstückseigentümer mit einem Kaufinte-
ressenten eine Reservierungsgebühr vereinbart, muss 
diese Vereinbarung notariell beurkundet werden. Ge-
schieht dies nicht, ist die Reservierungsvereinbarung 
gemäß dem Bürgerlichen Gesetzbuch formunwirksam 
und es kann ein Anspruch auf Rückerstattung der Re-
servierungsgebühr bestehen. So entschied das Land-
gericht Köln. 

Arbeitsrecht 

Kurzarbeit soll verlängert werden 
Das Kabinett hat eine Formulierungshilfe für einen Ge-
setzentwurf zur Verlängerung von Sonderregelungen 
im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie beim 
Kurzarbeitergeld und anderen Leistungen beschlos-
sen. Dies teilte das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales mit. 
Mit einer am 09.02.2022 vom Kabinett beschlossenen 
Formulierungshilfe für die Regierungsfraktionen 
wurde die Bezugsdauer für das Kurzarbeitergeld be-
fristet bis zum 30.06.2022 auf bis zu 28 Monate verlän-
gert. Da Betriebe, die seit Anfang der Pandemie im 
März 2020 durchgehend in Kurzarbeit sind, die maxi-
male Bezugsdauer für das Kurzarbeitergeld von derzeit 
24 Monaten schon im Februar 2022 ausschöpfen, soll 
die Verlängerung der Bezugsdauer rückwirkend zum 
01.03.2022 in Kraft treten. 
Zusätzlich werden von den bisherigen pandemiebe-
dingten Sonderregelungen bis zum 30.06.2022 fortge-
führt: 
 die Anrechnungsfreiheit von Minijobs auf das 

Kurzarbeitergeld, 
 die erhöhten Leistungssätze bei längerer Kurz- 

arbeit und 
 der erleichterte Zugang zur Kurzarbeit 
 die Zahl der Beschäftigten, die vom Arbeitsausfall 

betroffen sein müssen, bleibt von mindestens ei-
nem Drittel auf mindestens 10 Prozent abgesenkt 
und 

 auf den Aufbau negativer Arbeitszeitsalden wird 
weiter vollständig verzichtet. 

Die Sozialversicherungsbeiträge sollen den Arbeitge-
bern nach dem 31.03.2022 weiter zur Hälfte erstattet 
werden, wenn die Kurzarbeit mit Qualifizierung ver-
bunden wird. 
Mit der Fortführung der Sonderregelungen beim Kurz-
arbeitergeld soll sichergestellt werden, dass Beschäfti-
gungsverhältnisse auch im 2. Quartal stabilisiert sowie 
Arbeitslosigkeit und Insolvenzen vermieden werden 
können. 
Die Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP haben am 16.02.2022 einen Gesetzentwurf vorge-
legt. Am 18.02. wurde das Gesetz vom Bundestag be-
schlossen. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung März/April 2022
Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.03.20221 11.04.20222 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.03.2022 entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.03.2022 entfällt 

Umsatzsteuer 10.03.20223 11.04.20224 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 14.03.2022 14.04.2022 

Scheck6 10.03.2022 11.04.2022 

Sozialversicherung7 29.03.2022 27.04.2022 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-

dige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfristverlängerung) 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.03.2022/25.04.2022, jeweils 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
der Bundesfinanzhof hat zu der Frage Stellung genommen, ob eine Festset-
zung von Hinterziehungszinsen auf zu niedrig festgesetzte Einkommensteu-
ervorauszahlungen möglich ist, wenn für dieselben Zeiträume bereits Hinter-
ziehungszinsen betreffend verkürzter Einkommensteuer festgesetzt wurden. 
 
Auch dem Finanzamt können Fehler unterlaufen und in Folge kann eine 
Maßnahme unrechtmäßig sein. Die Festsetzung eines Verspätungszuschlags 
ist bei überwiegendem Mitverschulden des Finanzamts nicht rechtmäßig, so 
urteilte das Finanzgericht Düsseldorf. 
 
Die Finanzverwaltungen Bayern, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz 
verlängern den Katastrophenerlass in wichtigen Bereichen, um die Betroffe-
nen der Auswirkungen des Regentiefs „Bernd“ sowie die Helfer weiter zu 
entlasten. 
 
Zum 01.01.2025 wird auf Grund der Grundsteuerreform die neue Grund-
steuer in Kraft treten. Die Einheitswerte werden als bisherige Berechnungs-
grundlage der Grundsteuer ihre Gültigkeit verlieren. An deren Stelle tritt 
dann in den Bundesländern, die keine abweichenden Regelungen getroffen 
haben, der Grundsteuerwert. Die Finanzverwaltung wird daher in diesem 
Jahr eine Vielzahl neuer Daten abfragen, die von Grundstückseigentümern 
vorzulegen sind. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformationen 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
 

   

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
Fachanwältin für Erbrecht 
Fachanwältin für Steuerrecht 
Fachanwältin für Bau- und Architektenrecht 
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Einkommensteuer 

Menschen mit Behinderung: Gesundheitskosten 
und Pauschbetrag steuermindernd geltend  
machen 
Auch Menschen mit einer Behinderung können ihre 
Gesundheitskosten steuermindernd geltend machen, 
wenn diese den Eigenanteil übersteigen. Neben den 
anfallenden Gesundheitskosten kann der Behinderten-
pauschbetrag zu tragen kommen. Dieser deckt alle 
Kosten ab, die typisch für die Behinderung sind und 
die regelmäßig entstehen.  
Berechtigt ist, wer einen Bescheid des zuständigen 
Versorgungsamtes oder ab einem Grad der Behinde-
rung (GdB) von 50 einen Schwerbehindertenausweis 
nachweisen kann. Der Pauschbetrag gilt auch, wenn 
die Behinderung erst während des Jahres eintritt oder 
wegfällt. Die Höhe des Pauschbetrags (Angaben hier 
für 2021) ist abhängig vom Grad der Behinderung. 
Wenn dieser bei 20 liegt, gibt es einen Pauschbetrag 
von 384 Euro, bei einem Grad von 60 bereits 1.440 
Euro. Bei Menschen mit einem Behinderungsgrad von 
100 liegt der Pauschbetrag bei 2.840 Euro - bei hilflo-
sen, blinden und taubblinden Menschen bei 7.400 
Euro. Im Schwerbehindertenausweis müssen dafür die 
Merkmale „H“ (hilflos), „Bl“ (blind) oder „TBl“ (taub-
blind) eingetragen sein. 
Einmalige oder besondere Aufwendungen wie für eine 
Kur, Krankheit oder eine Haushaltshilfe sind zusätzlich 
zum Pauschbetrag als außergewöhnliche Belastung 
absetzbar, wenn sie den Eigenanteil übersteigen. 

Auch Vermieter können Homeoffice-Pauschale 
geltend machen 
Mit der Homeoffice-Pauschale können für maximal 
120 Tage im Jahr pro Tag fünf Euro bei der Einkom-
mensteuererklärung geltend gemacht werden - also 
höchstens 600 Euro. Das gilt nicht nur für Arbeitneh-
mer, sondern auch für Vermieter.  
Bedingung ist, dass an den angesetzten Tagen die be-
triebliche oder berufliche Tätigkeit ausschließlich in 
der häuslichen Wohnung ausgeübt und keine außer-
halb gelegene Betätigungsstätte aufgesucht wird. Das 
betrifft beispielsweise einen Arbeitnehmer, der wäh-
rend der Woche im Büro seines Arbeitgebers arbeitet 
und sich am Samstag um die Hausverwaltung seiner 
Vermietungsobjekte kümmert. Für den Samstag 
könnte er dann die Homeoffice-Pauschale beanspru-
chen, wenn er keine anderen Wege wie zur Post oder 

zum Baumarkt für das Vermietungsobjekt zurückge-
legt hat. Der Ansatz der Homeoffice-Pauschale ist 
nicht auf Wochentage beschränkt und es ist auch nicht 
erforderlich, dass ein ganzer Tag gearbeitet wurde. 
Wenn der Arbeitnehmer die Hausverwaltung dagegen 
am Abend nach seiner Angestelltentätigkeit erledigt, 
kann er an dem Tag die Homeoffice-Pauschale für die 
Vermietungstätigkeit nicht ansetzen. Wenn ein Ver-
mieter z. B. als Rentner keiner weiteren Betätigung 
nachgeht, ist der Ansatz der Homeoffice-Pauschale für 
die Tage im häuslichen Büro möglich. 
Die Regelung zur Homeoffice-Pauschale gilt nach ak-
tuellem Stand nur noch für das Jahr 2021. Allerdings 
hat die neue Koalition angekündigt, eine Verlängerung 
für 2022 zu beschließen. 

Kein Sonderausgabenabzug bei Barzahlung von 
Kinderbetreuungskosten 
Das Finanzgericht München entschied, dass zu den be-
rücksichtigungsfähigen Aufwendungen für Kinderbe-
treuung auch Fahrtkostenerstattungen an die Betreu-
ungsperson zählen, wenn die Leistungen im Einzelnen 
in der Rechnung oder im Vertrag aufgeführt werden. 
Jedoch sei der Fahrtkostenersatz nicht als Sonderaus-
gabe zu berücksichtigen, wenn die Zahlung bar geleis-
tet werde. 
Eine Mutter machte in ihren Steuererklärungen für  
u. a. Kinderbetreuungskosten für ihre zu ihrem Haus-
halt gehörigen Kinder steuerlich geltend. Darunter die 
Aufwendungen für die Kinderbetreuung durch die 
Großmutter mit sechs Fahrten (650 km * 0,30 Euro/km 
* 2 * 6 = 2.340 Euro). Die Fahrtkosten wurden der Groß-
mutter in beiden Jahren in bar erstattet. Die Aufwen-
dungen für die Fahrtkosten wurden vom beklagten Fi-
nanzamt nicht zum Abzug zugelassen. Mit ihrer Klage 
begehrte die Klägerin den Abzug der Fahrtkosten als 
Sonderausgaben gemäß dem Einkommensteuerge-
setz in der Fassung der Streitjahre 2015 und 2016. 

Hinterziehungszinsen für verkürzte Einkommen-
steuervorauszahlungen und für hinterzogene Jah-
reseinkommensteuer 
Im Streitfall wurden die Kläger zusammen zur Einkom-
mensteuer veranlagt. Für die verschiedenen Veranla-
gungszeiträume erstatteten sie Selbstanzeigen, in de-
nen sie bisher nicht versteuerte ausländische Kapital-
erträge der Klägerin nacherklärten. Sowohl die darauf-
hin geänderten Einkommensteuerbescheide als auch 
die Festsetzung der Hinterziehungszinsen für die (Jah-
res-)Einkommensteuer für diese Zeiträume erfolgten 
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mit Zinsbescheid entsprechend den nacherklärten Ein-
künften. In diesem Zinsbescheid setzte das beklagte 
Finanzamt auch Hinterziehungszinsen zu hinterzoge-
nen Einkommensteuervorauszahlungen für die im 
Zinsbescheid näher bezeichneten Quartale aus den VZ 
2004 bis 2008, 2010 und 2012 und wegen hinterzoge-
nen Solidaritätszuschlags zu den hinterzogenen Vo-
rauszahlungen fest. Im Anschluss an die Selbstanzei-
gen ergingen keine geänderten Vorauszahlungsbe-
scheide. Mit ihrer Revision wandten sich die Kläger ge-
gen die festgesetzten Hinterziehungszinsen der Ein-
kommensteuervorauszahlungen für diverse Quartale.  
Die Revision sei nach Auffassung des Bundesfinanz-
hofs unbegründet, soweit die Kläger begehren, die im 
Antrag genannten Festsetzungen von Hinterziehungs-
zinsen zu den Einkommensteuervorauszahlungen er-
satzlos aufzuheben. Die Festsetzung von Hinterzie-
hungszinsen für verkürzte Einkommensteuervoraus-
zahlungen neben der Festsetzung von Hinterziehungs-
zinsen für verkürzte Jahreseinkommensteuer desjeni-
gen Veranlagungszeitraums, für den die Vorauszah-
lungen zu leisten gewesen wären, bewirke keine Dop-
pelverzinsung desselben Steueranspruchs, wenn sich 
die den Festsetzungen zugrunde liegenden Zinsläufe 
nicht überschneiden. 

Erbschaft-/Schenkungsteuer 

Steuerfolgen bei der Beendigung eines Nieß-
brauchs an einem Grundstück 
Oft wird im Wege einer vorweggenommenen Erbfolge 
oder besser: des Vermögensübergangs auf die nach-
folgende Generation ein Mietwohngebäude auf Kinder 
übertragen mit der Zurückbehaltung der Erträge für 
die Eltern. Dies erfolgt zweckmäßigerweise durch die 
Bestellung eines Nießbrauchs für den bisherigen Ei-
gentümer, ggfs. auch für den längstlebenden Eltern-
teil. Im Schenkungszeitpunkt wird dann für Zwecke der 
Ermittlung der Schenkungsteuer ein gesonderter 
Grundstückswert festgestellt und hiervon die Nieß-
brauchsbelastung mit ihrem kapitalisierten Wert abge-
zogen. Der Jahreswert muss aus dem Durchschnitt der 
Erträge aus dem Grundstück (ohne AfA) ermittelt wer-
den und ist dann mit dem Vervielfältiger entsprechend 
dem Lebensalter des/der Berechtigten (abzulesen aus 
der amtlichen Sterbetafel) zu kapitalisieren. Sind beide 
Elternteile berechtigt, richtet sich der Vervielfältiger 
nach dem Lebensalter des/der statistisch Längstleben-
den. Beim Kapitalwert wird ein Zinssatz von 5,5 % be-
rücksichtigt. Sind in dem Gebäude nur Wohnräume 
vermietet, ist sowohl vom Grundstückswert als auch 

vom Kapitalwert des Nießbrauchs ein Abschlag von  
10 % vorzunehmen.  
Was geschieht nun beim Wegfall des Nießbrauchs im 
Todesfall des Erstversterbenden? Gar nichts, die Belas-
tung geht auf den/die weitere/n Berechtigte/n über. Es 
kann allerdings dann zu einer Änderung des ursprüng-
lichen kapitalisierten Nießbrauchswertes kommen, 
wenn die berechtigte Person relativ kurze Zeit nach der 
Nießbrauchsbestellung verstirbt. Der kurze Zeitraum 
beträgt 10 bis 1 Jahr, je nach dem Lebensalter des Be-
rechtigten im Zeitpunkt der Nießbrauchsbestellung. 
Die ursprünglich festgesetzte Schenkungsteuer kann 
in diesen Fällen vom Finanzamt geändert werden, so-
weit noch keine Zahlungsverjährung eingetreten ist,  
d. h. 5 Jahre nach der erstmaligen Fälligkeit der Steuer.  
Eine für die Praxis sinnvolle Variante der Versorgung 
der übertragenden Eltern ergibt sich aus einem Urteil 
des Bundesfinanzhofs. Der Vater überträgt unter Zu-
rückbehaltung des Nießbrauchs ein Mietwohngrund-
stück auf die Tochter. Nach seinem Tod soll die Mutter 
eine Rente aus den Grundstückserträgen erhalten. Bei 
der Festsetzung der Schenkungsteuer wird nur der 
Nießbrauch abgezogen, nicht jedoch die Rente, weil 
deren Entstehen ungewiss ist. Sie hängt davon ab, ob 
die Ehefrau den Ehemann überlebt. Tritt dieser Fall ein, 
ist die Rente vom ursprünglichen Schenkungswert ab-
zuziehen. Die Kapitalisierung muss dann vom Zeit-
punkt des Rentenbezugs nach dem Lebensalter der 
Ehefrau vorgenommen werden. Die Berichtigung er-
folgt nur auf Antrag und ohne zeitliche Begrenzung 
wegen der Festsetzungsverjährung. 

Grunderwerbsteuer 

Zum einheitlichen Vertragswerk im Grunderwerb-
steuerrecht 
Der für ein einheitliches Vertragswerk im Sinne des 
GrESt-Rechts erforderliche objektiv sachliche Zusam-
menhang zwischen dem Erwerb und der Bebauung ei-
nes Grundstücks wird u. a. indiziert, wenn der Veräu-
ßerer dem Erwerber vor Abschluss des Kaufvertrags 
über das Grundstück aufgrund einer in bautechnischer 
und finanzieller Hinsicht konkreten und bis (annä-
hernd) zur Baureife gediehenen Vorplanung ein be-
stimmtes Gebäude auf dem konkreten Grundstück zu 
einem im Wesentlichen feststehenden Preis angebo-
ten hatte und der Erwerber dieses Angebot später un-
verändert oder mit nur geringen Abweichungen, die 
den Charakter der Baumaßnahmen nicht verändert ha-
ben, angenommen hat. So entschied das Niedersäch-
sische Finanzgericht. 
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Auf der Veräußererseite könnten mehrere Personen als 
Vertragspartner auftreten, sodass sich die Ansprüche 
des Erwerbers auf Übereignung des Grundstücks und 
auf Errichtung des Gebäudes zivilrechtlich gegen ver-
schiedene Personen richten. Es genüge, wenn der Ei-
gentümer das Grundstück dem Bauunternehmer, der 
die Bebauung angeboten habe, "an die Hand" gege-
ben habe. Maßgebend sei dabei der tatsächlich ver-
wirklichte Geschehensablauf.  
Ohne Bedeutung sei, ob der Erwerber tatsächlich und 
rechtlich in der Lage gewesen wäre, ein anderes Un-
ternehmen mit der Bebauung zu beauftragen oder 
sich für eine andere, wesentlich vom Angebot des 
Grundstücksveräußerers abweichende Bebauung zu 
entscheiden, und ggf. auch entsprechende Angebote 
eingeholt habe. 

Verfahrensrecht 

Einreichung einer Steuererklärung kurz vor Ablauf 
der Festsetzungsfrist - Verjährung kann drohen! 
Für die Wahrung der Festsetzungsfrist ist derjenige 
Zeitpunkt maßgeblich, in dem der Steuerbescheid den 
Bereich der für die Steuerfestsetzung zuständigen Fi-
nanzbehörde verlassen hat. Auf den Zeitpunkt, in dem 
eine Steuererklärung bei der Finanzbehörde einge-
reicht wurde, kommt es nicht an. Das entschied der 
Bundesfinanzhof. 
Die Abgabe einer gesetzlich vorgeschriebenen Steuer- 
oder Feststellungserklärung sei nicht als Antrag anzu-
sehen. Eine Ablaufhemmung trete nicht ein, wenn der 
Erlass eines (begünstigenden) Steuerbescheids erst 
nach Ablauf der Festsetzungsfrist abgelehnt und die-
ser Ablehnungsbescheid angefochten werde. 
Bei einer Antragsveranlagung sei die Anlaufhemmung 
nicht anwendbar, sodass die Festsetzungsfrist mit Ab-
lauf des Kalenderjahrs, in dem die Steuer entstanden 
ist, beginne. Nach den Grundsätzen von Treu und 
Glauben könne nicht erwartet werden, dass der Steu-
erbescheid noch innerhalb der Festsetzungsfrist den 
Bereich der Finanzbehörde verlasse, wenn die Steuer-
erklärung erst einen Tag vor Ablauf der Festsetzungs-
frist beim Finanzamt eingereicht werde. 

Kein Verspätungszuschlag bei überwiegendem 
Mitverschulden des Finanzamts 
Die Festsetzung eines Verspätungszuschlags ist bei 
überwiegendem Mitverschulden des Finanzamts nicht 

rechtmäßig. So entschied das Finanzgericht Düssel-
dorf. 
Ein relevantes Mitverschulden des Finanzamts liege im 
entschiedenen Fall vor. Diesem habe es sich geradezu 
aufdrängen müssen, dass die Klägerin aufgrund eines 
Irrtums über die materielle Rechtslage ihre Erklärungs-
pflichten verletzt und das Finanzamt seinerseits seine 
Fürsorgepflichten verletzt habe. Denn aus den von der 
Klägerin freimütig gemachten Angaben in den Fest-
stellungserklärungen, ihren Erläuterungen hierzu und 
etwa den eingereichten Werbungskostenbelegen 
hätte jeder zuständige Bearbeiter unschwer darauf 
schließen können, dass die Abgabe von Umsatzsteuer-
erklärungen lediglich versehentlich unterblieben war.  
Zur Abgabe von Umsatzsteuererklärungen habe das 
Finanzamt jedoch entgegen der normierten Besteue-
rungsgrundsätze und dem Grundsatz eines fairen Ver-
fahrens die Klägerin nie aufgefordert. Demnach habe 
es das Finanzamt schuldhaft unterlassen, die Klägerin 
durch frühzeitigen Hinweis zur Erfüllung ihrer Erklä-
rungspflichten zu veranlassen.  

Sonstige 

Grundsteuerreform 2022: Stichtag für den Stand 
der Angaben 01.01.2022 
Zum 01.01.2025 wird auf Grund der Grundsteuer- 
reform die neue Grundsteuer in Kraft treten. Die Ein-
heitswerte werden als bisherige Berechnungsgrund-
lage der Grundsteuer ihre Gültigkeit verlieren. An de-
ren Stelle tritt dann in den Bundesländern, die keine 
abweichenden Regelungen getroffen haben, der 
Grundsteuerwert. 

Hinweis 
Der Gesetzgeber hat ein sog. Bundesmodell erlas-
sen, nach dem der Wert des Grundstücks maßgeb-
lich ist. Dieser Vorgabe haben sich aber nur die Län-
der Berlin, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-Vor-
pommern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen 
angeschlossen.  
Die übrigen Bundesländer haben eigene abwei-
chende Gesetze erlassen. So zählt ab 2025 in Bayern 
für die Berechnung nur die Fläche des Grundstücks 
und der Gebäude, nicht mehr die Lage. Der Wert des 
Grundstücks und der Immobilien darauf spielt keine 
Rolle. 

Die Finanzverwaltung wird in diesem Jahr eine Vielzahl 
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neuer Daten abfragen, die von Grundstückseigentü-
mern vorzulegen sind. Stichtag für die Grundstücks- 
eigentümer für den Stand der Angaben ist der 
01.01.2022. Zu diesem Stichtag müssen Grundstücks-
eigentümer jedoch zunächst nichts unternehmen. Sie 
werden Ende März 2022 mit öffentlicher Bekannt- 
machung weiter informiert.  
Die Grundstückseigentümer haben sich damit zu be-
schäftigen, welche Grundstücksart vorliegt, wie groß 
die Grundstücksfläche ist, wie sich der zutreffende Bo-
denrichtwert bemisst, wie viel Wohnfläche vorliegt, um 
welches Baujahr es sich handelt und wie sich die Mit-
eigentumsanteile der Eigentumswohnung(en) in ent-
sprechenden Wohnobjekten bemessen. Teilweise sind 
die geforderten Angaben nicht so einfach zu ermitteln. 
Erschwerend kommt hinzu, dass die Finanzverwaltung 
aktuell davon ausgeht, dass die Daten bis zum 
31.10.2022 in Erklärungsform (sog. Feststellungserklä-
rung) beim Finanzamt einzugehen haben. 
Die Vorgabe der Finanzverwaltung im Zuge der durch-
zuführenden Grundsteuerreform 2022 bedeutet, dass 
in den kommenden Monaten rund 36 Millionen Immo-
bilien, darunter 24 Millionen Wohnimmobilien, neu 
bewertet werden müssen. Bemerkenswert bei der Zeit-
vorgabe ist der Umstand, dass die Einreichung der Er-
klärung - elektronisch (Elster-Portal) -, erst ab dem 
01.07.2022 möglich sein soll, dafür jedoch aktuell noch 
keine Erklärungsvordrucke existieren. 

Jahresabschlüsse: Offenlegungsfrist für 2020 ver-
längert 
Das Bundesministerium der Justiz (BMJ) gab bekannt, 
dass bis zum 07.03.2022 keine Ordnungsgeldverfahren 
für die verspätete Offenlegung der Jahresabschlüsse 
2020 für kleine und mittlere Kapitalgesellschaften ein-
geleitet werden. Darauf wies auch der Deutsche  
Steuerberaterverband hin. 
Am 23.12.2021 veröffentlichte das BMJ auf seiner In-
ternetseite die Nachricht: „Das Bundesamt für Justiz 
wird in Abstimmung mit dem Bundesministerium der 
Justiz gegen Unternehmen, deren gesetzliche Frist zur 
Offenlegung von Rechnungslegungsunterlagen für 
das Geschäftsjahr mit dem Bilanzstichtag 31.12.2020 
am 31.12.2021 endet, vor dem 07.03.2022 kein Ord-
nungsgeldverfahren nach § 335 des Handelsgesetz-
buchs einleiten. Damit sollen angesichts der andauern-
den COVID-19-Pandemie die Belange der Beteiligten 
angemessen berücksichtigt werden.“ 

Hinweis 
Entsprechendes gilt auch für die Hinterlegung von 
sog. Kleinstkapitalgesellschaften. 

Hochwasser: Steuerliche Hilfsmaßnahmen verlän-
gert 
Die Finanzverwaltungen Bayern, Nordrhein-Westfalen 
und Rheinland-Pfalz verlängern den Katastrophen- 
erlass in wichtigen Bereichen. 
Zu den konkreten Unterstützungsmaßnahmen gehö-
ren: 
 Stundungen von Einkommen-, Körperschaft-, Um-

satz-, Erbschaft-/Schenkung- sowie Grunderwerb-
steuer für bis zum 31.03.2022 fällige Forderungen 
längstens bis 30.06.2022 ohne Ratenzahlungen. 

 Keine Vollstreckungsmaßnahmen bis 30.06.2022 - 
bei Antragstellung bis 31.03.2022 für die bis dahin 
fälligen Steuern. 

 Auf die Erhebung von Stundungszinsen wird ver-
zichtet bzw. Säumniszuschläge werden erlassen. 

 Anträge auf die Anpassung der Vorauszahlungen 
können ebenfalls bis 31.03.2022 im vereinfachten 
Verfahren gestellt werden. 

 Erleichterungen für die Hilfeleistenden im Spen-
den- und Unternehmenssteuerrecht. 

 Sonderabschreibungsmöglichkeiten für den Wie-
deraufbau, davon profitieren Wirtschaft und Pri-
vatpersonen. 

 Arbeitgeber können ihren Mitarbeitern und deren 
Familien, deren Wohnungen und Häuser durch das 
Unwetter unbewohnbar geworden sind, vorüber-
gehend Unterkünfte und Verpflegung steuerfrei 
gewähren. 

 Großzügige Möglichkeiten für die steuerliche Ab-
zugsfähigkeit von Spenden: Für Spenden an Ge-
meinden, Städte und Landkreise gilt bis zur Höhe 
von 300 Euro stets der vereinfachte Zuwendungs-
nachweis. Das heißt, dass der Kontoauszug oder 
Überweisungsbeleg genügt. 

Katastrophenerlass und vereinfachte Antragsformu-
lare sind online abrufbar unter FinMin Bayern, FinMin 
Nordrhein-Westfalen und Landesamt für Steuern 
Rheinland-Pfalz. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung Februar/März 2022
Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.02.20221 10.03.20221 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

entfällt 10.03.2022 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 10.03.2022 

Umsatzsteuer 10.02.20222 10.03.20223 

Umsatzsteuer Sondervorauszahlung 10.02.2022 entfällt 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 14.02.2022 14.03.2022 

Scheck5 10.02.2022 10.03.2022 

Gewerbesteuer 15.02.2022 entfällt 

Grundsteuer 15.02.2022 entfällt 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 18.02.2022 entfällt 

Scheck5 15.02.2022 entfällt 

Sozialversicherung6 24.02.2022 29.03.2022 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-

dige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 22.02.2022/25.03.2022, jeweils 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

wie zu jedem Jahreswechsel gibt es eine Fülle gesetzlicher Neuregelungen 
und Änderungen. Die Wichtigsten haben wir für Sie am Anfang dieser Mo-
natsinformation zusammengestellt. 
 
Die Corona-Krise beschäftigt den Gesetzgeber und die Gerichte weiterhin. 
Daher wurden verschiedene steuerrechtliche Erleichterungen verlängert, wie 
insbesondere die Möglichkeit, Steuerforderungen weiterhin zinslos zu stun-
den, oder steuerrechtliche Erleichterungen mit Corona-Hilfen. 
 
Das Bundesarbeitsgericht hatte sich mit arbeitsrechtlichen Folgen des Lock-
downs beschäftigt und die Frage geklärt, ob der Arbeitgeber, der seinen Be-
trieb aufgrund eines staatlich verfügten allgemeinen „Lockdowns“ zur Be-
kämpfung der Corona-Pandemie vorübergehend schließen muss, das Risiko 
des Arbeitsausfalls trägt und verpflichtet ist, den Beschäftigten Vergütung 
unter dem Gesichtspunkt des Annahmeverzugs zu zahlen. 
 
Mit Wirkung zum 1. August 2021 ist die Meldefiktion weggefallen und das 
Transparenzregister zum Vollregister erstarkt. Dies hat zur Folge, dass zuvor 
entbehrliche Mitteilungen nun erforderlich werden. Als Erleichterung hat der 
Gesetzgeber für Vereinigungen, die bis zum 31. Juli 2021 von einer Mittei-
lungspflicht befreit waren, Übergangsfristen normiert, die im Jahr 2022 aus-
laufen. 
 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformationen 
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
 

   

Dobler Lambert Steuerberater- und  
Rechtsanwaltspartnerschaft mbB 
 
Dipl. Wirtschafts-Ing. 

Thomas Dobler 
Steuerberater 
Antje Lambert 
Rechtsanwältin 
Fachanwältin für Erbrecht 
Fachanwältin für Steuerrecht 
Fachanwältin für Bau- und Architektenrecht



Januar 2022 – Monatsinformation 
Dobler. Lambert. 
Recht | Steuern | Wirtschaft 

 
 

2 

Jahreswechsel 

Wichtige Neuregelungen ab Januar 2022 
Der Grundfreibetrag steigt um 204 Euro. Damit soll 
das Existenzminimum für Erwachsene steuerfrei ge-
stellt werden. Bei einem Ledigen wird demnach erst ab 
einem zu versteuernden Einkommen von mehr als 
9.948 Euro im Jahr Einkommensteuer fällig. Bei Ehe-
paaren bzw. eingetragenen Lebenspartnern verdop-
pelt sich der Betrag auf 19.896 Euro. 
Vorsorgeaufwendungen für das Alter können 2022 
steuerlich besser abgesetzt werden. Für die Berück-
sichtigung der Sonderausgaben gilt 2022 ein Höchst-
betrag von 25.639 Euro. Maximal können davon im 
kommenden Jahr 94 % abgesetzt werden. Alleinste-
hende können demnach 24.101 Euro und Ehepaare 
bzw. eingetragene Lebenspartner 48.202 Euro steuer-
lich geltend machen. 
Bei der Rentenbesteuerung erhöht sich ab 1. Januar 
der steuerpflichtige Rentenanteil von 81 auf 82 %. So-
mit bleiben nur noch 18 Prozent der ersten vollen Brut-
tojahresrente steuerfrei. Dieser Anteil gilt für im Jahr 
2022 neu hinzukommende Rentnerjahrgänge. Bei Be-
standsrenten bleibt der festgesetzte steuerfreie Ren-
tenbetrag bestehen.  
Wer seit 2019 eine betriebliche Altersvorsorge abge-
schlossen hat, bekommt 15 % Zuschuss vom Arbeitge-
ber. Ab 2022 muss dieser Zuschuss auch für Altver-
träge gezahlt werden. Den vollen Zuschuss erhält, wes-
sen Verdienst unterhalb der Beitragsbemessungs-
grenze für die gesetzliche Krankenversicherung liegt - 
die beträgt 58.050 Euro brutto im Jahr 2022. Bei höhe-
rem Verdienst darf der Zuschuss gleitend abgesenkt 
werden. 
Corona-Bonus läuft aus: Arbeitgeber können Mitar-
beitern einen Bonus von bis zu 1.500 Euro steuer- und 
sozialversicherungsfrei auszahlen oder als Sachleistun-
gen gewähren. Erfasst werden Sonderleistungen, die 
Beschäftigte zwischen dem 1. März 2020 und dem  
31. März 2022 erhalten. Voraussetzung ist, dass die 
Sonderzahlung zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn erfolgt. 
Zum 1. Januar 2022 wird die Sachbezugsfreigrenze 
von bisher 44 Euro monatlich auf 50 Euro angehoben. 
Die Freigrenze gilt für Sachzuwendungen, etwa Gut-
scheine, die Beschäftigten monatlich überlassen wer-
den. Bis zur Freigrenze können die Zuwendungen 
steuerfrei behandelt werden. Das Überschreiten der 
Freigrenze führt zu einer Steuerpflicht des gesamten 
zugewendeten Betrages. Ein Zusammenrechnen der 

monatlichen Beträge auf einen Jahresbetrag ist nicht 
zulässig. 
Sachbezugswerte 2022: Der Verbraucherpreisindex 
ist im maßgeblichen Zeitraum von Juni 2020 bis Juni 
2021 um 2,8 Prozentpunkte gestiegen. Auf dieser 
Grundlage wurde der Wert für Verpflegung von 263 
Euro auf 270 Euro (Frühstück 56 Euro, Mittag- und 
Abendessen jeweils 107 Euro) angehoben. Der Wert 
für Mieten und Unterkunft erhöht sich um 1,7 % von 
237 Euro auf 241 Euro. 
Der gesetzliche Mindestlohn steigt ab dem 1. Januar 
von 9,60 Euro auf 9,82 Euro pro Stunde. Zum 1. Juli 
2022 soll er dann noch einmal auf 10,45 Euro pro 
Stunde angehoben werden. Der neue Mindestlohn gilt 
auch für Minijobs. Aber: Der Verdienst darf 450 Euro 
monatlich trotzdem nicht überschreiten. Ansonsten 
wird das Arbeitsverhältnis sozialversicherungspflichtig. 
Mit der Kurzarbeitergeldverlängerungsverordnung 
(KugverlV) vom 24. November 2021 wird die Möglich-
keit, die maximale Bezugsdauer des Kurzarbeitergel-
des von bis zu 24 Monaten nutzen zu können, für wei-
tere drei Monate bis zum 31. März 2022 verlängert. 
Auch die Erleichterungen und Sonderregelungen für 
den Bezug des Kurzarbeitergeldes sind entsprechend 
verlängert. Die bisherige vollständige Erstattung der 
Sozialversicherungsbeiträge wird auf die Hälfte redu-
ziert. Besonderheit: Arbeitgebern werden weitere 50 % 
der Sozialversicherungsbeiträge erstattet, wenn ihre 
Beschäftigten während der Kurzarbeit an einer unter 
bestimmten Voraussetzungen geförderten beruflichen 
Weiterbildung teilnehmen. Lehrgangskosten für diese 
Weiterbildungen können, abhängig von der Be-
triebsgröße, ganz oder teilweise erstattet werden. 
Ab 1 Januar 2022 ist die Steuer-ID gewerblicher 
Mini-jobber über das elektronische Meldeverfahren 
an die Minijob-Zentrale zu übermitteln - unabhängig 
davon, ob der Arbeitgeber die Steuer pauschal an die 
Mini-job-Zentrale zahlt oder die individuelle Besteue-
rung nach der Lohnsteuerklasse über das Finanzamt 
vornimmt. Außerdem muss in der Datenübermittlung 
die Art der Versteuerung angegeben werden. Im Haus-
haltsscheck-Verfahren erfragt die Minijob-Zentrale die 
Steuer-ID nur in den Fällen, in denen ausnahmsweise 
keine Pauschsteuer gezahlt wird. 

Einkommensteuer 

Corona - Steuerrechtliche Erleichterungen 
Laut Bundessteuerberaterkammer (BStBK) hat das 
Bundesministerium der Finanzen (BMF) klargestellt, 
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dass die Corona-Hilfen zwar nicht als Entschädigungen 
i. S. d. Einkommensteuergesetzes gelten, jedoch die 
allgemeinen Regelungen zur ertragsteuerlichen Be-
handlung von Investitionszuschüssen anwendbar sind, 
soweit die gezahlten Hilfen auch Anteile für die An-
schaffung oder Herstellung von Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens enthalten. Dadurch ist die Möglich-
keit gegeben, erhaltene Hilfen von den Anschaffungs-
kosten zu kürzen und somit die sofortige Besteuerung 
derartiger Hilfsleistungen zu vermeiden. Die Versteue-
rung erfolgt demzufolge durch gekürzte Bemessungs-
grundlagen zur Absetzung für Abnutzung verteilt auf 
die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer. 

Hinweis 
Dies gilt für alle offenen Fälle! 

Fahrtkosten als Reisekosten? - Zum typischerweise 
arbeitstäglichen Aufsuchen eines Sammelpunkts 
Der Bundesfinanzhof hat seine Grundsätze zu den Rei-
sekosten im Zusammenhang mit dem arbeitstäglichen 
Aufsuchen eines Sammelpunkts weiter konkretisiert. 
Entscheidend sei, ob der Arbeitnehmer aus der Sicht 
ex ante nach den arbeitsrechtlichen Festlegungen dau-
erhaft denselben Ort oder dasselbe weiträumige Tä-
tigkeitsgebiet typischerweise arbeitstäglich aufzusu-
chen habe. Die arbeitsrechtliche Anordnung des Ar-
beitgebers als solche müsse für ihre steuerliche Wirk-
samkeit nicht dokumentiert werden.  

Rücklage für Ersatzbeschaffung - Verlängerung 
der Reinvestitionsfrist 
Das Bundesfinanzministerium hat die Reinvestitions-
frist für die Übertragung stiller Reserven auf Ersatzwirt-
schaftsgüter des Anlage- oder Umlaufvermögens nach 
Bildung einer Rücklage erneut verlängert. Die Frist ver-
längert sich um zwei Jahre, wenn die Rücklage ansons-
ten am Schluss des nach dem 29. Februar 2020 und vor 
dem 1. Januar 2021 enden Wirtschaftsjahr aufzulösen 
wäre. Sie verlängert sich um ein Jahr, wenn die Rück-
lage am Schluss des nach dem 31. Dezember 2020 und 
vor dem 1. Januar 2022 endenden Wirtschaftsjahres 
aufzulösen wäre. 

Lohnsteuer 

Lohnsteuer für digitale Betriebsfeier? 
Auch bei Online-Betriebsfeiern gelten die lohnsteuer-
rechtlichen Regelungen, d. h. Zuwendungen der Firma 

i. R. einer digitalen Betriebsfeier bleiben bis zu einem 
Betrag von 110 Euro je Mitarbeiter steuerfrei. Für diese 
Grenze werden alle Aufwendungen einschließlich der 
Umsatzsteuer zum Beispiel für Speisen oder Ge-
schenke zusammengerechnet. Maximal kann ein Un-
ternehmen zwei Veranstaltungen pro Jahr für seine Be-
legschaft durchführen, ohne dass Lohnsteuer und So-
zialversicherungsbeiträge gezahlt werden müssen. 
Wenn die Betriebsfeier mehr kostet, sind für den Teil, 
der die Grenze übersteigt, Lohnsteuer und Sozialversi-
cherungsbeiträge beim Mitarbeiter abzurechnen. 
Denn dann gilt die Betriebsfeier als geldwerter Vorteil. 
Alternativ kann die Firma den höheren Aufwand pau-
schal versteuern. 
Die Betriebsfeier muss zumindest grundsätzlich allen 
Betriebsangehörigen offenstehen. Damit sie wirklich 
überwiegend dem betrieblichen Interesse dient, dür-
fen prinzipiell nur „Arbeitnehmer“ an der Veranstal-
tung teilnehmen, wobei der Begriff u. a. auch deren 
Partner sowie ehemalige Angestellte, Leiharbeiter und 
Praktikanten umfassen kann. Wenn nur eine Abteilung 
feiert, muss auch hier jedes Teammitglied teilnehmen 
können. Einladungen nur nach Hierarchie, Umsatzzah-
len oder Funktion sind lohnsteuerrechtlich unzulässig.  

Umsatzsteuer 

Geänderte Umsatzsteuerregeln für landwirtschaft-
liche Betriebe 
Ab dem neuen Jahr gelten Änderungen in der Be- 
steuerung kleinerer land- und forstwirtschaftlicher Be-
triebe. Einem entsprechenden Gesetz aus dem Deut-
schen Bundestag hat der Bundesrat am 17. Dezember 
2021 zugestimmt. Es wird nun dem Bundespräsiden-
ten zur Unterzeichnung zugeleitet. Der Umsatzsteuer-
Durchschnittssatz für die vereinfachte Besteuerung 
pauschalierender land- und forstwirtschaftlicher Be-
triebe sinkt ab dem Jahr 2022 von 10,7 auf 9,5 %. Be-
troffen sind Betriebe mit bis zu 600.000 Euro Jahres-
umsatz. 

Drittes Corona-Steuerhilfegesetz - Weitergeltung 
des ermäßigten Umsatzsteuersatzes 
Die Gewährung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes in 
Höhe von 7 % für erbrachte Restaurant- und Verpfle-
gungsdienstleistungen, die eigentlich zum 30. Juni 
2021 hätte beendet sein müssen, wurde befristet bis 
zum 31. Dezember 2022 verlängert. Die Abgabe von 
Getränken ist hiervon ausgeschlossen. 
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Zeitraum  
01.01.2021 – 

31.12.2022  

ab 

01.01.2023  

Speisen zum Verzehr 

an Ort und Stelle  
7 %   19 %  

Speisen Außerhaus‐

geschäft  

(Imbiss/Lieferung/Ab‐

holung)  

7 %   7 %  

Getränke (Grundsatz)   19 %   19 % 

Zum Zeitraum der Rechnungsberichtigung bei zu 
Unrecht ausgewiesener Umsatzsteuer 
Wenn der Rechnungsempfänger den Vorsteuerabzug 
geltend gemacht hat, ist der aufgrund eines unberech-
tigten Steuerausweises geschuldete Steuerbetrag für 
den Zeitraum zu berichtigen, in dem der Rechnungs-
empfänger die Vorsteuer an das Finanzamt zurück-
zahlt. Auf den Zeitpunkt der Berichtigungsbeantra-
gung beim Finanzamt oder den einer Rechnungsbe-
richtigung kommt es nicht an. So entschied der Bun-
desfinanzhof. 
Die Berichtigung des geschuldeten Steuerbetrages sei 
unter den im Umsatzsteuergesetz weiter bezeichneten 
Bedingungen für den Besteuerungszeitraum vorzu-
nehmen, in dem die Gefährdung des Steueraufkom-
mens beseitigt worden sei. Ein Vorsteuerabzug beim 
Empfänger der Rechnung dürfe nicht durchgeführt  
oder die geltend gemachte Vorsteuer müsste an die 
Finanzbehörde zurückgezahlt worden sein. 

Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
zum umsatzsteuerlichen Zuordnungswahlrecht 
Der Europäische Gerichtshof hat entscheiden, dass die 
von der Finanzverwaltung gesetzte Frist für das um-
satzsteuerliche Zuordnungswahlrecht bei gemischt 
genutzten Gegenständen (z. B. ein Einfamilienhaus  
oder Photovoltaikanlage wird sowohl privat als auch 
unternehmerisch genutzt) grundsätzlich europa-
rechtskonform sei. Das bedeutet, dass das Zuord-
nungswahlrecht dem Finanzamt bis zum Ablauf der 
gesetzlichen Abgabefrist für die Umsatzsteuererklä-
rung mitgeteilt werden. Zu beachten ist dabei, dass bei 
der Fristberechnung bestehende Fristverlängerungen 
für die Erstellung der Erklärung durch einen Steuerbe-
rater nicht berücksichtigt werden kann. 

Berechnungsschema bei Geldspielgeräten mit Ge-
winnmöglichkeit 
Die Bemessungsgrundlage für die Umsatzbesteuerung 
von Geldspielgeräten ist der mittels Zählwerk ermit-
telte Kasseninhalt abzüglich der darin enthaltenen 
Umsatzsteuer. Das Bundesfinanzministerium hat nun 
darauf hingewiesen, dass bei Geldspielgeräten mit Ge-
winnmöglichkeit auf den Auslesestreifen ein Saldo (1) 
und ein Saldo (2) dargestellt wird. Die Ermittlung er-
folgt dann nach folgendem Schema: 
Einwurf 
- Auswurf 
= Saldo (1) 
- Erhöhung des Auszahlvorrats oder 
+ Verminderung des Auszahlvorrats 
+ Nachfüllungen 
- Entnahmen 
- Fehlbeträge 
= elektronisch gezählte Kasse 
+ Entnahme 
- Nachfüllungen 
= Saldo (2) 
Die Finanzverwaltung sieht demnach den Saldo 1 als 
maßgeblich für die umsatzsteuerliche Bemessungs-
grundlage. Hinzuweisen ist hierbei, dass deutsche Fi-
nanzgerichte in Entscheidungen auch andere Auffas-
sungen vertreten. 

Arbeitsrecht 

Keine Lohnfortzahlung im Lockdown 
Muss der Arbeitgeber seinen Betrieb aufgrund eines 
staatlich verfügten allgemeinen „Lockdowns“ zur Be-
kämpfung der Corona-Pandemie vorübergehend 
schließen, trägt er nach einem Urteil des Bundes- 
arbeitsgerichts nicht das Risiko des Arbeitsausfalls und 
ist nicht verpflichtet, den Beschäftigten Vergütung un-
ter dem Gesichtspunkt des Annahmeverzugs zu zah-
len. Der Arbeitgeber trage nicht das Risiko des Arbeits-
ausfalls, wenn zum Schutz der Bevölkerung vor schwe-
ren und tödlichen Krankheitsverläufen infolge von 
SARS-CoV-2-Infektionen durch behördliche Anord-
nung in einem Bundesland die sozialen Kontakte auf 
ein Minimum reduziert und nahezu flächendeckend 
alle nicht für die Versorgung der Bevölkerung notwen-
digen Einrichtungen geschlossen werden. In so einem 
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Fall realisiere sich nicht ein in einem bestimmten Be-
trieb angelegtes Betriebsrisiko.  

Sonstige 

Das Transparenzregister - Ab sofort ein Vollregis-
ter 
Zum 1. August 2021 ist das Transparenzregister- und 
Finanzinformationsgesetz (TraFinG) in Kraft getreten, 
welches das Geldwäschegesetz (GWG) in Teilen neu 
gestaltet hat. Der Kreis der Betroffenen, die in das Re-
gister einzutragen sind, sowie der inhaltliche Umfang 
der Meldepflicht sind erweitert worden. Die wesent- 
liche Änderung besteht aber darin, dass das Register 
mit dem Wegfall der bisher geltenden Mitteilungs- 
fiktion die Gestalt eines Vollregisters annimmt. Der 
Meldepflicht wird nicht länger dadurch genüge getan, 
dass die erforderlichen Angaben über ein anderes öf-
fentlich geführtes Register wie z. B. das Handelsregis-
ter abrufbar sind. Bisher war eine Mitteilung gemäß 
Geldwäschegesetz nur dann notwendig, wenn die zu 
machenden Angaben zum wirtschaftlich Berechtigten 
nicht über andere öffentlich geführte Register wie z. B. 
über das Handelsregister elektronisch zugänglich wa-
ren (Meldefiktion). 
Mit Wirkung zum 1. August 2021 ist die Meldefiktion 
weggefallen und das Transparenzregister zum Voll- 
register erstarkt. Dies hat zur Folge, dass zuvor ent-
behrliche Mittelungen nun erforderlich werden. Als Er-
leichterung hat der Gesetzgeber für Vereinigungen, 
die bis zum 31. Juli 2021 von einer Mitteilungspflicht 
befreit waren, Übergangsfristen normiert. 
Demnach müssen 
 Aktiengesellschaften, SE und Kommanditgesell-

schaften auf Aktien bis spätestens 31. März 2022, 
 Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genos-

senschaften, europäische Genossenschaften oder 
Partnerschaften bis spätestens 30. Juli 2022 und 

 alle anderen Mitteilungspflichtigen bis spätestens 
31. Dezember 2022 

ihre Mitteilung vornehmen. 
Die nötigen Angaben müssen über das Portal 
www.transparenzregister.de an das Register gemacht 
werden. Bei Verstößen gegen die Meldepflicht drohen 
Sanktionen in Form von empfindlichen Bußgeldern. 

Entsorgung von steuerrelevanten Unterlagen: 
Aufbewahrungsfristen beachten! 
Zum Jahreswechsel können oft alte Unterlagen ent-
sorgt werden. Häufig gilt eine 10-jährige Aufbewah-
rungsfrist. Nach dem 31. Dezember 2021 können da-
her Bücher, Inventare, Bilanzen, Rechnungen und Bu-
chungsbelege, die vor dem 1. Januar 2012 aufgestellt 
wurden, vernichtet werden, wenn die Steuerbescheide 
endgültig sind. Für Geschäftsbriefe und sonstige Un-
terlagen, wie z. B. Lohnunterlagen, gilt eine 6-jährige 
Aufbewahrungsfrist. Solche Unterlagen, die vor dem  
1. Januar 2016 entstanden sind, können ebenfalls ent-
sorgt werden, wenn die Steuerbescheide endgültig 
sind. 

Corona-Krise: Weitere Verlängerung der verfah-
rensrechtlichen Steuererleichterungen 
Das Bundesfinanzministerium hat eine weitere Verlän-
gerung der Regelungen erlassen, die für die von den 
Folgen der Corona-Krise betroffenen Steuerpflichtigen 
steuerliche Erleichterungen vorsehen. Von besonderer 
Bedeutung ist die Möglichkeit, Steuerforderungen 
weiterhin zinslos zu stunden  
Zu den befristeten Steuererleichterungen zählen u. a.: 
 Stundung von fälligen Steuern  
 Absehen von Vollstreckungsmaßnahmen  
 Anpassung von Vorauszahlungen auf die Einkom-

men- und Körperschaftsteuer 2021 und 2022  
Die Anträge auf Stundung bzw. Vollstreckungsauf-
schub sind bis zum 31. Januar 2022 zu stellen. Anträge 
auf Anpassung der Vorauszahlungen können bis zum 
30. Juni 2022 gestellt werden. Antragsteller haben 
nachzuweisen, dass sie unmittelbar und nicht uner-
heblich negativ wirtschaftlich von der Corona-Krise 
betroffen sind. Wegen den Detailregelungen des Bun-
desfinanzministeriums sprechen Sie uns bitte an.  

Bundesrat stimmt über Verlängerung der Unter-
nehmenshilfen ab 
Der Bundesrat hat über die Verlängerung von Corona-
Hilfen für Unternehmen aus dem Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds abgestimmt. Nach derzeitiger Rechtslage 
sind Unterstützungen für Unternehmen, die aufgrund 
der Corona-Krise in Not gerieten, nur bis Ende des Jah-
res möglich - diese Befristung dehnt der Bundestags-
beschluss nun um sechs Monate bis Ende Juni 2022 
aus. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung Januar/Februar 2022
Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.01.20221 10.02.20222 
Umsatzsteuer 10.01.20223 10.02.20224 

Umsatzsteuer Sondervorauszahlung entfällt 10.02.2022 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 13.01.2022 14.02.2022 

Scheck6 10.01.2022 10.02.2022 

Gewerbesteuer entfällt 15.02.2022 

Grundsteuer entfällt 15.02.2022 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 entfällt 18.02.2022 

Scheck6 entfällt 15.02.2022 

Sozialversicherung7 27.01.2022 24.02.2022 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-

dige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr, bei Jahreszahlern für das abgelaufene 
Kalenderjahr. 

2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgen-

den Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werk-
tag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 
vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 
Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.01.2022/22.02.2022, jeweils 0 Uhr) 
vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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